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Lieber Leser, 


CODE ist das andere deutsche Nachrichtenmagazin, das sich vorwiegend Themen widmet, 
die in der Establishment-Presse einseitig, tendenziös oder gar nicht dargestellt werden. 


CODE ist politisch, wirtschaftlich unabhängig und keinen gesellschaftlichen Gruppierun 
gen verpflichtet. 


CODE hat weltweit einen Mitarbeiterstab von 80 Korrespondenten und arbeitet mit der 
amerikanischen Zeitung »The Spotlight« und, dem Nachrichtendienst »New American 
View« zusammen. 


CODE bietet einer Reihe jüdischer Journalisten und Rabbiner die Möglichkeit, ihre politi- 
schen Bedenken gegen den Zionismus zu äußern. Diese jüdischen Autoren gehen davon + 
aus, daß der politische Zionismus nichts mit ihrer Religion zu tun hat, und sie halten jene 
nicht für antisemitisch, die gegen den Zionismus vorgehen. 


JEDEN MONAT NEU! 
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CODE veröffentlicht regelmäßig die Arbeitsergebnisse des Institutes for Historical Review. 
Die Beiträge werden aus der Vierteljahreszeitschrift »The Journal of Historical Review«, 
herausgegeben von Theodore J. O’Keefe, übernommen und für den deutschen Sprachraum 
erstmalig publiziert. Das Institute for Historical Review wird von einer Reihe international 
bekannter Historiker und Publizisten getragen. 


CODE ist weder antiamerikanisch noch antisemitisch, weder rechts, noch links, auch nicht 
rot, schwarz, grün oder braun. Pr 


CODE ist national, konservativ, patriotisch und dadurch den deutschen Belangen und 
Problemen besonders aufgeschlossen. 


Als Leser von CODE kennen Sie bereits die offene kritische Haltung dieser Zeitschrift. 
Wir bitten Sie daher, zu überlegen, wer aus dem Kreis ihrer Familie, Ihrer Bekannten, Kolle- 
gen und Freunde Abonnent von CODE werden könnte. 


Für Ihre Mühe möchten wir Sie gerne entschädigen. Wenn Sie uns einen neuen Abonnen- 
ten, der noch nicht Bezieher der Zeitschrift war, werben, erhalten Sie als Prämie das Buch 
»Der namenlose Krieg«. 
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Vielen Dank 
Ihr Diagnosen Verlag 


Verlag Diagnosen - Untere Burghalde 51 - D-7250 Leonberg 


Ich habe einen neuen Abonnenten für CODE geworben. 


Senden Sie CODE ab ER 
bis auf weiteres zum jährlichen Abonnementspreis von 
78.-.DM einschließlich Porto und Mchrwertsteuer (im 
Ausland DM 78.- zuzüglich DM 15.- Versandkosten für 
den einfachen Postweg, der Betrag wird zum Tageskurs 
umgerechnet) an: 


Die Einziehungsermächtigung gilt bis auf Widerruf und 
erlischt automatisch bei Beendigung des Abonnements. 


Datum 


Unterschrift des Abonnenten/Kontoinhabers 


Name 


Vorname 


Straße und Hausnummer/Postfach 


Postleitzahl/Stadt/Land 


OD Der neue Abonnent ist damit einverstanden, daß das 
Abonnentengeld von seinem Konto (Bank- oder 
. Postscheckkonto) abgebucht wird. 


Bank/Ort 


Bankleitzahl 


Kontonummer 


D Der neue Abonnent legt einen Verrechnungsscheck 
über den Betrag von 78:- DM anbei (Ausland: 
DM 93.- Gegenwert in ausländischer Währung 
zum Tageskurs) 


Oo Bittet um-Übersendung einer Rechnung. 


Ich bin darüber belehrt, daß ich diese Bestellung des 
Abonnements ohne Angabe von Gründen ar? 
dem Verlag Diagnosen, Untere Burghalde 51, D-7250 
Leonberg, binnen einer Woche schriftlich widerrufen 
kann, daß es zur Fristwahrung genügt, wenn der Wider- 
spruch innerhalb der laufenden Frist abgesandt wird. 


Unterschrift 


Ich habe den neuen Abonnenten geworben und erhalte dafür 
das Buch »Der namenlose Krieg«. Der neue Abonnent war 
noch nicht Bezieher dieser Zeitschrift, ist nicht mit mir 
identisch, und ihm wurde eine Kopie dieses Bestellscheins 
ausgehändigt. Meine Anschrift: 


Name 


Vorname 


Straße und Hausnummer/Postfach 


& PostleitzahV/Stadt/Land 


Das andere deuische Nachrichienmagazin 


Deutschland 
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Die Ausländer 
kosten Bonn 
Milliarden 


Bonns 
»Steuer-Erklärung« 


Hoyerswerda und 
seine Lehren 


Die Ostpreußen- 
Affäre und der 
»Amtseid« 

Die Mehrheit der deut- 
schen Bevölkerung ist er- 
schreckend wenig sensibili- 
siert. Anders läßt es sich 
nicht erklären, daß zwei 
Skandale in der deutschen 


. Politik kaum Beachtung 


finden. Die Rede ist von 
Ostpreußen und die Lüge 
um den »Amtseid«, den 
Bundespräsident, Bundes- 
kanzler und Minister vor 
den Parlamenten leisten 
müssen. 


Bonns Waffen- 
schiebereien nach 
Israel 


Hat Preußen wieder 
eine Zukunft? 
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Finanzen 


20 
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Die BBCI-Bank 
und das Eurodollar- 
Debakel 


Weltweite Erobe- 
rung heißt das Ziel 
der Eliten 


Die Eliten der internatio- 
nalen Absprachegremien 
nähern sich rapide ihrem 
weitgesteckten Ziel, die 
Welt in einzelne Regionen 
aufzuteilen, damit sie 
leichter durch die Verein- 
ten Nationen regiert wer- 
den können. 


David Rockefeller hat das Sagen 


bei der Trilateralen Kommission 
und den Bilderbergern. 


24 


Kissingers Hilfe 
beim Verschwinden 


, des Moskauer 


27 


29 


Staatsschatzes 


Big Oil drängt 
George Bush in 
Fragen Vietnams 


Die Völker auf dem 
Weg zu National- 
staaten 


Indien betreibt 
Protektionismus zur 
Rettung der Wirt- 
schaft 


Internationales 


34 


35 


37 


US-Präsident John FE Kennedy 


Was man in &; 
Straßburg so redet 


In Straßburg im Europa- 
Parlament wurde die 
heikle Frage der Vertre- 


tung der neuen mitteldeut-. 


schen Bürger der Europäi- 
schen Gemeinschaft erör- 
tert. Heikel deswegen, 
weil es natürlicherweise 
um die Erhöhung der deut- 
schen Volksvertreter im 
Europa-Parlament ging. 


Die Amokfahrt der 
Schweiz in die EG 


Meinungszensur im 


»pluralistischen« 
Frankreich 


Die Mafıa und 

der US-Präsident 
Kennedy 

Es ist die Geschichte des 
inzwischen verstorbenen 
Sam Giancana und der Fa- 
milie Kennedy. 


Ey 


hatte wie sein Vater enge Kon- 
takte zu Gangstern und der Ma- 


fia. 
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Im Weißen Haus 
spricht man von 
Demokratie und 
fördert Diktaturen 


Washington fördert 
Rotchinas Sklaven- 
arbeit 


US-Soldaten stehen 
zum Einsatz in 
Haiti bereit 


US-Firmen helfen 
Fidel Castro 


Bush und Gor- 
batshow sind sich in 
puncto Kuba einig 
Die USA wollen ihren 
Stützpunkt auf Kuba räu- 
men. Im Gegenzug zieht 
Moskau mehrere tausend 


sowjetische Soldaten aus 
Kuba ab. 


Michail Gorbatschow hat sich. 
mit dem amerikanischen Präsi- 
denten über das Schicksal Kubas 
verständigt. 


6. Jahrgang Nr.1 Januar 1992 


ten helfen dem 


Drogennetzwerk 


Der Strom von Drogen im 
Rahmen einer geheimen 
Mossad-Operation hatte 


Prinz Bandar bin Sultan, 
Saudi-Arabiens Botschaf- 
ter für die Vereinigten 
Staaten, angeblich »die 
höchten Bestechungsgel- 


ker soll gar nicht nach 
Deutschland kommen; 
Wenig Solidarität der 
West- mit den Mitteldeut- 
schen. 


47 Dersüdafrikanische | Naher Osten Ständige Rubriken 41 Impressum 
pP are uns 54 Milliarden Dollar 6 Deutschland- 50 Nahost-Journal 
u Verrats beschuldigt von den Alliierten Journal Israel kein verheißenes 
\ 49 Nukleare Bedro- erpreßt Der Schwindel von Greifs- Land für Sowjet-Juden; Is- 
h R . Als er über Militärausrü- wald; Vier Regierungsmit- raelische Siedler beschla- 
! ung aus otchina stung für sein Land in glieder, vier Flugzeuge; gnahmen arabische Woh- 
. s Höhe von Milliarden Dol- Zunehmende Opposition nungen; Japanische Trup- 
52 US-Sondereinhei- En edel: preßte gegen Genscher; Honek- pen in den Nahen Osten; 


Die Kraftprobe mit Israel; 
Irak gibt Daten über medi- 
zinische Katastrophe be- 
kannt; Irak fordert die 
Blockfreien heraus. 


seinen Ursprung in Kolum- der, die jemals in Washing- x 
| bien und führte über Pa- ton gezahlt wurden«, für 18 Banker-Journal Vertrauliches 
nama in die USA. Bei der sich und seine Familie her- Moskaus Politik mit den Absprachen gelten als To- 
! unter dem Namen »Watch- aus. Kurilen; Europäische Fir- desurteile in Südafrika; Pe- 
! Tower« bekannten Opera- men bauen drittgrößten rus Garcia soll angeklagt 
| tion, setzten der CIA und 56 Der Irak wird Staudamm; AID kritisiert werden; Malaysia: »Wis- 
| der Mossad Sondereinhei- seine »Bombe« Nahrungsmittel-Vertei- senschaft ist gemeinsames 
ten der amerikanischen Ar- bek lung; Öko-Faschisten ver- Erbe«; Mexiko gibt neue 
Ä mee ein, um über eine ekommen zögern Projekte; Katholi- Entdeckung bei Aids be- 
H ii 2 . ken kritisieren IWF-Plan; kannt; Weitere Hinrichtun- 
en nn 57 Die Opfer unter der . Der freie Markt - für Ost- gen politischer Gegner in 
j Zivilbevölkerung "europa zunächst eine Uto- China; Chinas Hardliner 
des Iraks pie; Banker hoffen, daß fürchten Boris Jelzin; 
Sowjets Schulden bezah- Asien und Südafrika ste- 
58 Israels Ausweg aus len; Chirac für Hilfe an den hen vor einer neuen Aids- 
der Krise Osten und die Dritte Welt. Explosion; Peking bei 
32 Europa-Journal folglos; Theologen befür 
H uropa-Jouma olglos; Theologen befür- 
6 Die Zahl der Juden Rote Armee plädiert für worten die Kampagne Oko 
61 Eine neue Identität Atomkraft; Cholera bei ‚92. 
fürl 1 Odessa aufgetreten; Fran- h 
ur Israe zösische Kritik an Brundt- Leserbriefe 


| Wie eingehend informiert war 
der damalige CIA-Chef George 
Bush, heute US-Präsident, über 


land-Studie; Kroatische 
Juden verurteilen Serbiens 
Völkermord; Britanniens 
Skinhead-Bewegung brei- 
tet sich aus; Rote Armee 
soll Transkaukasus verlas- 
sen; Vatikan kritisiert Ita- 
liens Premierminister; Wa- 
lesa meint, der Westen 
habe Polen getäuscht. 


die Aktion »Watch Tower«? 


62 Noch einmal das 
Massaker von Katyn 
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Deutschland- 
Journal 


Der Schwindel 
von Greifswald 


Nach Hoyerswerda war Greifs- 
wald im November des vergange- 
‚nen Jahres das Aushängeschild 
für eine in Deutschland angeb- 
lich immer größer werdende Aus- 
länderfeindlichkeit. Daß die Be- 
richterstattung in den Medien 
keineswegs der Wahrheit ent- 
‚sprach, sondern vielmehr eine 
reine Tendenzberichterstattung 
darstellte, deckte ironischer- 
weise ausgerechnet ein Reporter 
des »Stern« auf. 


“ Wörtlich heißt es dort: »Wenn er 
an die Medien denkt, packt den . 


Christenmenschen die Wut. 
»Stinksauer«, wettert Thomas 
Fuhrmann, Geschäftsführer der 
Diakonie in Greifswald, sei er 
über den »ungeheuren Mist, der 
da verzapft wurde - das Fernse- 
hen brachte sogar gestellte Bil- 
der.< i 


Was Fuhrmann so erbost, ist der 
Wirbel um eine Randale, die der 
Stadt in Mecklenburg den Ruf 
eingetragen hat, »ein zweites 
- Hoyerswerda« (ARD) zu sein. 
TV-Berichte über Schlägereien 
vor einem Asylantenheim hatten 
den Eindruck erweckt, das Haus 
sei von Rechtsradikalen angegrif- 
fen und verwüstet worden. Die 
‚Polizei sei zu spät eingeschritten, 
und die Ausländer hätten sich in 


akuter Lebensgefahr befunden; 


so sei auch ihre - illegale - Flucht 
- in den Westen mit Hilfe von Un- 
terstützern zu erklären.« 


Doch die Realität war weit weni- 
ger dramatisch«, weiß der 
»Stern« zu berichten, »als es ein 
»Tagesthemen«-Film am 4. No- 
vember suggerierte. Massentu- 
multe, wie sie die ARD zeigte, 
wurde nicht vor dem Heim ge- 
filmt, sondern in einem Fußball- 
stadion. Dort hatte tags zuvor 
eine der inzwischen üblichen 
Schlachten zwischen Fußball- 
. Rowdys und Polizisten getobt. 
“Ins Heim (ARD-Kommentar: 
»Verängstigte Menschen, kaputte 
Scheiben, überall  Pflaster- 
steine«) kam kein einziger Hooli- 
‘gan. Der desolate Zustand eini- 
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ger Räume erklärte sich aus.der 
Verbarrikadierung durch die 
Heimbewohner. 


Der ARD-Film zeigte ausführ- 
lich große Pflastersteine im er- 
sten Stock, um die »Lebensge- 
fahr« für die Bewohner zu unter- 
streichen. Doch die schweren 
Brocken sind keineswegs ins 
Heim geworfen, sondern von den 
Asylbewerbern selber herange- 
schafft worden - so Hauswart 
Krause, der bei den Ereignissen 
von Anfang an dabei war. Zur 
Selbstverteidigung oder schon in 
der Absicht, die Fernsehleute zu 
leimen? Vom NRD war bis zum 
Redaktionsschluß keine Stellung- 
nahme zu bekommen.« , 


Weiter heißt es in dem Artikel: 
»Daß Steine dieses Kalibers un- 
möglich als Wurfgeschosse für 
Angreifer. taugen, schon gar 
nicht in höheren Etagen landen 
können, ohne auch nur die Fen- 
ster zu beschädigen, müßte frei- 
lich auch dem blauäugigsten Re- 
porter aufgegangen sein. 


Zwei Tage später legte das ZDF- 
Magazin »Kennzeichen D« nach. 
In Greifswald, einem Ort »mit 
höchstem Sicherheitsrisiko<, 
habe sich eine »unglaubliche Ge- 
schichte zugetragen. Doch die 
Hansestadt ist so sicher oder unsi- 
cher, wie viele Orte im Osten 
oder im Westen. 150 Asylanten le- 
ben hier seit einem Jahr, ohne 
daß es zu ernsthaften Zwischen- 
fällen gekommen wäre - bis zu je- 
nem Sonntag. 


Da waren rund 150 Radau-Fans 
des Ostberliner Fußballclubs 
BFC beim Auswärtsspiel ihrer 


. Mannschaft mit örtlichen Polizei- 


kräften zusammengestoßen. Der 
Krawall war beträchtlich, mehr- 
fach gab die Polizei Warnschüsse 
ab. Asylbewerber, die sich das 
Spiel hatten ansehen wollen, er- 
griffen in Panik die Flucht; rund 
30 Hooligans verfolgten sie bis 
auf das nahe Heimgelände. »Dort 
haben wir überhaupt erst ka- 
piert, daß da ein Heim war, so 
ein festgenommener Hooligan 
zum Stern. 


Es flogen Steine und Bierfla- 
schen. Ins Haus konnten die Ran- 
dalierer nicht, weil die Bewohner 
den Eingang verrammelt hatten. 
Wenige Minuten später kam die 
Polizei, nahm einige Hooligans 
fest und vertrieb den Rest. Nach 
Spielende warfen andere, auf 
dem Weg in die Innenstadt, von 


der Straße Steine und Flaschen 
über den Zaun und schossen mit 
Leuchtraketen. Bilanz: 15 Ver- 
letzte auf Seiten der Polizei, 20 
bei den Hooligans, 26 Festnah- 
men. Rund ein Dutzend Fenster- 


. scheiben gingen zu Bruch, zwei 


in Zimmern von Asylbewerbern. 


In der Nacht verfrachteten ver- 
mummte Unterstützer, zum Teil 
aus Schleswig-Holstein herbeite- 
lefoniert, teils schon vor dem 
Krawall im Heim, die Asylbewer- 
ber zurück ins schleswig-holstei- 
nische Neumünster; von hier wa- 
ren sie erst eine Woche zuvor ge- 
kommen. Die Polizei schritt nicht 
ein. 


Was Innenminister Georg Diede- 
rich »ein politisches Kidnapping« 
nannte, war allerdings eher ein 
diffiziler Gruppenprozeß. Einige 
der Asylbewerber saßen, als der 
Konvoi aus dem Westen an- 
rückte, auf gepackten Koffern. 
Andere wollten im Heim bleiben 
und konnten offenbar erst kurz 
vor Abfahrt unter psychologi- 
schem Druck überzeugt werden, 
daß ihnen in Greifswald der si- 
chere Tod drohe. 


Die selbstinszenierte Odyssee 
der 70 Asylbewerber aus zwölf 
Ländern hatte am 12. September 
begonnen. Damals besetzte die 
Gruppe eine Kirche in Neumün- 
ster, um gegen ihre Verteilung auf 
die neuen Bundesländer zu pro- 
testieren, wo die Verfahren abge- 
wickelt werden sollen. Ein Teil 
der Menschen hat gute Chancen 
auf Anerkennung, ein anderer 
kaum. 


Der Auftritt als Gruppe mit ge- 
wählten Sprechern, Novum in 
der deutschen Asylgeschichte, 
aggressive Sprüche und kesse 
Forderungen (etwa nach Einzel- 
zimmern) heizten die Asylde- 
batte weiter an. In der Ex-DDR, 
von den Asylanten pauschal als 


Hort des Faschismus und Tot-. 


schlägern klassifiziert, schlug die 
Empörung Wellen...« 


Ist dies alles schon sehr interes- 
sant, führt der »Stern« weiter 
aus: »Innerhalb der Gruppe führ- 
ten von Anfang an kurdische Tür- 
ken das Wort, intelligente, hoch- 
politische junge Männer. Über 
die Umstände ihrer Flucht und 
das Ausmaß ihrer Bedrohung im 
Heimatland erzählen sie wenig. 
Dafür verwickeln sie Besucher in 
Diskussionen über die »ungebro- 
chene Tradition des deutschen Fa- 


schismus und Rassismus«. Sie ha- . 
ben in Norddeutschland Freunde 
und Genossen, sind an nichts we- 
niger interessiert als ins ferne 
Greifswald zu gehen, wo es keine 
Exilgruppen und kein türkisches 
Konsulat zum Demonstrieren 
gibt. Ihre Haltung findet sich auf 
Flugblättern, die von Organisa- 
tionen wie der TPK/ML verbrei- 
tet werden: »Politischer Flücht- 
ling oder sogenannter Armuts- 
flüchtling — der Imperialismus 
verursacht Not und Elend in ihrer 
Heimat, macht sie zu Flüchtlin- 
gen und hat für beide aufzukom- 
men«. 


Inzwischen soll die Gruppe zwar 
nicht mehr nach Greifswald zu- 
rück, aber über Mecklenburg- 
Vorpommern verteilt werden. 
Die Stimmung ist radikal gewor- 
den. Statt Kirchenleuten beraten 
jetzt autonome »Unterstützer« 
und militante »Antifa«-Grüpp- - 
chen die Asylbewerber. Deren 

Marschrichtung ist klar: Den 

Staat vorführen, der irgendwann 
Gewalt anwenden muß, wenn die 

Gruppe nicht nachgibt. Para- 

noide Züge brechen auf: »Pres- 

sekonferenzen« werden nur noch 

vermummt abgehalten, Journali- 

sten behindert. Den Flüchtlingen 

schadet das, aber es treibt die 

von den Autonomen erhoffte 

Konfrontation voran.« 


Das Blatt schließt: »Erklärungen 
der Asylbewerber tauchen neuer- 
dings auch im » Angehörigen-Info 
der Politischen Gefangenen in 
der BRD: auf, einer RAF-Publi- 
kation. Die »Bild«-Zeitung müht 
sich fleißig, die Militanten aus 


. der Hafenstraße herbeizuschrei- 


ben. Sobald die Polizei versu- - 
chen wird, die Asylbewerber zu 
kassieren, wird ihr Auftritt kom- 
men, fürchtet man in Kiel. 


Dann wären alle Beteiligten in 
diesem tristen Spiel gut bedient. 
Bis auf die Asylanten, über deren 
Anträge, so oder so, endlich ent- 
schieden werden muß.« 


Dieser Artikel zeigt, wo die wah- 
ren Menschenverächter sitzen, 
nämlich auf der politisch linken 
Seite. Sicherlich ist es zu verurtei- 
len, wenn irgendwelche rechtsex- 
tremen Wirrköpfe mit äußerster 
Gewalt gegen Asylanten vorzu- 
gehen versuchen, statt die wahre 
Schuld bei den Politikern zu su- 
chen, aber immerhin spielen sie 
nicht, wie die Autonomen, auf 
dem Rücken der unschuldigen 
Menschen und unter dem Deck- 


mäntelchen der Menschlichkeit 
ihr abscheuliches Spiel. 


Denn diese Typen gaukeln den in 
diesen Tagen ohnehin oftmals 
sehr ängstlichen Asylanten eine 
Hilfesbereitschaft vor, die über- 
haupt nicht vorhanden ist, und 
schwächen dadurch deren Chan- 
cen auf Anerkennung. Sie ma- 
chen nichts anderes als das, was 
sie den Rechten vorwerfen: 
Denn durch die Politisierung der 
Sache werden vielleicht auch 
Menschen nicht als Asylanten an- 
erkannt, die in ihrer Heimat wirk- 
lich politisch verfolgt werden und 
denen nach ihrer Rückkehr eine 
langjährige Haftstrafe oder gar 
der Tod droht. Dies nehmen 
diese Autonomen aber zur 
Durchsetzung ihrer Ziele bewußt 
in kauf. Seltsam ist nur, daß man 
hierüber kaum was hört, selbst 
von den Politikern nicht, die die- 
sen Sachverhalt eigentlich auch 
wissen sollten. 


Vier Regie- 
‚rungsmit- 
glieder, 

vier Flugzeuge 


CSU-MdB Günther Müller 
staunte nicht schlecht, als sich 
das, was er eigentlich für einen 
schlechten Scherz hielt, dann 
doch als Wahrheit entpuppte: 
Der Bundeskanzler und drei 
Bundesminister waren nämlich 
wirklich mit vier verschiedenen 
Flugzeugen zum Londoner Gip- 
fel der sieben wichtigsten westli- 
chen Industrienationen, den so- 
genannten G 7, angereist. 


Auf seine Anfrage erhielt er die 
offizielle Auskunft: »Es ist rich- 
tig, daß am Sonntag, dem 14. Juli 
1991, der Bundeskanzler aus 
Frankfurt/Main und der Bundes- 
minister für Wirtschaft aus Mün- 
ster/Osnabrück, und am Montag, 
dem 15. Juli 1991, der Bundesmi- 
nister der Finanzen aus Memmin- 
gen und der Bundesminister des 
Auswärtigen aus Köln/Bonn je- 
weils mit einem eigenen Flug- 
zeug nach London anreisten.« 


Angesichts dieser Verschwen- 
dung von Steuergeldern stellt 
sich die Frage, wieso es eigentlich 
. nicht möglich gewesen wäre, daß 
sich diese vier Personen am Flug- 
hafen Köln/Bonn trafen, wohin 
Waigl durchaus auch hätte ein- 
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fliegen können, wohingegen bei 
Möllemann und Kohl auch durch- 
aus die Anreise mit dem Wagen 
möglich gewesen wäre. Ein ge- 
meinsamer Flug hätte sicherlich 
mehrere hunderttausend Mark 
gespart, aber darauf kommt es 
nun wirklich nicht an! oO 


Honecker soll 
gar nicht 

nach Deutsch- 
land kommen 


Nach den vielen Mißgeschicken 
der Bundesregierung in den ver- 
gangenen Monaten, könnte nun 
noch ein weiteres auf sie zukom- 
men: nämlich eine nicht mehr un- 
möglich erscheinende Ausliefe- 
rung des früheren DDR-Staats- 
ratsvorsitzenden Erich Honek- 
ker. 


Obwohl die Bundesregierung 
und hier vor allem auch Bundes- 
kanzler Helmut Kohl offiziell auf 
eine baldmögliche Auslieferung 
drängt, soll es sich nach Angaben 
von Bonner Insidern inoffiziell 
ganz anders anhören. Danach 
sollen alle vier großen Parteien, 
also CDU, CSU, SPD und FDP, 
überhaupt kein Interesse an einer 
Rückkehr Honeckers haben. 


. Eines steht nämlich fest: Wenn 


Honecker wirklich vor Gericht 
gestellt würde, dann würde dies 
fast zwangsläufig den Sturz eini- 
ger Spitzenpolitiker nach sich zie- 
hen. Denn es ist in Bonn ein offe- 


nes Geheimnis, daß in den Stasi-. 


Akten noch jede Menge äußerst 
brisantes Material über Spitzen- 
politiker aller Couleur lagert. 
Und es muß davon ausgegangen 
werden, daß Honecker einige 
dieser Dinge ausplaudern würde 
beziehungsweise irgendwelche 
Medienorgane plötzlich sehr in- 
teressante Kopien in ihren Brief- 
kästen finden würden. 


Gerüchte besagen, daß die Bun- 
desregierung den sowjetischen 
Präsidenten Michail Gorbat- 
schow inoffiziell gebeten haben 
soll, die Sache möglichst noch so 
lange wie nur irgend möglich zu 
verzögern, in der Hoffnung, daß 
die deutsche Bevölkerung der Sa- 
che irgendwann einmal müde 
wird und dann sagt: »Na gut, laßt 
ihn doch ins Exil nach Chile rei- 
sen.« 


Andere sagen, daß wer die Nürn- 
berger Kriegsverbrecherprozesse 
kritisiert hat, dies nun eigentlich 
auch bei Honecker machen 
müßte. Denn in beiden Fällen 
war oder wäre kein fairer Prozeß 
zu erwarten. Vor allem würde 
wieder gegen den rechtlich fürei- 
nen freiheitlichen Staat eigent- 
lich selbstverständlichen Grund- 
satz verfahren: »Keine Anklage 
darf jemanden aufgrund nach- 
träglich geschaffener Gesetze 
verfolgen.« 


Und so pervers es auch klingt, 


“ Honecker hat sich damals auf 


dem Boden der in der DDR gel- 
tenden Gesetze bewegt. Und Ver- 
stöße gegen das Völkerrecht wer- 
den sonst auch nicht verfolgt. 
Von daher stoßen sie besonders 
negativ auf, wenn ein geschaßter 
Staatschef deswegen angeklagt 
wird, andere, die dies jetzt noch 
tun, aber auch weiterhin frei wir- 
ken können, ohne eine Anklage 
befürchten zu müssen. 


Wenig Solida- 
rität der West- 
mit den Mittel- 
deutschen 


Daß das Nationalgefühl der 
Deutschen derzeit noch wenig 
ausgeprägt ist, zeigt das jüngste 
Wehklagen der westdeutschen 
Arbeitnehmer: über ihre Weih- 
nachtsgeldabzüge und die hohen 
Zinsen. Diese sind notwendig ge- 
worden durch die vielen Milliar- 
den Mark, die für den Wiederauf- 
bau der in mehr als vier Jahrzehn- 
ten vollständig heruntergewirt- 
schafteten Ex-DDR gebraucht 
werden. 


Es zeigt sich, daß viele Leute 
nicht einmal bereit sind, für die 
(Teil-)Wiedervereinigung für 
eine begrenzte Zeit auf 50, 100 
oder 200 Mark im Monat zu ver- 
zichten. Die »Wiedervereini- 
gung« stand vor der Wende in der 
DDR bei Befragungen nach poli- 
tischen Zukunftswünschen meist 
recht weit oben, doch tun will 
hierfür kaum einer etwas. 


Wenn sich die Klagen dagegen 
richten würden, daß die nunmehr 
von der Bundesregierung durch- 
gesetzten Sonderopfer gar nicht 
nötig gewesen wären, wenn es 
endlich die schon lange überfälli- 
gen Änderungen in der Asylpoli- 


tik oder die nicht notwendige Fi-.. 


nanzhilfe für den Olkrieg der 
Amerikaner gegen den Irak gege- 
ben hätte, wären diese noch be- 


rechtigt. Ohne Verständnis kann ' ; 


man aber nur darauf reagieren, 
wie viele Leute jetzt auf einmal . 
sagen: »Hätte ich gewußt, daß - 
ich wegen der Wiedervereinigung 
auf so und so viel Geld verzichten 
muß, dann wäre es mir lieber, sie 
wäre gar nicht gekommen!« 


Damit werden dann also rein ma- 
terielle Überlegungen höher ge- 
stellt, als die Interessen des nur 
durch kommunistische Macht- 
willkür getrennten Volks. Selbst 
wenn seitens mancher Mittel- 
deutschen jetzt zuviel zu schnell 
gefordert wird - aus rein mensch- 
lichen Motiven aber durchaus 
entschuldbar -, so sollte doch die 
Freude über den Fall der Mauer 
größer sein als der Verzicht auf 
insgesamt wenige Mark, zumal 
viel Geld ohnehin für im Grunde 
genommen unwichtige Dinge 
ausgegeben wird. Ausgenommen 
hiervon sind natürlich Arbeits- 
lose und viele Rentner, für die 
das fehlende Geld oftmals wirk- 
lich an die Existenz geht. ol 


Zunehmende 
Opposition 
gegen Genscher 


. Die Opposition in der Union ge- 


gen Genscher wird immer stär- 
ker. Sollte es 1994 nochmals zu ei-_ 
ner Koalition der CDU/CSU mit 

der FDP kommen, dann sind 

nicht nur die Christsozialen, son- 

dern nun auch: die Christdemo- 

kraten immer mehr gewillt, den 

Außenministerposten der FDP 

und hier besonders Genscher zu. 
entreißen. 
Zu dieser Absicht haben sicher- 
lich auch die vielen Mißgeschicke 
»Wendelins« in letzter Zeit beige- 
tragen. So vermißt man bezüg- 
lich des jugoslawischen Bürger- 
kriegs alles, was die FDP so 
gerne an Genscher lobte, näm- 
lich die angebliche Fähigkeit, 
zwischen stark verfeindeten 
Gruppen zu vermitteln. Viel- 
mehr hört und sieht man über- 
haupt nichts von Genscher, er ist 
quasi in der Versenkung ver- 
schwunden und hat damit und 
durch sein »Nicht-Fleisch-nicht- 
Fisch-Verhalten« dem Ansehen 
der Deutschen nicht nur in Eu- 
ropa, sondern in der ganzen Welt 
sehr geschadet. 
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» Bonn 


Ausländer 


kosten 


Milliarden 


Alfred König 


»Ausländer. Gewinn für Deutschland.« Mit dieser Überschrift auf 
der Titelseite stellte die in Düsseldorf erscheinende »Wirtschaftswo- 
che« ein von ihr beim Rheinisch-Westfälischen Institut für Wirt- 
schaftsforschung (RWI) in Auftrag gegebenes Gutachten der Öffent- 
lichkeit vor. Danach stellen die Ausländer für Deutschland einen 
großen Gewinn dar, auch im finanziellen Bereich. Ohne sie würde es 
‚uns, so das RWI, weitaus schlechter gehen. 


Die Analyse des RWI erscheint 
auf den ersten Blick sogar durch- 
aus logisch. Erst bei genauerer 
Analyse ergeben sich dann viele 
Ungereimtheiten und sogar Feh- 
ler. Über manche Dinge geht das 
Essener Wirtschaftsforschungsin- 
stitut sogar schlichtweg hinweg, 
. was dann natürlich das Ergebnis 
verfälscht. 


Das Problem 
differenziert sehen 


Um es an dieser Stelle noch ein- 
mal klar darzustellen: Auch 
CODE hat nichts gegen die vor 
vielen Jahren nach Deutschland 
gekommenen Arbeiter, die sich 
integriert haben und hier fleißig 
ihrer wie auch immer gearteten 
Arbeit nachgehen, brav ihre 
Steuern zahlen und sich an die 
Gesetze halten. Auch würde es si- 
cher unmenschlich sein, diese 
Leute jetzt von heute auf morgen 
aus ihren sozialen Bindungen zu 
lösen und abzuschieben. 


Auch ist es sicherlich richtig, daß 
die deutsche Wirtschaft bis zu ei- 


‚nem gewissen Grade ausländi- 


sche Arbeitnehmer braucht, be- 
sonders in einigen Bereichen, 
wie etwa der Müllabfuhr oder 
den Gastronomieberufen. Die- 
ses ändert alles aber nichts daran, 
daß die kriminellen Ausländer 
abgeschoben gehören und auch 
bei der Aufnahme neuer Auslän- 
der heute die Kapazitätsgrenze 
erreicht ist. Ab einem bestimm- 
ten Punkt, und der ist jetzt er- 
reicht, schädigen die neu hier ein- 


8 |®ODE 1/1992 


reisenden Ausländer nämlich die 
Volkswirtschaft! 

Nicht abgestritten werden kann 
die Feststellung des RWI, daß 
Ausländer nicht unbedingt Deut- 
schen die Arbeitsplätze wegneh- 
men. Dieses trifft zumindest auf 
die sogenannte Drecksarbeit, 
wie etwa Müllmann oder Toilet- 
tenreiniger zu. Auf entspre- 
chende Inserate meldet sich 
heute wirklich kaum ein arbeits- 
loser Deutscher. Nur liegt dies si- 
cherlich auch an dem umfangrei- 
chen sozialen Netz, das den 
Deutschen auffängt. 


Ein Widerspruch 
in sich selbst 


Hier liegt auch eine der wesentli- 
chen Schwächen der RWI-Stu- 
die. Sie haben die Zuwanderer 
zusammengefaßt, also auch die 


aus der UdSSR oder aus Polen: 


ausreisenden Deutschstämmi- 
gen. Es ist aber so, daß das Pro- 
blem der Facharbeiter wesentlich 
durch Deutschstämmige entla- 
stet wurde, weniger durch Aus- 
länder. Gerade die Facharbeiter 
sind es aber, die durch ihre quali- 
fizierte Tätigkeit erst die einfa- 
chen Arbeiter nötig machen. 
Wenn der Abteilungsleiter des 
RWI, Hans Dietrich von Loeffel- 
holz, dann sagt: »Die Zuwande- 
rer haben per saldo die Arbeitslo- 
sigkeit in Westdeutschland ver- 
mindert«, dann ist es in erster Li- 
nie den deutschstämmigen Fach- 
arbeitern und erst dann den billi- 
gen ausländischen Arbeitneh- 
mern zu verdanken. 


Richtig, zumindest für West- 
deutschland ist, daß der größte 
Nachfragedruck auf dem Woh- 
nungsmarkt von Deutschen aus- 
geübt wird, die immer größere 
Wohnungen haben wollen und 
heute viel früher aus der elterli- 
chen Wohnung ausziehen. Wenn 
die Ausländer, wie das RWIes po- 
sitiv darstellt, in die alten, billi- 
gen Wohnungen ziehen, dann ret- 
ten ‚sie vielleicht diesen Wohn- 
raum, verhindern auf der ande- 


ren Seite aber auch Renovierun- 


gen und Modernisierungen, die 
bei einer vernünftigen Woh- 
nungsbaupolitik auch nicht unbe- 
dingt die Mieten ins Unermebßli- 
che steigen lassen müßten. 


Gerade aus einem fünfstöckigen 
Altbau mit 3,50 Meter oder noch 
höheren Decken ließen sich 
heute unproblematisch sieben 
Stockwerke machen. Schon wäre 
auf gleicher Fläche mehr Wohn- 
raum geschaffen. Da die Nach- 
frage dadurch auch auf mehr An- 
gebot stoßen würde, wären 
gleichzeitig auch die Mietsteige- 
rungen nicht so stark, da die An- 
gebotsverknappung die Preise 
steigen läßt. Weitere Tatsache ist 
auch, daß angesichts des ohnehin 
sehr knappen Wohnraums in Mit- 
teldeutschland jeder dort hinzie- 
hende Ausländer die Wohnungs- 
not vergrößert. 


Und wenn, wie das RWI stolz ver- 
merkt, schon 135000 »deutsche 
Türken« - schon dies ist ein Wi- 
derspruch in sich selbst — heutzu- 
tage einen Bausparvertrag ha- 
ben, bedeutet dies nichts ande- 
res, als daß die Leute erstens in 
Deutschland bleiben wollen und 
zweitens die aufgrund der hohen 
Bevölkerungsdichte und der ge- 
ografischen Lage Deutschlands 
ohnehin schon sehr knappen 
Baumöglichkeiten noch weiter 
verknappt werden, was die Preise 
nochmals anzuziehen läßt. 


Folgen verfehlter 
Familienpolitik 


Am positivsten ist noch die Zahl 
von rund 140000 ausländischen 
Unternehmern in der Bundesre- 
publik zu werten - selbst wenn 
darunter schon die türkische Ein- 
Mann-Schneiderei fällt -, da 
diese aufgrund ihres. unterneh- 
merischen Engagements sicher- 
lich dem deutschen Steuerzahler 
mehr bringen als ihn kosten. 

Das RWI wertet es als besonders 
positiv, daß die. ausländischen 


‚Steuerzahler, die damit auch So- 


zialabgaben abführen, dazu bei- 
tragen, die sich nach oben hin ver- 
größernde Alterspyramide be- ' 
zahlbar zu machen. Ohne -Aus- 
länder könnte die Rentenversi- 
cherung im Jahre 2040 auf 40 Pro- 
zent des Arbeitseinkommens 
klettern. 


Zwar mag dies stimmen, doch ist 
hier sicherlich eine verfehlte Fa- 
milienpolitik daran schuld. Dies 
wäre aber dahingehend zu än- 
dern, daß für deutsche Familien . 
mehr getan wird, damit auch 
mehr Kinder gezeugt werden und 
nicht eine Familie mit vier Kin- 
dern heute schon als asozial gilt, 
aber nicht nach dem Motto: »Na 
und, holen wir uns eben ein paar 
Ausländer rein, und schon 
stimmt die Statistik wieder«. 
Auch wird über kurz oder lang 
bei zunehmender Integration 
auch der ausländische Geburten- 
überschuß wieder schwinden, so 
daß langfristig sogar mit einer 
noch schlimmeren Alterspyra- 
mide gerechnet werden muß, als 
die langfristigen Statistiken jetzt 
an die Wand malen. 


Wenn die Ausgaben für Schein- 
asylanten nur zu einem Teil der 
Rentenversicherung zugeschla- 
gen würden, ergäbe sich hieraus 
eine wesentliche Entlastung. Ver- 
gessen werden darf auch nicht, 
daß manche Sozialabgaben, wie 
etwa Kindergeld, heute schon in 
der Relation mehr an Ausländer 
als an Deutsche gehen, wodurch 
auch Steuererhöhungen resultie- 
ren. 


Eine seltsame _ 
Zahlen-Spielerei 


Ganz seltsam wird die Ausarbei- 
tung des RWI aber, wenn es um 
die Kosten-Nutzen-Rechnung 
geht, wobei mal wieder die Zu- 
wanderer in einen Topf gepackt 
werden, also zwischen deutschen 
Aussiedlern und etwa zugewan- 
derten Türken nicht unterschie- 
den wird. 


Auf der Habenseite stehen da- 
nach 29 Milliarden Mark an So- 
zialabgaben und Steuern, 25 Mil- 
liarden Mark »Einkommensge- 
winne von deutschen durch Zu- 
wanderer, dadurch höhere Steu- 
ern und Soziälabgaben« - ein äu- 
Berst schwieriger Punkt, da er 
nicht in Zahlen meßbar ist, son- 
dern auf Schätzungen beruht, die 
wiederum durch die Vermischung 


von Ausländern und Deutsch- 
stämmigen verfälscht werden - 
und drei Milliarden Mark durch 
»Einsparung an Sozialabgaben 
durch Mehrbeschäftigung« 
(siehe vorherigen Punkt). 


Auf der Sollseite stehen dagegen 
lediglich 16 Milliarden Mark an 
öffentlichen Zuwendungen für 
Zuwanderer. Wer sich nur einmal 
die wahren Kosten nur für Asyl- 

“ bewerber anguckt - zu den offi- 
ziell genannten wenigen Milliar- 
den Mark müssen noch die indi- 
rekten Kosten wie Armenrecht 
bei. Klagen von abgewiesenen 
Asylbewerbern, Löhne und Ar- 
beitszeit der mit Ausländerfragen 
beschäftigten Beamten zugerech- 
net werden -, der weiß, daß man 
mit den genannten 16 Milliarden 
Mark bei weitem nicht aus- 
kommt. Unter dem Strich kommt 
das RWI demzufolge auf einen 
Gewinn von 41 Milliarden Mark 
für die öffentlichen Kassen. 


Ergebnisse mit großen 
Unsicherheiten 


Selbst wenn diese Rechnung jetzt 
fälschlicherweise einmal ange- 
nommen stimmen würde, stellt 
sich noch immer die Frage, 
warum soll dieser Gewinn durch 
mehr als 90 Prozent Scheinasy- 
lanten gesenkt werden? Hat 
Deutschland denn angesichts der 
großen innenpolitischen Pro- 
bleme Geld zu verschenken, ge- 
rade wenn man bedenkt, wie 
stark steigend die Kriminalität 
auch durch die Asylbewerber 
wird - übrigens werden die da- 
durch entstehenden Mehrkosten 
auch nicht der Ausländerrech- 
‚nung zugeschlagen? 


Wenn man jetzt einmal die 
deutschstämmigen Zuwanderer 
aus der RWI-Rechnung heraus- 
nimmt, die wahren, deutlich über 
16 Milliarden Mark liegenden 
Kosten für Ausländer zurechnet, 
sieht die Bilanz ganz anders aus. 
Dann bleibt, wenn überhaupt, 
nur ein kleiner Gewinn stehen, 
der bei konsequenter Asylpolitik 
durchaus in beträchtliche Höhe 
gebrächt werden könnte. Das wä- 
ren dann die Ausländer, die wirk- 
lich arbeiten und nicht dem Staat 
auf.der Tasche liegen. 


Welche Gesinnung hinter der 
RWI-Ausarbeitung steht, läßt 
sich leicht aus zwei Sätzen erken- 
nen: »Ein afghanischer Emigrant 
mit Darmstädter Ingenieurdi- 


plom dürfte leichter einzuglie- 
dern sein als ein deutschstämmi- 
ger Kolchosbauer aus Kasach- 
stan.« An anderer Stelle läßt die 
»Wirtschaftswoche« Herbert 
Leuninger von der Arbeitsge- 
meinschaft Pro Asyl zu Wort 
kommen. Dieser sagte: »Wer in 
einer Diktatur die hohen Flucht- 
hürden überwunden und den 
schwierigen Weg nach Deutsch- 
land geschafft hat, der dürfte hier 


allemal zum dynamischen Teil 


der Bevölkerung zählen.« 


Hierzu gibt es ein ganz klares Ge- 
genargument: Wie ist es möglich, 
daß Leute, die in einem Land an- 
geblich politisch verfolgt werden, 
mit Sack und Pack und all ihren 
Wertgegenständen und oftmals 
sogar einem Batzen Bargeld 
höchstoffiziell nach Deutschland 
ausreisen können? Sind dies 
denn wirklich »besonders Dyna- 
mische« oder nicht vielmehr 
Wohlstandsflüchtlinge? 


Alleine diese wenigen, in aller 
Kürze skizzierten Punkte dürften 
ausreichen, die Fehler in der 
RWI-Studie für jeden offensicht- 
lich werden zu lassen. Hier muß 
an den Satz von Winston Chur- 
chill erinnert werden, der einmal 
sagte: »Ich glaube nur an die Sta- 
tistiken, die ich selbst gefälscht 
habe.« Wenn die RWI-Studie 
schon keine Fälschung ist, so ar- 
beitet sie doch mit Parametern, 
von denen zumindest einige sehr 
zweifelhaft sind. Damit sind 
dann eben auch die Ergebnisse 
mit großen Unsicherheiten bela- 
stet! U 


Deutschland 


Bonns 


»Steuer- 
Erklärung« 


Emil Schlee 


Seit einiger Zeit und mit zunehmender Ausweitung werden die 
»Blätter« unserer Medienwelt mit Ankündigungen, Darlegungen 
und Kriterien zum Thema »Steuern«, »Steuererhöhungen«, »neue 
Steuern«, »Einkommens- und Verbrauchssteuern«, »Steuerrefor- 
men« sowie »Subventionsabbau« angefüllt und bewegt. 


Zu dieser 
und 
gung« des Staates Bundesrepu- 
blik Deutschland ist vereinfacht 
folgendes zu sagen: Der Schul- 
denberg des Staates Bundesrepu- 
blik Deutschland (Bund-Länder, 
Gemeinden) beläuft sich 1991 auf 
1,5 Billionen DM mit steigender 
Tendenz! 1991 muß unser Staat 
90 Milliarden DM Zinsen zahlen 
- 1992 werden es 98 Milliarden 
DM sein -. Zur Orientierung: 
Der Bundeshaushalt 1991 mit all 
seinen Ausgaben beträgt 410 Mil- 
liarden DM - 1992 werden es 422 
Milliarden DM sein. 


»Steuererhöhungs- 


Das Geldvermögen der Bürger - 
der privaten Haushalte - in den 
alten Bundesländern belief sich 
Ende 1990 auf knapp drei Billio- 
nen DM - genauer: 2960 Milliar- 
den DM -, in den neuen Bundes- 
ländern beträgt das Geldvermö- 
gen der Bürger ein Fünftel des 
Westvermögens: Insgesamt hat 
sich das private Geldvermögen in 
den letzten 20 Jahren fast ver- 
sechsfacht? 


Bilanz: Von welcher Partei die 
Regierungen in Bonn auch im- 
mer gestellt werden, finanzpoli- 
tisch wird es zukünftig wohl nur 
noch eine Politik geben: Wie 
komme ich »armer Staat« an die 
Ersparnisse des »reichen Bür- 
gers«? £ 


Logisch: Über Steuern und Sub- 


_ventionsabbau und wohl zum Teil 


auch über das Karlsruher »Ent- 
eignungsurteil« vom 23. April 
1991, das die Ergebnisse der kom- 
munistischen »Bodenreform« un- 
antastbar macht, weil angeblich 


Subventionsabbau-Bewe- 


nur so die Teileinheit durch die 
Sowjets ihre Billigung erfahren 
konnte. Die praktische Handha- 
bung dieses dubiosen Urteils 
sieht dann so aus: »Wegen der 
Einheit dürfen die Enteigneten 
zwar ihren Besitz - zwischen 1945 
bis 1949 enteignet — nicht zurük- 
kerhalten, aber über den »freien 
Markt« (Treuhand) wieder zu- 
rückkaufen. Das würde einen 
Treuhandvermögensgewinn von 
etwa 800 Milliarden DM ausma- 
chen! 


Deutschland - das 
Welt-Sozialamt 


Scheinheilig einseitig auch die 
Begründung für diese Steuerpoli- 
tik: Einerseits die »hohen Kosten 
der Einheit«, andererseits »der 
Golfkrieg« und andere passende 
Ereignisse. Sagen sollte man den 
Bürgern, daß mit seinen Steuer- 
geldern hohe und höchste Bei- 
träge für die Vereinten Nationen, 
die EG, die NATO und viele an- 
dere internationale Organisatio- 
nen, für Wiederaufbau und Le- 
bensstandardangleichung Mittel- 
deutschlands —- in den nächsten 
zehn Jahren rund vier Billionen 
DM -, die hohen Milliardenbe- 
träge für Polen, Sowjetunion, 
Golfregion, - Entwicklungshilfe, 
Israel und für viele-andere Staa- 
ten und Nöte und Zwecke ge- 
zahlt werden. 


Natürlich läßt sich dieser selbst- 


gemachte und zum Teil noch fern- fe 


gesteuerte Zustand ändern, aber 


da muß sich der Wähler wohl et- “ 


was anderes als bisher einfallen 
lassen. m) 
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Deutschland 


> erswerda 
seine 


Een 


Siegfried Gärtner 


Seit Wochen überschlagen sich die Massenmedien in wilden Angrif- \ 


fen gegen »Rechtsradikale«, Skinheads und sogenannte »Ausländer- 
feinde«. Was war geschehen? Jugendliche waren zuerst in der nieder- 
schlesischen Kreisstadt Hoyerswerda - derzeit zum Freistaat Sachsen 
gehörend — mit Steinwürfen und anderen Gewaltmitteln gegen 
Wohnheime von »Asyl«-Bewerbern vorgegangen, andere folgten. 


Daher die einhellige Empörung. 
Denn daß dieses jahrzehntelang 
so schafsgeduldige deutsche Volk 
einmal irgendwo zur Selbsthilfe 
greifen könnte, das hielten die 
weltlichen und »geistlichen« 
Machthaber zwischen Rhein und 
Oder mit ihren Massenmedien 
für unmöglich, und der Vorfall 
übertrug ihnen daher ein ganz 
neues gruseliges Politgefühl. 
Und, o Schock, zahlreiche Ein- 
wohner der Stadt Hoyerswerda 
und anderswo, sympathisierten 
offen mit den »Rowdies«. 


Die Lüge von der 
»Ausländerfeindlichkeit« 


Man mag solche gewalttätigen 
Ausbrüche immer bedauern; 
aber hier erhebt sich doch die 
Frage: Wer ist eigentlich für die 
sich von Tag zu Tag verschärfende 
Ausländerflut verantwortlich? 
Es sind alle jene Politiker und 
Leitartikler, die seit Jahren nichts 
gegen die zunehmende Scheina- 
sylantenflut unternehmen, ja sie 
offen oder versteckt begünsti- 
gen, weil sie ideologische Scheu- 
klappen tragen und in die Wahn- 
idee einer »multikulturellen Ge- 
sellschaft« vernarrt sind, obwohl 
sie wissen, daß diese das Ende 
des deutschen Volkes bedeuten 
würde. Sie handeln daher antide- 
mokratisch, denn in einer echten 
Demokratie hat der Wille des 
Staatsvolkes zu gelten, und über- 
haupt bedeutet das Wort Demo- 
kratie Volksherrschaft und nicht 
etwa Herrschaft irgendwelcher 
internationaler Mächte und Or- 
ganisationen. 


ODE 1/1992 : 


Die Prediger »ewiger Schuld« 
und einer daraus resultierenden 
Verpflichtung zur unbegrenzten 
Ausländeraufnahme sind wegen 
ihrer Deutschfeindlichkeit nicht 
nur abzuwählen, sie sind auch zu 
bedauern, da sie innerlich krank 
sind, denn kein gesunder Mensch 
läßt sich von fremder Propa- 
ganda einreden, sein Volk sei in 
der Wurzel schlecht und habe des- 
halb die Vernichtung verdient. 
Umso mehr, als es sich um das 
Volk im Herzen Europas han- 
delt, das objektiv zu den ersten 
Kulturnationen der Welt gehört. 


Um alle Gegner der jetzigen 
Wahnsinnspolitik mundtot zu 
machen, wird ständig mit den 
Schlagworten »Fremdenhaß« 
und »Ausländerfeindschaft« ge- 
arbeitet. Die Deutschen sind 
aber von Haus aus nicht auslän- 
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derfeindlich, ganz im Gegenteil. 
In keinem Land erreichen 
fremde Gelehrte, Künstler und 
Wissenschaftler einen solchen 
Bekanntheitsgrad wie bei uns. 
Kein Volk ist gegenüber fremden 
Kulturen so aufgeschlossen wie 
das deutsche. 


Es bezahlt bieder und brav die ge- 
samten EG-Lasten allein — die 
anderen bekommen immer mehr 
aus der EG-Kasse heraus als sie 
einlegen -, es gibt 50 Milliarden 
DM pro Jahr allein für den Tou- 
rismus im Ausland aus und wird 
dabei regelmäßig um 200 Millio- 
nen DM bestohlen: Nur, es ist 
nicht bereit, aus lauter Begeiste- 
rung für die Fremden Selbstmord 
zu begehen. 


Und dies ist genau der Punkt, an 
dem sich die Geister scheiden. 
Diejenigen, die es auf diesen Weg 
des nationalen Selbstmords drän- 
gen wollen, enthüllen damit ih- 
ren nationalen Selbsthaß, sofern 
essich um Deutsche handelt, und 
zeigen, daß sie in Wahrheit 
ebenso inländerfeindlich und in 
abartiger Weise antideutsch wie 
auch unmenschlich sind. 


Bei keiner Sonntagsrede irgend- 
eines Politikers oder Klerikers 
darf das Wort vom Rechtsstaat 
fehlen, den wir nun endlich er- 
reicht hätten. Aber ist dem auch 
so, ganz abgesehen davon, daß 
die Bundesrepublik auch nach 
dem Zusammenbruch des Mar- 
xismus immer noch ein typischer 
»Linksstaat« ist? 


Was geschieht mit den unzähli- 
gen Wirtschaftsasylanten, die ille- 
gal unsere Grenzen überschrei- 
ten oder von Schlepperorganisa- 


Der »friedliche« Einheitsbrei aus allen Rassen, der unseren 
»One-World«-Utopisten vorschwebt, ist wahnwitzige Illusion. 


tionen eingeschleust werden? 
Werden sie oder die Chefs dieser 
Schlepperbanden für ihr unrecht- 
mäßiges Tun bestraft, da sie. of- 
fensichtlich bestehende Gesetze 
verletzen und somit illegal han- 
deln? Haben je Kirchen oder Ge- 
werkschaften gegen diese ständi- 
gen Rechtsbrüche protestiert? 
Nein, alle diese Illegalen werden 
in unserem Rechtsstaat für ihr un- 
rechtmäßiges Tun noch belohnt 
und in Heimen, Hotels oder Ka- 
sernen auf Kosten des deutschen 
Steuerzahlers untergebracht. 


Auf der anderen Seite wird unser 
Pflegepersonal in den alten und 
neuen Bundesländern für seine 
schwere aufopferungsvolle Ar- 
beit mit einer viel zu geringen 
Entlohnung abgespeist. Es fehlt 
an Kindergärten, zu wenig Leh- 
rer werden eingestellt. 


»Die Armen an unseren 
Tisch lassen« 


Als Folge der jahrzehntelangen 
kommunistischen Mißwirtschaft 
leiden viele unserer mitteldeut- 
schen Landsleute bitter Not. 
Überall fehlt es an Geld. In die 
EG-Kassen hat Bonn in den letz- 
ten Jahren mindestens 300 Mil- 
liarden DM bezahlt. Unsere not- 
leidenden mitteldeutschen Bun- 
desländer erhalten aber jetzt von 
Brüssel vergleichsweise nur ei- 
nen Bettelpfennig. Unseren Au- 
Benminister bezeichnen viele nur 
noch als »Scheckbuchreisen- 
den«. Bonn hat immer Geld, 
wenn von außen Forderungen an 
uns herangetragen werden. 


Das Grundgesetz mit dem groß- 
zügigst ausgelegten Asylparagra- 
phen wird jedoch trotz jahrelan- 
gen Geredes nicht geändert. 
Jetzt aber, wo es darum geht, 
deutsche Soldaten als UNO- 
Blauhelme möglicherweise in die 
fernsten Winkel der Erde zu 
schicken, erklärt Genscher in 
New York vor versammelter Welt- 
öffentlichkeit die entsprechend 
notwendige Grundgesetzände- 
rung bereits als feststehende Tat- 
sache, obwohl sie noch gar nicht 
beantragt ist. Offensichtlich hat 
erin dieser Sache von der »Oppo- 
sition« bereits feste Zusagen. 


So rasch geht das also, wenn an- 
dere etwas von uns wollen, aber 
in all den Fragen, die dem Volk 
offensichtlich auf den Nägeln 
brennen, geschieht nichts. Der 
»Michel« soll bezahlen und den 


Mund halten: Anders kann man 
die Gesinnung und das Verhalten 
unserer verantwortlichen Politi- 
ker in Bund und Ländern nicht 
umreißen. Überall zeigt sich 
diese fremdhörige inländerfeind- 
liche Politik. 


Die Förderer der Ausländerflut 
geben sich heute keine Mühe 
mehr, den Mißbrauch des Asyl- 
rechts zu bestreiten, was auch of- 
fensichtlich unsinnig wäre, aber 
sie führen ins Feld, es sei Pflicht 
der »Reichen«, also der Deut- 
schen und Europäer, die vielen 
Armen der Welt zu sich an den 
Tisch zu nehmen. Die jahrzehnte- 
langen Bemühungen gerade des 
deutschen Volkes um Entwick- 
lungshilfe und seine zahllosen 
Spenden, besonders auf Geheiß 
der Kirchen, waren also unnütz 
und werden nicht honoriert. 


Neulich klagte ein Asylanteneife- 
rer, die Länder der Dritten und 
Vierten Welt hätten pro Tag 200 


Millionen Dollar Schuldzinsen zu - 


tilgen. Was beweist dies aber? 
Daß in den letzten Jahrzehnten 
unvorstellbare Billionensummen 
von den Industriestaaten und Ja- 
pan in die sogenannten Entwick- 
lungsländer hineingepumpt wur- 
den. Aber der Motor springt 
nicht an, und die Länder der Drit- 
ten Welt können weder Schulden 
noch Zinsen zurückzahlen. 


Die Deutschen werden aus 
Gewohnheit beschuldigt 


Warum ist das so? Weil auch der 
liberalkapitalistische Westen ge- 
nau wie der Marxismus dem 
Gleichheitswahn huldigt, wo- 
nach eben Mensch gleich Mensch 
sei. Die Machthaber in den mei- 
sten farbigen Staaten kennen 
aber nur Stammesinteressen und 
keine Staatsverantwortung. Viele 
dieser »Staaten« bestehen aus 
Hunderten verschiedener. Ras- 
sen, Völker, Sprach- und Reli- 
gionsgemeinschaften mit dem da- 
durch bedingten unvermeidli- 
chen Chaos. Die Entwicklungs- 
gelder, die in solche Länder strö- 
men, werden daher von den füh- 
. renden Machthabern oder Stäm- 
men verpraßt oder für kostspie- 
lige Waffenkäufe verschwendet. 
Im übrigen hat die »humanitäre« 
Hilfe nur zu einer uferlosen Ver- 
mehrung der Menschen der Drit- 
ten und Vierten Welt geführt. 
Not, Elend, Armut, Umweltzer- 
störung und blutige Bürgerkriege 
breiten sich epidemieartig aus. 


N 


Ohne die ständige Hilfe eines 
Heeres unserer Techniker, Ärzte, 
Lehrer und Helfer wären diese 
sogenannten Staaten - schon 
längst zusammengebrochen. Da- 
für müssen sich die Europäer 
dann in der UNO und vor ande- 
ren internationalen Gremien wü- 
ste Schimpfreden über ihren an- 
geblichen Rassismus seitens far- 
biger Wichtigtuer anhören. 


Die Behauptung, die Industrie- 
staaten würden von der Dritten/ 
Vierten Welt leben und diese aus- 
beuten, ist daher absurd. Wo 
nichts ist, kann man nichts holen. 


Die Deutschen, die im Ersten 
Weltkrieg selbst ausgehungert 
wurden, deren Volksgebiet nach 
zwei Weltkriegen dann grausam 
zerstückelt wurde, und die Millio- 
nen von Heimatvertriebenen in 
ihrem zerstörten Restraum auf- 
nehmen mußten. Sie haben sich 
durch Fleiß und Können zumin- 
dest wirtschaftlich wieder hoch- 
gearbeitet. Soll ihnen nun wieder 
einmal, wie schon so oft, ihre 
Tüchtigkeit als Schuld angerech- 
net werden? 


Die Drittweltschwärmer tun so, 
als wären Armut und Unfähigkeit 


Asylanten werden zum Hierbleiben verleitet, indem ihnen inter- 
nationale Schlepperorganisationen goldene Berge verspre- 
chen. 


Was aber die Rohstoffe in den 
Ländern jener Welt betrifft, so 
wären die dortigen Völker meist 
außerstande, diese selbst zu er- 
schließen. 


Wer aber ist für den heutigen Zu- 
stand der Welt verantwortlich? 
Die Deutschen, die schon aus 
Gewohnheit ständig beschuldigt 
werden, am allerwenigsten. Die 
Kritiker müßten sich da zunächst 
an die Weltkriegssieger wenden, 
an jene Europakreuzzügler, die 
1941 in ihrer Atlantikcharta zu- 
sammen mit dem »lieben Onkel 
Stalin« scheinheilig die »Vier 
Freiheiten« verkündet haben: 
Freiheit von Hunger, Unterdrük- 
kung, Krieg, Not und Armut. 
Was wurde daraus? 

Nie wurden mehr Kriege auf der 
Welt geführt als seit 1945. An 
mehreren dieser Konflikte waren 
die USA, Frankreich, Großbri- 
tannien und die Sowjetunion di- 
rekt beteiligt. Das Chaos mit im- 
mer neuen Bürgerkriegen, Hun- 
gerepidemien und Massenvölker- 
wanderungen breitet sich aus. 
Und nun sollen ausgerechnet die 
Deutschen mit dem liberalsten 
Asylrecht der Welt dafür gerade- 
stehen. 


eine moralische Empfehlung und 
als würde Wohlstand an sich 
schon einen charakterlichen Ma- 
kel anzeigen. Sie fordern daher 
die Armutswanderung von Süd 
nach Nord geradezu heraus. 
Aber selbst der liberale französi- 
sche Politiker Giscard d’Estaing 
hat diese Wanderung eine Inva- 
sion genannt und Spanien stellte 
sämtliche Hilfsleistungen an Asy- 
lanten ein. 


Eine Folge der 
marxistischen Phrasen 


Die Völker der dritten Welt sind 
kein »Heerlager der Heiligen«. 
Neun Zehntel ihres Elends sind 
selbstverschuldet. Es handelt 
sich zwar nicht immer, aber häu- 
fig um Länder mit riesigem 
Raum und reicher Naturausstat- 
tung. Die Schuld der Weißen liegt 
lediglich darin, daß sie die Eliten 
der farbigen Völker auf ihren 
Universitäten jahrzehntelang mit 
marxistischen Phrasen und egali- 
tärem Unsinn gefüttert haben. 


Im übrigen würde die Verwirkli- 
chung der These, wir müßten 
»die Armen an unsern Tisch« 


bringen, gar nichts nützen, son- 
dern nur ein apokalyptisches 
Chaos heraufbeschwören. Im Nu 
wäre Europa selbst ein Armen- 


haus. Die ganze Kultur würde in = 


einem Meer von Neid, Haß, 
Rauschgift, Aids, Mord, Krank- 
heit und Kriminalität versinken. 
Den Humanaposteln kann man 
folgende Rechnung aufmachen: 
Überschlagen wir die Zahl der 
deutschen Familien und setzen 
sie in das Verhältnis zum Welt- 
flüchtlingsproblem, so könnte 
sich jeder Familienvater bei uns 
auf folgendes einrichten: 


An seinem Tisch hat er aufzuneh- 
men: 60 Schwarzafrikaner, min- 
destens 100 Süd- und Südostasia- 
ten sowie etwa 40 Lateinamerika- 
ner. 


Viele unserer Asylfanatiker ha- 
ben keine Ahnung von der Zu- 
sammensetzung der heutigen 
Weltbevölkerung, andere wie- 
derum kennen sie, aber bei de- 
nen hat der Wahnsinn schon Me- 
thode. 


Vor diesem ganzen Hintergrund 
muß man das Aufbegehren der 
Bevölkerung in den neuen Bun- 
desländern, vor allem in Hoy- 
erswerda, sehen. Hier leben 
Menschen, die mit ungeheuren 
wirtschaftlichen Schwierigkeiten 
zu kämpfen haben, welche ihre 
Ursache in der ihnen aufgezwun- 
genen marxistischen Diktatur ha- 
ben. Und nun sehen diese Leute, 
daß ein sonst knauseriger Staat 


das Geld hinter wildfremden 


Menschen herwirft, die meist ille- 
gal über unsere Grenzen gekom- 
men sind und keinerlei Bezug zu 
unserem Land haben. 


Diese sogenannten »Asylanten« 
hoffen, in unserem Staat bequem 
und sorglos leben zu können. Für 
die riesigen Kosten aber müssen 
in erster Linie die deutschen Ar- 
beiter und Angestellten mit ihren 
Steuergroschen aufkommen, 
nicht die Bundestagsabgeordne- 
ten und Oberkirchenräte. 


Und weiter haben es diese Mittel- 
deutschen satt, nun vom Westen 
dieselben Phrasen zu hören, mit 
denen sie vom vergangenen 
SED-Regime so schändlich be- 
trogen worden sind. Darf man 
sich da wundern, daß manchen 
Leuten »der Kragen platzt«? 


Man darf es nicht, und es ist zu. 


hoffen, daß sich dies auch in den 


Herkunftsländern der »Asylan- 
ne 


ten« herumspricht. 
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Bonn 


Die Ost- 
preußen- 
Affäre und der 
»Amtseid« 


Klaus Wünsche 


Die Mehrheit der deutschen Bevölkerung ist erschreckend wenig 
sensibilisiert. Anders läßt es sich nicht erklären, daß zwei Skandale 
in der deutschen Politik kaum Beachtung finden, die Medien, aber 
auch die Öffentlichkeit einfach so darüber hinweggehen. Die Rede 
ist von Ostpreussen und, dadurch bekannt geworden, die Lüge um 
den »Amtseid«, den Bundespräsident, Bundeskanzler, Ministerprä- 
sidenten und Minister vor den Parlamenten leisten müssen. 


Es verdichten sich nämlich im- 
mer mehr die Gerüchte, Berichte 
und Meldungen, wonach es das 
immer nur als »angeblich« dekla- 
rierte Angebot Moskaus, wegen 
der finanzell katastrophalen 
Lage Teile Ostpreussens an 
Deutschland verkaufen zu wol- 
len, sehr wohl gegeben hat. Ein 
Sprecher des Auswärtigen Amtes 
hatte dies alles dementiert und 
dies später damit begründet, man 
wolle weiteren wüsten Spekula- 
tionen jede Grundlage nehmen. 


Das Angebot war 
ernst gemeint 


Bekanntgeworden war dies alles 
durch eine Meldung des Züricher 
»Vertraulichen Schweizer Brief«, 
der gemeldet hatte, zwei hoch- 
rangige Mitarbeiter des Mos- 
kauer Präsidialrates hätten die- 
.se Idee Bundesaußenminister 
Hans-Dietrich Genscher 
schmackhaft machen wollen. 
Doch der Liberale sei, so der 
»Vertrauliche«, »prinzipiell dage- 
gen, das Problem der deutschen 
Ostgebiete überhaupt anzurüh- 
ren. Deutschland wolle ange- 
sichts der Probleme in den neuen 
Bundesländern Ostpreussen 
nicht einmal geschenkt«. 


- Nun verlautete jedoch aus gut in- 
formierten Kreisen der Universi- 
tät Königsberg, daß die zitierten 
. Berichte den Tatsachen entsprä- 
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chen und Moskaus Angebot 
»durchaus ernst gemeint« war. 
Ein weiteres Indiz für die Glaub- 
würdigkeit der vorliegenden In- 
formationen, wenn auch nicht 
unbedingt für die Glaubwürdig- 
keit der Dementis aus Bonn, 
sieht etwa der Brucker Kreisrat 
Carl-Wolfgang Holzapfel in Au- 
Berungen eines hochrangigen Be- 
raters der CDU/CSU-Fraktion in 
Bonn, die dieser bereits vor zwei 
Jahren vor internen Kreisen ge- 
macht haben soll. Danach sei ein 
»zu erwartendes Angebot vom 
Verkauf Ostpreussens« bereits 
ernsthaft in diplomatischen Krei- 
sen Moskaus »im Gespräch«. 


Diese Informationen kommen 
aus so viel Quellen, daß an ihnen 
auch wirklich etwas dran zu sein 
scheint. Dafür sprechen, wenn 
man sich im Diplomatenge- 
schwätz etwas auskennt, auch 
Bonner Stellungnahmen. Umso 
ungeheuerlicher ist dann, daß 
der Bundesaußenminister — wohl 
in Absprache mit Kohl - dies 
»mir nichts, dir nichts« ablehnt 
und es noch nicht einmal für Wert 
erachtetn, den höchsten Sou- 
verän, nämlich das Volk, hier- 
über zu informieren. 


Die deklaratorische 
Formel 


Kreisrat Holzapfel sah hiergegen 
einen Verstoß gegen den Amts- 


eid, den Genscher vor dem Bun- 
destag abgelegt hatte, und erstat- 
tete Anzeige gegen Genscher. 
Begründung: Laut Amteseid ist je- 
der Minister verpflichtet, laut Ar- 
tikel 64 Absatz 2 des Grundge- 


. seetzes »den Nutzen zu mehren 


und Schaden vom deutschen 
Volk abzuwenden«. Durch .die 
schroffe Ablehnung habe Gen- 
scher gegen diese Auflage versto- 
Ben. Denn, so Holzapfel, es han- 
dele sich bei dem Anerbieten der 
UdSSR keineswegs um eine un- 
freundliche Maßnahme, sondern 
vielmehr um eine Möglichkeit, 
anerkannte Rechtspositionen 
Deutschlands in friedlicher Form 
umzusetzen. 


Und hieraus entwickelte sich ein 
peinlicher Skandal, den wohl kei- 
ner vorhergesehen hatte. Ober- 
staatsanwalt Irsfeld lehnte die 
Verfolgung der Anzeige Holzap- 
fels aber mit der Begründung ab, 
der Amtseid eines Ministers sei 
»kein gerichtlicher Eid«. Viel- 
mehr handele es sich bei der Flos- 
kel »Ich schwöre« lediglich um 
eine rein deklaratorische, also er- 
klärende Formel. Diese hat aber 
nicht die Rechtsverbindlichkeit 
wie etwa ein vor Gericht abgeleg- 
ter Eid oder eine Erklärung an 
Eides statt. Damit steht der 
Amtseid aber nicht unter der so- 
genannten Strafbewahrung, das 
heißt simpel ausgedrückt, selbst 
wenn man dem abgelegten Eid 
zuwider handelt, kann man nicht 
bestraft werden. 


Keine Empörung 
bei den Wählern 


Damit stellt sich also die Frage: 
Was hat dieser Eid überhaupt für 
einen Sinn? Die Antwort kann 
nur lauten: Volksverdummung. 
Denn den Bürgern wird mit Able- 


gung dieses Eids eine- Verbind- - 


lichkeit vorgegaukelt, die in die- 
ser Konsequenz überhaupt nicht 
gegeben ist. Denn weder (auf 
Bundesebene) der Kanzler noch 
seine Minister können aus die- 
sem Eid her jemals ins Obligo ge- 
nommen werden. 


Selbst wenn, überspitzt ausge- 
drückt, ein Minister später mal 
sagt, ich habe alles aus diesen 


und jenen Gründen bei Verhand- . 


lungen nur das mindeste für 
Deutschland herausgeholt, aber 
auf vieles, was machbar gewesen 
wäre, von vorneherein’ verzich- 
tet, kann er vom Gesetz her nicht 
belangt werden. Der Eid ist reine 


Mäkulatur und nicht das minde- 


. ste wert. 


Man kann sich nur wundern, 
warum dies nicht zu einem Auf- 
schrei der Empörung unter den 
Wählern geführt hat. Allerdings 
haben die etablierten Massenme- 
dien auch alles dafür getan, daß 
dies entweder gar nicht veröffent- 
licht wird oder wenn, dann nur in 
einem spöttischen Kontext, nach 
dem Motto »Ja, ja, der Holzapfel 
spinnt«. 


Von den Politikern wird diese 
Unverbindlichkeit gerne damit 
begründet, daß sie im engen 
Sinne des Wortes gar keine Ent- 
scheidungsträger sind, sie von da- 
her auch gar nicht in die Pflicht 
genommen werden können. 
Denn jedes Gesetz oder jede 
wirklich wichtige Entscheidung 
müßte vom Parlament mehrheit- 
lich abgesegnet werden. Damit 
trage dann eben auch das Parla- 
ment die letztendliche »Verant- 
wortung«. 


Damit stellt sich aber das nächste 
Problem. Wie will man ein Parla- 
ment in die Haftung nehmen? 
Wenn dieses, wie in der Vergan- 
genheit öfters geschehen - etwa 
eine Verjährung der während des 
Dritten Reichs stattgefundenen 
Straftaten mit peinlichen Show- 
prozessen gegen kranke Greise 
oder kein Stopp der Wiedergut- 
machungszahlungen -, Entschei- 


« dungen trifft, die sich eben nicht 


zum Nutzen des deutschen Vol- 
kes auswirken, sondern ganz im 
Gegenteil diesem schaden, wen 
kann man dafür dann in die Ver- 
antwortung nehmen? Nieman- 
den! 


Folglich ist in Deutschland wie in 
den anderen Demokratien im üb- 
rigen auch, die wunderbare Mög- 
lichkeit gegeben, daß vom Volk 
gewählte Vertreter Politik ma- 
chen, letztendlich aber keiner 
hierfür verantwortlich ist. Denn 
man kann auch nicht einfach sa- 
gen, »Gut, dann nehmen wir 
eben jeden, der dafür gestimmt 
hat, in Verantwortung«. Zum er- 
sten ist es niemanden nachzuwei- 
sen, daß er absichtlich gegen den 
Nutzen des deutschen Volkes ge- 
stimmt hat - wobei dabei wieder 
Auslegungssache ist, was ist Nut- 
zen und was schadet dem Volk -, 
und zum anderen gibt es genü- 
gend geheime Entscheidungen, 
wo man nur von den wenigsten 
weiß, wie sie abgestimmt haben. 


Bonn 


Waffen- 


schiebereien 
nach Israel 


Alfred König 


Die Politiker aller im Bundestag vertretenen Parteien haben trotz - 
zumeist vordergründiger - Differenzen die Bundesrepublik immer 
als den freiheitlichsten Staat, den es je auf deutschem Boden gab, be- 
zeichnet. Nicht nur die Mißstände in der Asylpolitik, sondern noch 
viel mehr die jüngst bekanntgewordenen Waffenschiebereien nach 

. Israel lassen den Namen »Bananenrepublik« aber geeigneter er- 
scheinen als den Namen »Bundesrepublik«. 


Denn was sich dabei ereignet hat, 
hat nun beim besten Willen nichts 
mehr mit einem »geheimen Han- 
deln aus berechtigtem Interesse« 
zu tun, sondern muß alle an ei- 
nem Frieden im arabischen 
Raum bemühten Menschen vor 
den Kopf stoßen - ganz abgese- 
hen davon, daß hierbei auch ge- 
gen schärfste Regelungen wie 
etwa das Kriegswaffenkontroll- 
gesetz verstoßen wurde, von ei- 
ner Nichtbefragung des für den 
Export eigentlich zuständigen 
Bundessicherheitsrates ganz zu 
schweigen -. 


Zudem wurde das ganze wie eine 
billige Schmierenkömödie abge- 
. wickelt. Vom Bundesnachrich- 
tendienst (BND) als landwirt- 
schaftliche Güter deklariert, fie- 
len der nicht informierten Ham- 
burger Wasserschutzpolizei plötz- 
lich unerklärlich große Ketten 
und Rohre auf. Bei genauem 
Hinsehen stellten sich die angeb- 
lichen landwirtschaftlichen Ge- 
räte dann als Panzer der NVA der 
ehemaligen DDR heraus. 


Als Erklärung wurde angegeben, 
derartige Lieferungen seien un- 
ter befreundeten Geheimdien- 
sten üblich. Die Lieferungen sol- 
len zur Erhöhung der eigenen 
Verteidigungsbereitschaft Auf- 
schlüsse über den technischen 
Stand des Gegners geben. Dabei 
waren die Israelis weniger an den 
Panzern selber interessiert, diese 
hatten sie während des Golf- 
kriegs zu hunderten erbeutet. 
Vielmehr ging es ihnen um die 
Elektronik und Radartechnik 


und auf welchen Frequenzen so- 
wjetisches Flugabwehrgerät ar- 
beitet. Auch sollte herausgefun- 
den werden, mit welcher Technik 
ein Brückenlegegerät welche 
Hindernisse überwinden kann. 
Auch die von den Sowjets entwik- 
kelten Ideen beim Bau von fah- 
renden Containern für Führungs- 
punkte im Gefechtsfeld sind für 
die Israelis von Interesse. 


Das Fatale an dieser Lieferung 
ist, daß sie an einen Staat erfolgt, 
der die Menschenrechte in Israel 
und in den von ihm besetzten Ge- 
bieten mit Füßen tritt und trotz, 
etwas überspitzt ausgedrückt, 
fast schon unzähliger UNO-Re- 
solutionen nicht bereit ist, die ge- 
gen jedes Völkerrecht verstoßen- 
den Gebietseinverleibungen 
rückgängig zu machen. Vielmehr 
werden trotz scharfer Proteste 
nicht nur der UN, sondern auch 
den USA in den besetzten Gebie- 
ten immer mehr Siedlungen ge- 


baut und damit alle Friedensbe- . 


mühungen von vorneherein kon- 
terkariert, zumal dort meistens 
orthodoxe Juden angesiedelt wer- 
den, die zu keinerlei Zugeständ- 
nissen an die arabische Urbevöl- 
kerung bereit sind. 


Bonns wenig 
überzeugende Rolle 


Nicht weniger schlimm ist auch 
der Vertrauensbruch gegenüber 
der UdSSR. Zwar war sich diese 
im klaren darüber, daß nach der 
deutschen (Teil-)Wiedervereini- 
gung die im Besitz der NVA be- 


findlichen sowjetischen militäri- 
schen Güter von westlichen Ge- 
heimdiensten untersucht und die 
Geräte in alle Einzelteile zerlegt 
werden. 


Nicht gedacht war aber sicher- 
lich, daß diese dann auch noch an 
den eigenen Gesetzen und zu- 
ständigen Behörden vorbei von 
unterrangigen deutschen Dienst- 
stellen in sogenannte Spannungs- 
gebiete weiterverkauft würden. 
Erschwerend kommt noch hinzu, 
daß die Panzer sehr wohl binnen 
kürzester Zeit wieder gebrauchs- 
fertig gemacht und gegen die ara- 
bische Bevölkerung hätten einge- 
setzt werden können. Damit wird 
aber das bißchen Vertrauen, das 
Deutschland nach der wenig 
überzeugenden Rolle im Golf- 
krieg spielte, bei diesen Ländern 
noch weiter verspielt, zumal alle 
diesbezüglichen Käufe zum 
Wunsch bestimmter Waffen im- 
mer wieder ablehnend beschie- 
den worden waren. 


Geradezu grotest wird die ganze 
Angelegenheit, wenn man be- 
denkt, mit welcher Härte 
Deutschland vor und nach dem 
Golfkrieg seitens der Israelis kri- 
tisiertt wurde, »Deutsche Gas- 
Waffen morden 46 Jahre nach 
Ende des Zweiten. Weltkriegs 
wieder Juden«, so und ähnlich 
lauteten viele Überschriften in 
Zeitungen und Äußerungen vie- 
ler Politiker. 


Obwohl sich inzwischen heraus- 
gestellt hat, daß deutsche Fir- 
men, wenn überhaupt, dann nur 
den allergeringsten Teil am Ex- 
port der von den Irakis benötig- 
ten Waffen beteiligt waren, viele 
der gelieferten oder dort selber 
produzierten Dinge sehr wohl 
auch für _nichtmilitärische 
Zwecke geeignet waren und auch 
eingesetzt wurden, ‘gab es bis 


heute keinerlei. Entschuldigun- 


gen seitens der Regierung des Ju- 
denstaates bei deutschen Stellen. 
Vielmehr wurde nach Hilfe zum 
Wohnungsbau in großer Milliar- 
denhöhe angefragt. 


Der Handel begann 
bereits 1967 


Nun mußte seitens der Bundesre- 
gierung zugegeben werden, daß 
die nunmehr aufgedeckten Liefe- 
rungen nicht die bislang einzigen 
an Israel waren. So wurden be- 
reits seit Oktober 1990 unter an- 
derem zwei Schiffsraketen »zu 


Testzwecken« nach Israel gelie- 


fert. Zuvor und danach soll eben- 
falls zwischen Deutschland und 
Israel reger Handel auf diesem 
Gebiet geherrscht haben. Laut 
BND soll dieser sogar schon 1967 
begonnen haben! 


Der verantwortliche Leiter auf 
der Hardthöhe (dem Sitz des 
Bundesverteidigungsministeri- 
ums), Brigadegeneral Georg 
Bautzmann, hat eigenem Bekun- 
den zufolge einen Beschluß des 
Bundessicherheitsrates »nicht 
für relevant« gehalten, da die 
Waffen nur »leihweise« und in 
kleinen Mengen nach Israel ge- 
bracht werden sollten. 


Man kann sich nur fragen, ob 
diese Naivität echt oder nur ge- 


spielt ist? Gerade wer die israeli-. 


sche Geschichte mit ihren »Prä- 
ventivschlägen« kennt, der muß 
wissen, daß die Israelis unter Um- 
ständen sehr wohl dazu bereit 
sein könnten, ist der entspre- 
chende Code erst einmal ge- 
knackt, einen neuen »Präventiv- 
schlag« vorzubereiten und dann 
auch auszuführen. 


Hinzu kommt noch, daß Israel 
nach Analyse des Aufbaus dieser 
Waffen ohne Probleme dazu in 
der Lage wäre, diese nachzu- 
bauen. Alleine aus diesen beiden 
Gründen, denen noch weitere 


‚folgen könnten, ist eine Liefe- 


rung nach Israel nicht dem Frie- 
den dienlich, sondern nur der 
weiteren Unterdrückung der 
Araber in diesen Gebieten. 


Überzogen scheint es jetzt aber 
von der Opposition, den Kopf 
vom Bundesverteidigungsmini- 


ster Gerhard Stoltenberg zu for- 


dern. Sicher ist aber, daß Stolten- 
berg lediglich gewisse Kompeten- 
zen bei der Finanzierung der 
Bundeswehr zuzugestehen sind. 
Bei den eigentlichen Kerngebie- 
ten, dem Militär also im engeren 
Sinne, erscheint er restlos über- 
fordert und vollkommen von sei- 
nen Beratern abhängig. Dieses 
hat sich in der Vergangenheit 
mehrfach gezeigt. 


Wenn »ein Kopf zu rollen hat«, 
dann der von BND-Chef Konrad 


Porzner, der der SPD angehört. 
Denn dieser ist der eigentliche ::: 
Verantwortliche in der Affäre,da 
die Lieferung der ehemaligen. . 


NVA-Waffen von seinen Unter- 
gebenen unter Umgehung aller 
gesetzlichen und internen Dienst- 


vorschriften erfolgen sollte. U. 
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- Revisionismus 


Hat Preußen 


. Friedensordnung 
- zur Nation, also zur Willensge- 
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wieder eine 
Zukunft? 


Emil Schlee 


Wer heute eine solche Frage stellt, muß damit rechnen, daß er nicht 
nur erstaunt angesehen, sondern auch für etwas »verrückt« gehalten 
wird. Denn die Umerziehungsmaßnahmen der Sieger-, Besatzungs-, 
Kontroll- und Schutzmächte sowie die von ihnen abhängigen deut- 
schen Lizenzträger auf allen Ebenen des öffentlichen Lebens seit 
1945 sorgen mit allen Mitteln dafür, daß in der »veröffentlichten Mei- 
nung« Preußen möglichst zum Schimpfwort wurde und als Staatsge- 
bilde für immer verschwinden soll. 


Alle diese Negativkräfte in und 
außerhalb Deutschlands, die in 
großer Zahl unter den Politikern, 
Intellektuellen, Literaten, Re- 
dakteuren, _Kirchenvertretern 
und Gewerkschaftsführern anzu- 
treffen sind, scheinen vergessen 
zu haben, daß in der funktionie- 
renden Demokratie das Volk der 
eigentliche Souverän ist, von 
dem alle Macht ausgeht und aus- 
zugehen hat; daß Idealismus, 
Wahrheit, Glaubhaftigkeit, Ge- 
schichte und Tradition, Selbstbe- 
wußtsein und Gelassenheit die in 
die Zukunft tragenden Kräfte ei- 
nes Volkes sind, deren Fehlen 
aber den Untergang eines Volkes 
in . Materialismus, Egoismus, 
Maßlosigkeit und Pessimismus 
bedeutet und zur Folge hat. 


Wer ahnungslos ist, 
bleibt ahnungslos 


Vergessen ist auch, daß man 
ohne geschichtliche Grundkennt- 
nisse, ohne Geschichtsbewußt- 
sein und Traditionspflege keine 
Vision, keine Perspektive, kei- 
nen Weg für die Zukunft, in die 
Zukunft entwickeln oder finden 
kann, denn wer geschichtslos ist, 
ist gesichtslos, wer ahnungslos 
ist, bleibt auch ahnungslos. 


Ein Volk ist eine Abstammungs-, 
Sprach- und Kulturgemeinschaft, 
das durch den gemeinsamen Wil- 
len, sich friedlich einen freiheitli- 
chen Staat in einer europäischen 
aufzubauen, 
Fritz« genannt. 


ne u FT nn en tn at Ih a 


meinschaft wird, die.mit einer so- 
genannten »multikulturellen Ge- 
sellschaft« heutiger, oberflächli- 
cher Denkungsart nichts gemein 
hat. Ich gehöre keiner »Gesell- 
schaft«, ich gehöre dem deut- 
schen Volke an! 


Als in Mecklenburg geborener 
Bekenntnispreuße und auch aus 
geschichtlicher Kenntnis und 
langjähriger politischer Erfah- 
rung halte ich die Frage, ob Preu- 
ßen noch oder wieder eine Zu- 
kunft hat, für durchaus sinnvoll 
und berechtigt und möchte allen 
von der heilbaren Krankheit des 
Pessimismusses befallenen Zeit- 
genossen zwei nachdenkens- 
werte Aussagen zweier in 
Deutschland nicht ganz unbe- 
kannten Persönlichkeiten entge- 
genhalten: 


Ben Gurion, mit nur zweijähriger 
Unterbrechung seit Ausrufung 


Friedrich Il., der Große (1712 bis 1786), von seinem Volk »Der Alte 


des Staates Israel am 14. Mai 
1948 bis 1963 amtierender ehema- 
liger Ministerpräsident jenes 
Landes, machte die erfahrungs- 
schwere Aussage: »Wer nicht an 
Wunder glaubt, ist kein Realist!« 


»Realisten« mit 
verkürzten Perspektiven 


Und Dr. Herbert Kremp, ehe- 
mals Chefredakteur der Zeitung 
»Die Welt«, seit 1987 Chefkorre- 
spondent dieser Zeitung in Brüs- 
sel, meinte ebenfalls: »Wer das 
Unmögliche nicht denkt, ver- 
kürzt seine Perspektive!« 


Haben uns Deutschen nicht ge- 

rade die letzten zwei Jahre ge- 

lehrt, wie richtig und wahr beide 

vorstehenden Aussagen sind, wie 
wenig »Realisten« es bei den poli- 

tischen Verantwortungsträgern 

gibt, denen man auch noch nach- 

sagen muß, daß sie mit »verkürz- 

ten Perspektiven« herumlaufen. 


Diese »Rote-Teppich-Ausroller« 
und »DDR-Anerkennungs-Be- 
reitwilligen« wollten nicht glau- 
ben oder wahrhaben, daß der so- 
genannte »DDR-Staat« samt 
Mauer und Stacheldraht, trotz 
Kommunismus in der Sowjet- 
union und in deren Satellitenstaa- 
ten überhaupt und so schnell zu- 
sammenbrechen und verschwin- 
den könnte. 


Sie haben sich auch nicht vorstel- 
len können oder wollen, daß in 
Deutschland als Ganzem die de- 
formierte-politische Nachkriegs- 
landschaft aufbrechen würde, die 
als erledigt betrachtete »deut- 
sche Frage« wieder auf die soge- 
nannte »Tagesordnung der Welt- 
politik« gesetzt werden könnte, 
daß sich die politischen Schwer- 
punkte in Deutschland, in Eu- 
ropa und in der Welt so schnell 
und einschneidend verlagern 
würden. 


Und weil unsere gegenwärtigen 
politischen Führungskräfte in 
Deutschland nicht an »Wunder« 
glauben, auch nicht dafür arbei- 
ten, das »Unmögliche« nicht mit- 
denken oder mitbedenken und 
daher keine Weitsichtperspektive 
entwickeln in der Lage sind, aus 
diesem Grunde auch den Tief- 
gang der auf uns zukommenden 
Umbrüche und schnelle Verände- 
rungen nicht erkennen; deswe- 
gen ahnen und spüren sie wohl 
auch nicht, daß in dieser Zeit alle 
grundgesetz- und völkerrechtswi- 


drigen Verträge, Abmachungen 
und Urteile das Papier nicht wert 
sind, worauf sie geschrieben ste- 
hen, weil sie von den politischen 
Ereignissen zukünftig einfach 
überholt, überrollt werden. 


Im Zuge der Vorboten der sich 
abzeichnenden großen Verände- 
rungen und Entwicklungen in 
diesem letzten Jahrzehnt unseres 
Jahrhunderts und Jahrtausends 
und darüber hinaus erleben wir 
gegenwärtig den beginnenden 
Zusammenbruch der Sowjet- 
union als letztem europäischen 
Kolonialreich, daß Rußland, will 
es als europäischer Staat überle- 
ben, in allen seinen Teilen, ge- 
rade auch dem sibirischen, aufge- 
ben muß. Will es seinem Volk ei- 
nen europäischen Standard auf- 
bauen, muß es seine Kolonien ab- 
bauen. 


Die Sehnsucht und 
Forderung der Menschen 


Im Zusammenhang hiermit 
bricht auch der seit Bestehen ge- 
gen alle Regeln der Humanität 
und des Völkerrechts versto- 
Bende Kommunismus mit seinem 
Kernstaat zusammen, der nur 
deswegen solange überleben 
konnte, weil die westliche Welt — 
ob bewußt oder aus Furcht - ihn 
immer wieder am Leben erhielt. 
Dieses insgesamt für Europa und 
die Welt überragende Ereignis 
verschiebt im noch nicht ab- 
schätzbaren Maße ganz erheblich 
die politischen Gewichte: Das 
Gleichgewicht der beiden Welt- 
mächte USA und UdSSR ist ins 
Wanken geraten. Die von Roose- 
velt benötigte und daher geför- 
derte Sowjetunion hat in Europa 
ihre Schuldigkeit getan und kann 
gehen. 


Die durch zwei Weltkriege zu 
Mittelmächten abgesunkenen 
ehemaligen europäischen Groß- 
mächte verlieren weiter an Be- 
deutung. 


Die Europäische Gemeinschaft 
erlebt eine politische Schwer- 
punktverschiebung, auf die sie so 
nicht vorbereitet war, und steht 
vor schwierigen Problemen mit 
auch existenziellen Fragestellun- 
gen. 


Deutschland gewinnt an Boden 
und Gewicht, seine Zurückset- 
zung, Bevormundung und Kon- 
trolle werden nicht zu halten 
sein, die Rückgabe der Akten 


EEE 


gerihtsräthe 


Flugblatt vom 11. Dezember 1779 mit den Worten Friedrichs des 
Großen über die Gleichheit vor dem Gesetz. 


und Archive des Deutschen Rei- 
ches wird unvermeidbar, die Vor- 
enthaltung der Selbstbestim- 
mung und vollen Souveränität 
wird langsam zum politischen 
Skandal. 


Die Sehnsucht und Forderung 
der europäischen Menschen und 
Völker, Nationen und Staaten 
nach Wahrheit und Gerechtig- 
keit, nach Selbstbestimmung und 
Souveränität, nach Freiheit und 
Frieden werden immer stärker 
und unabwendbarer werden. 


Bilanz: »Friedens«-Diktaten und 
»demokratischen« Gewaltherr- 
schaften, künstlichen Staatsgebil- 
den und Lizenz-Regierungen, 
Umerziehungsmärchen und 
Wahrheitsunterdrückungsmaß- 

nahmen wird die Luft ausgehen. 
Man kann heute auf Dauer keine 
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Staaten, die von ihren Völkern 
und Nationen als Abstammungs- 
und Willensgemeinschaft berech- 
tigt gewollt werden, willkürlich 
unterdrücken, aufteilen oder ver- 
bieten. 


Die Demokratie 
auf dem Prüfstand 


Diese Feststellung gilt neben den 
zahlreichen Beispielen hierfür in 
aller Welt gerade auch für den 
mitteleuropäischen sowie den 
ost-mitteleuropäiscen Raum 
und zeigt seine Gültigkeit ebenso 
am Beispiel der Geschichte und 
Entwicklung in Polen, in den drei 
baltischen Staaten, in der Tsche- 
choslowakei und an Jugoslawien 
und wird sich auch am Beispiel 
Deutschland als Ganzem und hie- 
rin auch an Preußen als richtig er- 
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weisen. In der hier angeschnitte- 


nen Frage stehen Selbstbestim- 
mung und Menschenrecht, 
Glaubwürdigkeit und Existenz 
der Demokratie auf dem Prüf- 
stand und auf dem Spiel. 


Bezüglich der Zukunftchancen 
Preußens in .der sich heute 
schnell wandelnden Welt mag 
eine Aussage von Professor 
Hans-Joachim Schoeps im Nach- 
wort seines Buches »Das war 
Preußen« (1968) zum eigentli- 
chen Thema die Einleitung ge- 
ben. Dort steht zu lesen: 


»Der ehemalige Staat Preußen, 
dessen Territorien heute vierge- 
teilt sind: zwischen Rußland, Po- 
len, sowjetisch. besetzte Zone 
Deutschlands und Bundesrepu- 
blik Westdeutschland, ist in einer 
ähnlichen Lage wie Polen zwi- 
schen 1795 und 1918. 


Polen ist wiedererstanden, weil 
die Staatsidee über ein Jahrhun- 
dert hin am Leben blieb. 


Es könnte sein, daß Europa an 
Preußen Ähnliches erleben wird, 
da sich eine historische Wirklich- 
keit nicht verbieten oder auflö- 
sen läßt. 


Preußen ist heute eine anonyme 
Macht. Aber eine Macht, die 
wächst und die wirksamer ist als 
viele andere Kräfte im heutigen 
Tagesgeschehen.« 


»Als ideelle Position ist Preußen 
höchst lebendig!« Diese bedeu- 
tungsvollen Aussage von Profes- 
sor Schoeps möchte ich im Inter- 
esse dieses Themas eine ebenso 
gewichtige Erklärung des frühe- 
ren Bundestagspräsidenten Her- 
mann Ehlers zur Seite stellen, die 
dieser im Rahmen seiner Anspra- 
che anläßlich der Veranstaltung 


.zum Reichsgründungstag 1953 in 


Berlin gemacht hat. Sie lautet: 
»Wie die Geschichte auch laufen 
mag, wir werden auch das preußi- 
sche Selbstbestimmungsrecht so 
ernst zu nehmen haben, daß den 
Menschen des Landes, das einst 
Preußen war, insbesondere den 
Menschen aus dem deutschen 
Osten, die Entscheidung darüber 
ausschließlich vorbehalten blei- 
ben muß, in welcher staatlichen 
Form sie leben wollen. 


Niemand kann ihnen diese En- 


scheidung abnehmen, keiner 
darf sie ihnen, aus welchen Grün- 
den auch immer, präjudizieren. 
Die einzigen legitimen Richter 
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Fe yikionismas 
Hat Preußen 
wieder 

eine Zukunft? 


über das preußische Land um 
Magdeburg und in der Mark, in 
Pommern, Schlesien und Preu- 
Ben, sind die Menschen, die ein 
Recht auf ihre Heimat haben!« 


Diesen Aussagen und Forderun- 
gen ist nichts hinzuzufügen! Sie 
haben ihre Berechtigung und Ver- 
langen unsere Unterstützung. 


Endgültige Regelung 
der noch offenen Fragen 


Ihnen stehen auch keine grund- 
gesetzliche Bedenken entgegen, 
denn: Das Deutsche Reich ist 
1945 nicht untergegangen, wie 
die Siegermächte selbst erklärt 
haben, existiert also weiterhin 
fort, besitzt nach wie vor Rechts- 
fähigkeit, wie auch das Bundes- 
verfassungsßericht in mehreren 
Urteilen festgestellt hat, und 
wird erst durch einen Friedens- 
vertrag, der immer noch aussteht 
und durch keinen anderen Ver- 
trag ersetzt werden kann, eine 
endgültige Regelung der heute 
noch offenen Fragen erfahren. 

Das gesamte deutsche Volk 
bleibt weiterhin aufgefordert, in 
freier Selbstbestimmung die Ein- 


heit und Freiheit Deutschlands : 


zu vollenden; ein Auftrag, der 
durch keine Grundgesetz- oder 
Präambelmanipulation erlö- 
schen kann, denn die territoriale 
Reichweite des Wiedervereini- 
gungsgebots umschließt nach ei- 
nem Gutachten des Völkerrecht- 
lers Professor Klein aus Mainz 
alle Gebiete, die nach dem Stand 
vom 31. Dezember 1937 zu 
Deutschland gehören, wobei das 
ehemalige Mitglied des damali- 
gen parlamentarischen Rates, 
Hermann von Mangoldt, der 
auch den maßgebenden Kom- 
mentar zum Grundgesetz verfaßt 
hat, bekundete, daß der Parla- 
mentarische Rat bewußt von der 
Identität mit dem nicht unterge- 
gangenen Deutschen Reich aus- 


ging. 
Hier soll auch erwähnt werden, 
daß der bekannte Völkerrechtler 


Professor Blumenwitz 1978 be- 
wußt die Feststellung traf, daß 
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die Bundesregierung zwar die be- 
satzungsrechtliche Regelung von 
»Deutschland in den Grenzen 
vom 31. Dezember 1937« akzep- 
tiert habe, damit aber der »ge- 
samtdeutsche Souverän« nicht 
gebunden werden kann, sondern 
streng genommen in einem Frie- 
densvertrag mit Deutschland 


tel deutschen Gebietes im deut- 
schen Osten ableiten oder das 
Bundesverfassungsgericht die 
völkerrechtswidrige Enteignung 
privaten Besitzes und Eigentums 
deutscher Bürger rechtfertigen 
will, wird der gesamtdeutsche 
Souverän, das deutsche Volk, si- 
cherlich noch einfordern. 


Preußen prägten auch die Großen der Geisteswissenschaften 
wie der Philosoph Immanuel Kant. 


auch die Probleme des Sudeten- 
landes, des Memellandes und 
Danzigs behandelt werden müß- 
ten. 


Von Professor Blumenwitz 
kommt auch die Aussage (1982), 
»daß die Siegermächte des Zwei- 
ten Weltkrieges ihre Befugnis 
über Deutschland nicht aus dem 
Recht, sondern abweichend vom 
allgemeinen Völkerrecht allein 
aus dem Sieg herleiten.« 


Der gesamtdeutsche 
Souverän hat das 
endgültige Sagen 


Von welchem »Recht« oder 
»Sieg« her die heutigen Politiker 
in Bonn den Verzicht auf ein Drit- 


Auch das Kontrollratsgesetz von 
1947 ist kein »amtlicher Toten- 
schein des Staates Preußen«! 


Einmal abgesehen von den histo- 
risch unhaltbaren Unterstellun- 
gen und Behauptungen im Vor- 
spann dieses Gesetzes, heißt es 
immerhin in Artikel 2, Satz 2: 
»Die Bestimmungen dieses Arti- 
kels unterliegen jeder Abände- 
rung und anderer Anordnungen, 
welche die alliierte Kontrollbe- 
hörde verfügen oder die zukünf- 
tige Verfassung Deutschlands 
festsetzen sollte.« 

Stalins Deutschland-Karte in Te- 
heran sah für die Nachkriegszeit 
ein Preußen-Land vor, das das 
nördliche Mitteldeutschland - 
mit Mecklenburg, Sachsen-An- 
halt - und Ostdeutschland - mit 


Brandenburg, Pommern, Schle- 
sien, aber ohne Ostpreußen — 
vorsah. Den restlichen Teil Mit- 
teldeutschlands faßte er in »Sach- 
sen« zusammen. 


Rußland war gegen den Auflö- 
sungsbeschluß- des Kontrollrats 
von 1947. 


Auch hier hat der »gesamtdeut- 
sche Souverän« noch das endgül- 
tige Sagen. Das bestätigte auch 
der Kommentar der Moskauer 
Nachrichtenagentur »Tass« vom 
25. Februar 1947, daß der Kon- 
trollratsbeschluß über Preußen 
»geändert werden kann, wenn 
das von der alliierten Kontrollbe- 
hörde gewünscht wird oder wenn 
dies in der zukünftigen Verfas- 
sung Deutschlands vorgesehen 
sein wird«. Uber Auflösen und 
Fortbestehen, über ein Weiter- 
oder Wiederbestehen Preußens, 
über die Zukunft Preußens kann 
noch und muß noch vom Sou- 
verän bestimmt und entschieden 
werden. 


Es ist daher gar nicht so unge- 
wöhnlich, wenn »Das Ostpreu- 
Benblatt« vom 2. Februar 1991, 
Seite 4, unter der Überschrift 
»Gibt es bald wieder ein Land 
Preußen« eines Beitrages von 
Helmut Kamphausen, davon be- 
richtet, daß der brandenburgi- 
sche Ministerpräsident Manfred 


“ Stolpe (SPD) Überlegungen an- 


gestellt habe, »wonach eines Ta- 
ges aus dem Land Brandenburg 
wieder Preußen werden könnte«, 
sich Louis Ferdinand Prinz von 
Preußen solchen Ansichten »voll 
und ganz« angeschlossen habe, 
der Historiker und Publizist Wolf- 
gang Venohr von einer »glänzen- 
den Idee« sprach und anregte, 
daß man Sachsen-Anhalt hinzu- 
nehmen sollte, und meinte außer- 
dem: 


»Ein solches Land Preußen mit 
sechs Millionen Einwohnern und 
der Landeshauptstadt Potsdam 
könnte - auch ökonomisch - eine 
große, positive Rolle in Deutsch- 
land spielen; wie es sich für die- 
sen verpflichtenden Namen ge- 
hört.« 


Eine Vereinigung »Freistaat 
Brandenburg-Preußen e.V.« 
wurde auch schon gegründet, der 
Vorsitzende, Dr Hermann 
Knaack, erklärte, daß die Mit- 
glieder der Vereinigung »den Zu- 
sammenschluß der Länder Bran- 
denburg und Sachsen-Anhalt 
und des vorpommerischen Teils 


des Landes Mecklenburg zu ei- 
nem Bundesland Freistaat Bran- 
denburg-Preußen« im Auge hät- 
ten. 


Auch Hans-Dietrich Sander hat 


in den von ihm herausgegebenen 
»Staatsbriefe« (Heft 12/1990) für 
die Wiedereinführung des Län- 
dernamens »Preußen« wie folgt 
plädiert: 


Der Name Preußen 
liegt auf der Straße 


»Der Name Preußen liegt auf der 
Straße und wartet, daß wir ihn 
aufheben. Da es die brandenbur- 
gische Regierung bei der Neu- 
konstituierung der Länder, die 
seit 1952 in Bezirke aufgeteilt wa- 
ren, nicht getan hat, wäre es die 
Angelegenheit eines Drucks von 
unten, der im letzten Jahr schon 
einiges bewirkt hat: nämlich den 
Zusammenbruch der DDR. Eine 
Zurücktaufung Brandenburgs 
wäre ein solches politisches Sa- 
krament, dessen Initationskraft 
wir bedürfen, um uns für die be- 
vorstehenden Jahre zu wappnen. 


Ich plädiere, den Ländernamen 
Preußen wiedereinzuführen - als 
symbolischen Auftakt zur Til- 
gung der alliierten Altlasten, die 
bezwecken, Deutschland als Sub- 
jekt in der Weltpolitik auszuschal- 
ten - als Entrada für den einer 
neuen deutschen Politik, die, wie 
die Politik aller anderen Länder, 
vorrangig dem eigenen Interesse 
folgt und in der Interessenabwä- 
gung mit anderen Ländern sich 
von ihnen nicht den Kurs der ei- 
genen Politik diktieren läßt — als 
Vollbremse für den frechen Sepa- 
ratismus der westdeutschen Bun- 
desländer, der im Begriff ist, auf 
die mitteldeutschen überzugrei- 
fen - als Hebel gegen die sich in 
Bonn einigelnde, an der Westbin- 
- dung festhaltende Bundesregie- 
rung - als Basis für eine neue Ost- 
europapolitik, deren oberstes 


Ziel ist, den deutschen Osten zu- ' 


rückzugewinnen - als piece de re- 
sistance gegen Eurokratie und 
Multikultur, denn Preußen war 
kein multikulturelles Gemeinwe- 
sen, sondern ein Staat, der ver- 
stand, mit Minderheiten umzuge- 
hen, sich von ihnen nicht aufwei- 
chen ließ, sondern ihnen seinen 
Stil aufprägte, ohne ihre Identi- 
tät zu löschen - als Fundus für die 
Wiedererweckung des deutschen 
Staatsbewußtseins — als Reini- 
gungsquell für den von Ichsucht, 
Wohlstand und Dekadenz ver- 


schmutzten deutschen Volksgeist 
- als Anreiz zur Wiederannahme 
verworfener Haltungen: dienst- 
bereit, diszipliniert, pflichtbe- 
wußt, _ verantwortungsfreudig, 
wehrwillig, anspruchsvoll in der 
Sache, anspruchslos in der Per- 
son - als Stimulans für die Wie- 
derkehr eines öffentlichen 
Ethos, der den Deutschen in den 
Nachfolgestaaten des Reiches 
ausgetrieben wurde - als Mobili- 
sierungssignal, um die dringend 
gebrauchte Gegenelite zu ver- 
sammeln — als Wegweiser einer 
Entwicklungspolitik für die 
neuen Bundesländer nach dem 
Modell der preußischen Koloni- 
sierung erworbener Gebiete -als 
Alternative für die nicht korrum- 
pierten SED-Kader anstelle des 
ungeliebten Kapitalismus — und 
schließlich auch als ein Regle- 


ment, um den Gesamtberliner 
Sumpf trockenzulegen. 

Das alles kann der Impuls auslö- 
sen, der zweifellos noch immer 
im Namen Preußen steckt. Ge- 
lingt es, ihn als Ländernamen zu 
reaktivieren, wird er in dem 
Maße, wie das Scheitern des Un- 
ternehmens Bundesrepublik, wie 
Günter Maschke sagen würde, 
im Vereinigungsprozeß offenbar 
wird, den preußischen Typus wie- 
deraufstehen zu lassen, den seine 
Feinde in den Dreck traten: jene 
Symbiose aus Athen und Sparta, 
aus Apollo und Dionysos, in der 
sich klassische und militante, ge- 
bändigte und urtümliche Ele- 
mente kreuzten. 


Heute brauchen’wir nur noch den 
Impuls, den das politische Sakra- 
ment der Umtaufung des Landes 


Brandenburg in das Land Preu- 
Ben bietet.« 


Der Preuße weiß, daß 
es um Deutschland geht 


Wenn man neben vielen anderen 
historischen, politischen, ideel- 
len, wirtschaftlichen und sonsti- 
gen Argumenten, die die Grün- 
dungsidee eines solchen Preu- 
Benstaates gerade in heutiger 
Zeit stützen würden, anmerken 
kann, daß die Parteiverdrossen- 
heit ständig steigt, und auch die 
Nichtwählerschaft bei über 30 
Prozent liegt, daß das Bedürfnis 
nach Sicherheit, Recht, Ord- 
nung, Geborgenheit im Sinne des 
preußischen Tugendkatalogs im 
Wachsen begriffen ist, schon 1987 
bei einer Meinungsumfrage des 
Bayerischen Rundfunks sich 51 
Prozent der älteren Hörer und so- 
gar 57 Prozent der jüngeren Hö- 
rer für die Wiedereinführung der 
Monarchie in Deutschland aus- 
sprachen, und sich 1991 bei einer 
Umfrage eines Meinungsinstituts 
mit der Frage, ob die Bürger in 
der Bundesrepublik Deutschland 
an der Spitze des Staates einen 
Bundespräsidenten oder lieber 
einen Monarchen sehen möch- 
ten, 59,1 Prozent sich für einen 
Monarchen aussprachen, - dann 
wird deutlich, daß sich die politi- 
schen Parteien gar nicht so sehr 
in Sicherheit wiegen sollten, daß 
selbst monarchische Vorstellun- 
gen immer stärkeren Zuspruch 
finden und die Ablehnung Bon- 
ner Politik im Umgang mit dem 
deutschen Volk ständig wächst. 


Die Frage, ob Preußen wieder 
eine Zukunft hat, ist berechtigt, 
notwendig und durchaus offen 
und liegt in der Hand des »ge- 
samtdeutschen Souveräns«. 


Auch die »deutsche Frage« wird 
solange offen bleiben, bis eine ge- 
rechte Regelung in einem Frie- 
densvertrag für Deutschland ge- 
funden worden ist. 


Vergessen wir nicht: »Wer nicht 
an Wunder glaubt, ist kein Rea- 
list!« »Wer das Unmögliche nicht 
denkt, verkürzt seine Perspek- 
tive!« 


Und oft sind die Träume von 
heute die Wirklichkeiten von 
morgen. Die Zukunft bringt und 
gibt uns nichts! Wir sind es, die 
ihr alles geben müssen! Der 
Preuße weiß, daß es um Deutsch- 
land geht!’ 


1/1992 


Banker- 
Journal 


Moskaus Politik 
mit den Kurilen 


Die sowjetische Tageszeitung »Is- 
vestia« verkehrte die langjährige 
Moskauer Politik ins Gegenteil 
und erkannte die japanischen An- 
sprüche auf die Kurilen-Inseln ef- 
fektiv an. Die Zeitung veröffent- 

' lichte Dokumente aus der Zaren- 
zeit Rußlands, mit denen die Be- 
hauptung, daß die vier Inseln tat- 

- sächlich Japan gehören, unter- 
mauert werden. Die Zeitung 
schrieb, daß das sowjetische Au- 
ßenministerium die Dokumente 
ausfindig gemacht und »Isvestia« 
beauftragt habe, sie zu veröffent- 

- lichen. Die Zeitung hob hervor, 
das sowjetische Volk sei jahrzehn- 
‚telang mit falschen Informatio- 
nen über die Kurilen indoktri- 
niert worden. 


Die Inseln wurden in den letzten 
Tagen des Zweiten Weltkriegs 
von den sowjetischen bewaffne- 
ten Streitkräften besetzt, und die 
Sache war seitdem ein Stolper- 
stein für die diplomätischen und 
finanziellen Beziehungen zwi- 


“schen den beiden Ländern. Ja- 


pan und die Sowjetunion unter- 
zeichneten nach dem Kriege we- 
gen der Kurilen-Frage niemals ei- 
nen Friedensvertrag. 


Das wichtigste von »Isvestia« ver- 
öffentlichte Dokument ist eine 
geheime handschriftliche Anwei- 
sung von Zar Michael I. an Admi- 
-ral Graf Putyatin zu Verhandlun- 
gen mit den Japanern. Rußland 
versuchte seinerzeit, Zugang zu 
Japan zu bekommen, im Kielwas- 
ı ser der Briten und Amerikaner. 
Dem Admiral wurde befohlen, 


den Japanern mitzuteilen, daß‘ 


die Grenzen auf den Kurilen 
nördlich von Iturup und südlich 
von Yurup verlaufen sollten, wor- 
auf Japan immer bestanden 
hatte. 


Inzwischen verkündete Japan ein 
Hilfspaket in Höhe von 2,5 Mil- 


. liarden Dollar an die Russen, wo- 


durch es seine frühere Politik re- 
vidierte. Ein japanischer Spre- 
“ cher sagte, die Inseln seien für 
die Beziehungen zu Moskau kein 


a . Hindernis mehr, und der Wende- 
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punkt in der Situation sei der ge- 
scheiterte Staatsstreich gewesen. 
Laut dem Londoner »Guardian« 
war auch eine japanische Delega- 
tion in den sowjetischen Fernen 
Osten gereist, um die dortige 
Nahrungs- und Arzneimittelsi- 
tuation zu untersuchen. a 


Europäische 
Firmen bauen 
drittgrößten 
Staudamm 


Italienische, deutsche und fran- 
zösische Firmen sollen in einer 
Partnerschaft mit China in der 
Provinz Sichuan den drittgrößten 
Staudamm der Welt bauen. Dies 
stellt eine bemerkenswerte Ab- 
kehr von der Arbeitskräfte-In- 
tensität dar, von der Auslandsin- 
vestitionen in China beherrscht 
werden. Die Weltbank verleiht 
beinahe die Hälfte der 1,9 Milliar- 
den Dollar, die für den Bau des 
240 Meter hohen großen Stau- 
damms am Yalong, der nur we- 
nige Meter niedriger als der höch- 
ste Staudamm in der Sowjet- 
union sein wird, benötigt wer- 
den. 


Dumez International und GTM 
International (Frankreich), Im- 
preglio SpA und Torno (Italien) 
und Philip Holzmann AG und 
Hochtief AG (Deutschland) un- 
terschrieben im August 1991 den 
Vertrag mit Premierminister Li 
Peng. 


Das Projekt wird über 550-Mega- 
watt-Generatoren verfügen, be- 
richtet die Agence France Presse. 
»Die Jahreserzeugung wurde auf 
die Hälfte der Energieerzeugung 
der Provinz festgelegt, immer 
noch weit unter dem Bedarf.« U 


AID kritisiert 


Nahrungs- 
mittel- 
Verteilung 


US-Agency for International De- 
velopment (AID) und ortsansäs- 
sige peruanische Geschäftsleute 
protestieren gegen die Tatsache, 
daß der Generaldirektor der 
H.B. Fuller Co., Bernando Wag- 
ner, eine kostenlose tägliche Ab- 
gabe von Haferbrei mit hohem 


Proteingehalt an Tausende von 
armen peruanischen Kindern ein- 
gerichtet hat. Ein peruanischer 
Geschäftsmann, der in der Peru- 
vian-American Chamber of 
Commerce tätig ist, lamentierte: 
»Ich bin gegen die Ausgabe von 
Nahrungsmitteln. Alles, was man 
damit erreicht, ist, daß diese 
Menschen noch mehr Kinder in 
die Welt setzen.« 

US-AID hat bislang noch nicht 
entschieden, was offiziell über 
Fullers Programm gesagt werden 
soll, da die Organisation »Selbst- 
hilfe«-Programme bevorzugt. 
Ein Offizieller von AID sagte: 
»Wir sind dazu verpflichtet, die 
Gemeindeorganisationen bei ih- 
ren eigenen Initiativen zu unter- 
stützen ... die gelegentlich eine 
weniger wirksame Art und Weise 
sein können, mit dem Nahrungs- 
mittelproblem fertig zu werden, 
aber wir glauben, daß sehr viel 
damit gewonnen werden kann, 
wenn die Menschen ihre Metho- 
den selbst entwickeln.« 


Hat Fuller das nicht getan? Er er- 
klärte: »Ich bin ein Kapitalist, 
aber die Art von Kapitalismus, 
die ich hier sehe, ist eine Unge- 
heuerlichkeit... Die erste Priori- 
tät besteht darin, diese Kinder zu 
ernähren. Dies auf eine sozial an- 
nehmbare Art und Weise zu tun 
ist wunderbar, aber das ist zweit- 
rangig.« oO 


Öko-Baschisten 
verzögern 
Projekte 


Verzögerungen bei Projekten in 
der Provinz Quebec, Kanada, 
wurden von dem Industrieführer 
Richard Le Hir, Chef der Manu- 
facturers’ Association in Quebec, 
auf die »Öko-Fäschisten« gescho- 
ben. Indem er einige Umwelt- 
schutzgruppen als »Oko-Faschi- 
sten« brandmarkte, schlug er vor, 
daß »unverantwortliche« Um- 


_ weltschützer, die auf »Furcht 


statt auf Tatsachen« beruhende 
Informationen verbreiten, von 
den Sitzungen des provinziellen 
Office of Public Hearings on the 
Government (BAPE) ausge- 
schlossen werden, schrieb die 


.»Montreal Gazette«. 


BAPE wies kürzlich auf dringen- 
des Verlangen von Umwelt- 
schutzgruppen, darunter Green- 
peace, ein Soligaz-Erdgasprojekt 


A a 


in Varennes, Quebec, in der Grö- 
Benordnung von 230 Millionen 
Dollar, als unsicher für die Be- 
wohner zurück, obwohl sich ähn- 
liche Einrichtungen in Frank- 
reich als völlig sicher erwiesen ha- 
ben. 


Indem sie ihre Sorgen über sehr 
viele verlorene Arbeitsplätze und 
den entstandenen Schaden für 
die Wirtschaft, die sich aus der 
Taktik der Umweltschützer erge- 
ben, zum Ausdruck brachten, 
machten die Hersteller in Que- 
bec acht Vorschläge dazu, wie die 
Vorstöße von BAPE vereinfacht 
werden können. »So sehr wir 
wünschen, daß Quebec grün 
bleibt, dürfen wir es andererseits 
nicht zulassen, daß es ein »Wirt- 
schaftsgemüse« wird«, sagte Le 
Hir. 


Katholiken 
kritisieren 
IWE-Plan 


Zum ersten Male hat ein katholi- 
sches Organ den Internationalen 
Währungsfonds (IWF), Jeffrey 
Sachs und sein polnisches Modell 
namentlich angegriffen und nach 
einem _|Infrastruktur-Entwick- 
lungsplan für den Osten aufgeru- 
fen. Dieser bisher noch nie dage- 
wesene Angriff auf den IWF er- 
schien in »Il Sabato«, der italieni- 
schen Zeitschrift, die oft die An- 
sichten von Kardinal Ratzinger 
widerspiegelt. 


»Es muß mit äußerster Klarheit 
gesagt werden, daß die Pläne des 
IWF für die UdSSR und die Län- 
der des Ostens berüchtigt sind«, 
schrieb Professor Franco Cardini 
von der Universität Florenz. 


»Das Modell des IWF ist eines, 
das Polen von dem Harvard>Ei- 
erkopf« Jeffrey Sachs auferlegt 
wurde: Zunächst einmal Bezah- 
lung der Schulden, dann Steige- 
rung der Exporte, auf Kosten der 
Verlangsamung der Entwicklung 
der Produktionskapazitäten und 
des Lebensstandards der Bevöl- 
kerung. Die amerikanischen 
Wirtschaftsberater, die Boris Jel- 
zin und Eduard Schewardnadze 
so sehr mögen - und Gregorij 
Jawlinskij schlägt diesen gefährli- 
chen Weg ein - schlagen für die 
Sowjetunion die gewöhnlichen 
monetarischen Rezepte vor, die 
auf der Annahme beruhen, daß 
der Nennwert des Kapitals wich- 


tiger als die reale Wirtschaft sei. 
Die andere Wunderkur ist Null- 
wachstum - vielleicht mit 
Zwangssterilisierung? - und das 
alte Instrument Adam Smiths, 
der »freie Markt«. Die neuen rus- 
sischen Führer erwarten hiervon 
den Wohlstand; sie werden Chaos 
und die neue Gefahr eines Bür- 
gerkriegs bekommen. 


Das ehemalige Imperium 


. braucht ganz andere Modelle. Es 


braucht in erster Linie eine Neu- 
festlegung der Infrastruktur für 
den Transport und die Verteilung 
der Güter (Eisenbahnen, Ka- 
näle, Strom- und Telefonleitun- 
gen), und dann einen geschmeidi- 


gen Finanzüberbau, der die Ver- . 


gabe von Krediten zu niedrigen 
Zinsen für produktive Investitio- 
nen im Lande ermöglicht, die 
von Steueranreizen flankiert wer- 
den und auf eine Weise organi- 
siert werden müssen, die vor al- 
lem den kleineren und mittleren 
Unternehmern zugute kommt. 

Die »Europäische Gemeinschaft 
ist in der Lage, nicht nur Vor- 
schläge zu machen, sondern auch 
Kapital und technologische 
Strukturen bereitzustellen. Aber 
dies alles behindert die Pläne der 
neuen Weltordnung, die sich fest 
an die Vereinigten Staaten klam- 
mern, also an das - falls wir es 


"vergessen haben sollten - am 


meisten verschuldete Land der 
Welt, das vor einer Produktions- 
krise nach dem Beispiel der Zu- 
sammenbrüche des Börsenmark- 
tes und der Großbanken steht. 
Und dieses Neuland möchte der 
neu in Erscheinung getretene Li- 
beralismus der ehemaligen So- 
wjetunion als Weg zur Überwin- 
dung ihrer alten Probleme an- 
empfehlen.« O 


Banker hoffen, 
daß Sowjets 
Schulden 
bezahlen 


»Ungeachtet der fortdauernden 
Verschlechterung der Binnen- 
wirtschaft und der Veränderun- 
gen im politischen Umfeld dürfte 
die Sowjetunion dieses Jahr in 
der Lage sein, ihren Schuld- 
dienstverpflichtungen nachzu- 
kommen, stellte das Institute of 
International Finance in einer 
vertraulichen Studie fest. Um die 
Zahlungen leisten zu können, 
müsse die Sowjetunion ihre Ein- 


führen scharf drosseln und Gold : 


im Werte von fünf Milliarden 
Dollar verkaufen. 


Das Institut ließ verlauten, daß 
von den Handelsbanken erwartet 
wird, daß sie ihr Risiko in der 
UdSSR in diesem Jahr um 11 Mil- 
liarden Dollar verringern, zu- 
sätzlich zu den Kürzungen von 
zehn Milliarden Dollar des ver- 
gangenen Jahres. 


Die Gruppe der Banker rief die 
Sowjets dazu auf, in Verbindung 
mit dem internationalen Wäh- 
rungsfonds und der Weltbank 
»bedeutsame« Wirtschaftsrefor- 
men durchzuführen. »Vorhan- 
dene Wirtschaftsstrukturen könn- 
ten auseinanderfallen«, heißt es 
in dem Bericht. »Ein plötzliches 
Zerbrechen des Systems ohne 
schnell greifbare Alternative 
wird eine gewaltige Wirtschafts- 
katastrophe herbeiführen« D 


Chirac für Hilfe 


an den Osten 
und die 
Dritte Welt 


Der ehemalige französische Pre- 
mierminister Jacques Chirac be- 
fürwortete auf einer Konferenz 
der Europäischen Demokrati- 
schen Union (EDU), es sei nicht 
nur »politisch notwendig«, den 
armen Ländern der Dritten Welt 
und den neuentstehenden Demo- 
kratien des Ostens zu helfen, son- 
dern man muß sie auch »mora- 
lisch unterstützen«. 


Er rief die Vereinigten Staaten 
und Japan dazu auf, damit zu be- 
ginnen, 0,8 Prozent ihres jeweili- 
gen Bruttosozialprodukts zur 
Hilfe an die Dritte Welt bereitzu- 


stellen. Europäische Länder ha- . 


ben sich bereits zu dieser Summe 
verpflichtet. - 


Die EDU setzt sich aus 24 euro- 
päischen politischen Parteien zu- 
sammen — christlich-demokrati- 
sche, liberale und konservative. 
Chirac, Vorsitzender der Gaulli- 
stischen Partei (RPR) Frank- 
reichs, Gastgeber der Konferenz, 
war jedoch die einzige Führungs- 
persönlichkeit, die die tiefgehen- 
den Wirtschaftsprobleme des Sü- 
dens und des Ostens anschnitt. 


Die Neuordnung in Europa muß 
Stabilität herbeiführen, sagte 
Chirac. Wenn Europa im Süden, 


der derzeit ein höheres Bevölke- 
rungswachstum verzeichnet, 
nicht in der Lage ist, »jenen Län- 
dern dabei zu helfen, Arbeits- 
plätze im eigenen Lande für die 
Kinder, die noch geboren wer- 
den, zu schaffen, dann werden 
wir unsere reichen Länder in Eu- 
ropa zu einem außergewöhnli- 
chen Einwanderungsprozeß ver- 
urteilen, dessen soziale, politi- 
sche und strategische Folgen un- 
berechenbar sind«, warnte er. 


Was den Osten betrifft, so emp- 
fahl er, »die notwendige - und die 
schnellstmöglichste - Erweite- 
rung der Europäischen Gemein- 
schaft unter Einschluß der De- 
mokratien im Osten. Es sei un- 
denkbar, daß wir aus Egoismus 
oder Mangel an historischem 
Weitblick die Berliner Mauer mit 
einer neuen Mauer, der des Gel- 
des ersetzen. »Osteuropa kann 


nicht »auf die Rolle einer Puffer-- 


zone zwischen einem reichen und 
geschützten Europa der Zwölf 
und einer ehemaligen UdSSR, 
arm, überbewaffnet und in voller 


Revolution, beschränkt wer- 
den.« DO 
Der freie 


Markt - 

für Osteuropa 
zunächst eine 
Utopie 


In seiner Eröffnungsansprache 
vor der Konferenz der Internatio- 
nal Labor Organization in Paris, 
warnte der AFL-CIO-Präsident 
Lane Kirkland, daß Versuche, 
»Freie Markt«-Modelle in Osteu- 
ropa einzuführen, nichts weiter 
als eine neue Art der Tyrannei 
sind. 


»Es gibt dort draußen jene Utopi- 
sten, die aus der bequemen Posi- 
tion ihrer geregelten und halb-so- 
zialisierten Wirtschaften. heraus 
sich an dem Gedanken zu er- 
freuen scheinen, den neuen De- 
mokraten eine Art Großexperi- 
ment der Ideologie des freien 
Marktes aufzuerlegen«, sagte 
Kirkland. 


Sich auf den vom Marshall-Plan 
im kriegsverwüsteten Westeu- 
ropa erzeugten Optimismus be- 
ziehend, warnte Kirkland: 
»Wenn jemand damals versucht 
hätte, sie davon zu überzeugen, 


daß die Dinge sich zunächst ver-: x: 
schlechtern müssen, um schließ- .; 
lich besser zu werden, dann hät- 
ten die westeuropäischen Länder 
dies vielleicht abgelehnt. Sie hät- 
ten vielleicht die Ouvertüren Sta- 
lins akzeptiert und wären den 
Schalmeienklängen der Utopie . 
der Arbeiter durch kommunisti- 
schen Totalitarismus erlegen.« 


»Und doch ist dies genau die Bot- 
schaft, die die Arbeiter der ehe- 
maligen kommunistischen Dikta- 
turen heute von den westlichen 
Demokratien und von den Eliten 
der internationalen Hochfinanz 
vernehmen. 


Lassen Sie mich darauf hinwei- 
sen, daß die Botschaft lenini- 
stisch ist. Der Gedanke, daß, um 
in. der Zukunft besser zu werden, 
etwas zunächst verschlimmert 
werden muß, ist lediglich eine an- 
dere Form des »revolutionären 
Defaitiimuss .oder Lenins 
Dogma, daß eine Diktatur das 
notwendige Vorspiel zum univer- 
salen Königreich der Freiheit sei. 
Das ist die Doktrin, die die erbar- 
mungslose Jagd nach der Utopie 
antreibt -, ganz gleich, ob die 
Rechte oder Linke oder die Libe- 
ralen des freien Marktes zum Ha- 
lali blasen. Auf jeden Fall ist es 
eine menschenverachtende, anti- 
demokratische und gefährliche 
Übung, und es liegt in jeder- 
manns bestem Interesse, ihr aus 
dem Weg zu gehen. 


Wir müssen uns ständig daran 
erinnern, daß Gesellschaften und . 
Staaten unter den Menschen ent- 
stehen, nicht um dem gesichtslo- 
sen Marktplatz, sondern den Be- 
strebungen wirklicher Menschen 
zu dienen. Wenn wir das nicht 
tun, dann könnte das Ende des- 
Kalten Krieges lediglich die Mor- 
gendämmerung eines anderen 
Krieges zwischen den Menschen 
und den Agenten und Erfüllungs- 
gehilfen einer anderen Form des 
ruinösen blinden Eifers ankündi- 


gen.« 


BCCI-Bank 


Eine kolge des 
Eurodollar- 
Debakels 


David Hudson 


Der Skandal, der um die Bank of Credit and Commerce Internatio- 
nal (BCCH entstanden ist und diese zerstört hat, wurde der Öffent- 
lichkeit gegenüber als ein solcher der Wäsche von Drogengewinnen, 
der Kapitalflucht aus Ländern der Dritten Welt in sichere Finanzhä- 
: fen des Westens und der Gefälligkeit zwischen Geheimdiensten und 
terroristischen Organisationen dargestellt. Diese Behauptungen be- 
ruhen zwar alle auf Wahrheit, lassen aber einen größeren und unend- 


lich wichtigeren Punkt außer Acht. 


Es handelt sich hierbei um die Fä- 
higkeit der BCCI - und jeder an- 
deren ausländischen Bank mit ei- 
ner Devisenabteilung - durch 
Darlehen amerikanische Dollar 
aus dem blauen Dunst heraus zu 
schaffen. Bei unserem Schulden- 
Geld-System ist jeder Dollar, der 
‚sich irgendwo in der Welt befin- 
det - mit Ausnahme von Münzen 
und einer keinen Anzahl von US- 
‚Banknoten, die direkt vom ame- 
rikanischen Finanzministerium 
ausgegeben werden -, von einer 
. Bank auf Zinsen - unnötige Zin- 
sen -— durch Leihen überhaupt 
erst entstanden. Und die Darle- 
hensnehmer müssen natürlich 
” die Zinsen zahlen und schließlich 
das Kapital zurückzahlen. 


Geldwäsche war nicht 
allein das Übel 


Das amerikanische Volk weiß 
und versteht, daß es ein schwer- 
wiegendes Problem der Drogen- 
geldwäsche gibt. Dieses Problem 
wird amtlicherseits dadurch ange- 
packt, daß bei der rechtmäßigen, 
alltäglichen Verwendung von 
“ Bargeld in der Höhe von über 
3000 Dollar oder auch geringerer 
. Beträge, wenn zum Beispiel ei- 
nem Schalterbeamten die Trans- 
aktion »verdächtigt« vorkommt, 
drakonische Auflagen hinsicht- 
lich der Registrierungs- und Mel- 
depflicht gemacht werden. 


Gutinformierte Amerikaner ha- 
ben Verständnis dafür, daß Bür- 
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- wachung, . 


ger der Mittelklasse und wohlha- 
bende Bürger aus Ländern der 
Dritten Welt ihr Geld nach Über- 
see, weit weg von der zweifachen 
Verwüstung durch Besteuerung 
und Inflation im Inland, transfe- 
rieren wollen. Alle Amerikaner 
sind durch Romane, Filme und 
Fersehshows, in denen die Ex- 
zesse sowohl der Geheimdienste 
als auch der Terroristengruppen 
in der ganzen Welt dramatisiert 
werden, verwirrt. Diese Exzesse 
kosten Geld und erfordern die 
Kooperation der Banken. 


So ist es eher angebracht, über 
die BCCI unter diesen Aspekten 
zu diskutieren, mit der Freigabe 
einer Lawine von technischen In- 
formationen, die der Laie nur 
schwer verdauen kann. Geldwä- 
sche, Kapitalfiucht und schmut- 
zige Tricks, was auch immer ihre 
entkräftenden - Auswirkungen 
sein mögen, sind für den Laien 
verständlich, und lenken die Auf- 
merksamkeit von einem viel grö- 
Beren Problem ab. 


Die Frage der 
Bankenaufsicht 


Dieses größere Problem ist die 
Fähigkeit ausländischer Banken, 
amerikanische Dollar durch Ver- 
leihen entstehen zu lassen, ohne 
die völlig unzureichende Über- 
die amerikanischen 
Banken durch amerikanische 
Aufsichtsbehörden zuteil wird. 
Eine dieser Aufsichtsbehörden 


ist das Federal Reserve System 


(Zentralbankwesen), daß den 
verschiedenen Banken gehört, 
die es überwachen muß. 


Die BCCI wurde 1972 von paki- 
stanischen Bankleuten mit Kapi- 
talbeiträgen von der Bank of 
America (BofA) und nahöstli- 


chen Investoren ins Leben geru- - 


fen. Die BofA verkaufte ihren 
Einsatz in der Zeit zwischen 1980 
und 1982. 


Auf dem Höhepunkt ihrer Macht 
im Jahre 1988 war die BCCI die 
siebtgrößte Privatbank der Welt, 
mit einem Kapital von 1,5 Milliar- 
den Dollar und Vermögenswer- 
ten (Darlehen) in Höhe von 20 
Milliarden Dollar. Die BCCI un- 
terhielt mehr als 400 Filialen in 78 
Ländern. Ihre Mutterorganisa- 
tion war eine Holdinggesellschaft 
mit Sitz in Luxemburg, wo die 
BCCl eine Bank betrieb. 


Am 13. Oktober 1988 stellte die 
Londoner »Financial Times« 
fest: »Die Hauptaufsichtsbe- 
hörde der BCCI ist das Luxem- 


bourg Monetary Institute, die . 


Zentralbank von Luxemburg«. 


Aber sechs Tage später stellte die 
gleiche Zeitung. fest, daß Hol- 
dinggesellschaften, darunter die 
Muttergesellschaft, nicht unter 
die Kontrolle des Luxembourg 
Monetary Institute fallen. 


»Die Holdinggesellschaft hat 
zwar ihren Sitz hier in Luxem- 
burg, aber es ist wichtig, sich 
daran zu erinnern, daß Holding- 


gesellschaften keine Handelsge- ' 


schäfte abwickeln, kein Konto 
eröffnen, kein Darlehen bereit- 
stellen oder Vermögenswerte 
kaufen oder verkaufen dürfen«, 
sagte Jacques Poos, damals Lu- 
xemburgs Finanzminister. »Es 
sind nur Verwaltungseinheiten.« 


Da die BCCI Luxemburg als ih- 
ren Hauptsitz beansprucht, ent- 
zog sie sich effektiv der Beauf- 
sichtigung. Gesetz und Traditio- 
nen diktieren, daß Banken, die 
auf internationaler Basis tätig 


- sind, in bezug auf erforderliche 


Rücklagen und Kapitalien und 
damit zusammenhängende Ange- 
legenheiten der Aufsichtspflicht 
ihres Heimatlandes unterliegen. 
Amerikanische Großbanken, die 
in Übersee tätig sind, unterste- 
hen der Aufsichtspflicht amerika- 
nischer Behörden, britische den 
britischen Aufsichtsbehörden, 
französische, japanische, italieni- 


Eurodollar aus 
blauem Dunst 


Selbst wenn die BCCI eine lu- ° 


sche und andere Banken den Ent. 3 
sprechenden Aufsichtsbehörden 
ihrer Heimatländer. 


xemburgische Bank wäre, im Ge- . 


gensatz zu einer luxemburgi- 
schen Holdinggesellschaft, die 
eine von mehr als 400 Filialen in 
diesem kleinen Land unterhält, 
wäre es lächerlich, anzunehmen, 
daß ein Land, das kleiner als 
Rhode Island ist, mit einer Bevöl- 


kerung von 370000, eine aufsicht-. 


führende Infrastruktur stellen 
kann, die ausreicht, um eine 
Bank von der Größenordnung 


der BCCI zu überwachen, selbst 
wenn diese auf völlig ehrenwerte - 


und korrekte Weise betrieben 
würde. Diese fehlende Überwa- 
chung war wahrscheinlich der 
Hauptgrund, warum die BCCI so 


operieren konnte, wie sie es ge- 


tan hatte, selbst wenn man be- 
rücksichtigt, daß »ehrliche« Ban- 


ken im allgemeinen nur einer sol- ' 


chen Aufsicht unterliegen, die sie 
bereitwillig akzeptieren. 


Diese fehlende Beaufsichtigung 


. führte dazu, daß die BCCI Mil- 


liarden Dollar mit betrügeri- 
schen Darlehen an ihre Auftrag- 


geber und ihre Freunde, Darle- 


hen, die niemals zurückgezahlt 
zu werden brauchten, scheffelte. 

Das traurige Beispiel der BCCI 
bestätigte die vor etwa 13 Jahren 
durch den populistischen Wirt- 
schaftswissenschaftler Dr. E.L. 
Anderson in der zweiten von 
zwei Monographien über das 
Thema der unvermeidlichen Fol- 
gen der Exzesse des Systems des 
Schuldengeldes Amerikas und 
der übrigen Welt gemachten Be- 
obachtungen. Diese Monogra- 
phien, mit der Überschrift »The 
Upright Spike«, waren in ihrer 
Analyse dieser verwickelten Fra- 
gen schöpferisch. 


Die zweite Monographie, allge- 
mein als »Upspike Two« be- 
kannt, befaßt sich des längeren 


mit der Frage der Überseeban- 


ken, die US-Dollar durch Verlei- 
hen schaffen. Es ist als habe An- 
derson, schon fast ein Jahrzehnt 
bevor die BCCI zu einem gängi- 
gen Initialwort für Bankbetrug 
wurde, eine Kristallkugel ge- 
habt. 


Anderson stellte fest, daß es Ban- 
ken, die auch nur einer nomina- 


len Aufsicht unterliegen, »nicht 
gestattet ist, Darlehen aus dem. 
»blauen Dunst« heraus zu verge- 
ben: Von Gesetzes wegen sind sie 
gezwungen, Rücklagen zu unter- 
halten, ob sie das wollen oder 
nicht. Aber wenn es zu Eurodol- 
lar kommt, dann unterliegen die. 
Banker solchen schweren Ein- 
schränkungen nicht. Sie können 
buchstäblich Dollar aus dem 
Nichts herbeizaubern. Und sie 
tun das auch.« 


Weiter schrieb Anderson: »Er- 
staunlicherweise unterliegen eu- 
ropäische Banken praktisch kei- 
nerlei Beschränkungen, wenn es 
dazu kommt »Dollar< zu verlei- 
hen, die es nur in der Vorstellung 
des Bankers und des Darlehens- 
nehmers gibt. Eine Bank kann je- 
den Betrag an »Dollar« an jeder- 
mann »verleihen<. Und solange 
die Schecks der Bank von ande- 
ren Banken honoriert werden, 
kann die Charade unbegrenzt 


fortgesetzt werden - und das ist 
auch geschehen. 


Die einzige Beschränkung auf 
die Ausgabe von Dollar durch 
ausländische Banke ist die Bereit- 
schaft anderer Banken - auslän- 
dische oder amerikanische - die 
Kredite von der ausgegebenen 
Bank zu akzeptieren. Mit ande- 
ren Worten, sollte die Volksbank 
von Liechtenstein oder die 
Banco Cafetero von Panama ein 
Darlehen von zehn Millionen 
Dollar an die Autoreifenfirma 
Michelin in Paris vergeben, dann 
bestehen diese Dollar lediglich 
als Eintrag in den Büchern der 
ausgebenden Bank zu Lasten der 
Firmal Michelin, die von diesem 
Kredit mit Schecks abheben 
würde, die in anderen Banken ir- 
gendwo in der Welt - einschließ- 
lich den USA - deponiert wer- 
den. 


Man kann sicher sein, daß die 


Banker weiterhin Darlehen in 
Eurodollar vergeben, solange 
ihre Schecks von anderen Ban- 
ken akzeptiert werden, weil Eu- 
rodollar sie nichts kosten, außer 
daß sie mit ihrem Geldzauber- 
stab wedeln, während Darlehen, 
die in der Währung ihres eigenen 
Landes bereitgestellt werden, 
von dessen Behörden und Zen- 
tralbank beaufsichtigt werden.« 


Als Anderson 1978 diese Worte 
niederschrieb, war die Schaffung 
von Dollar in überseeischen Län- 
dern weitgehend auf Europa be- 


schränkt. Jetzt hat sich diese Pra- - 


xis in großem Rahmen auf Asien 
(Asiendollar) und auf die übrige 
Welt ausgedehnt. 


Dieser Mangel an äußerer Diszi- 
plin führte logischerweise zum 
nächsten Schritt, der völligen Ver- 
fälschung von Vermögenswerten 
(Darlehen). Price Waterhouse, 
die internationale Rechnungs- 


prüfungsfirma, die die BCCI in 
London überprüfte, berichtete, - 
daß Darlehen an BCCI-Insider 
gemäß Sicherheiten mit dem Ver- 
merk »keine rechtliche Basis« 
und »keine Bewertung« verge- 
ben wurden. Diese Darlehen 
wurden ungeachtet der Tatsache 
vergeben, daß »keine unterzeich- 
neten Darlehensvereinbarun- 
gen, kein Schriftwechsel mit dem 
Kunden, keine Vermögenserklä- 
rung oder Informationen über 
nicht ausgeschütteten, versteuer- 
ten Reingewinn« vorhanden wa- 
ten. . 

Wie umfangreich waren diese 
Darlehen? 

Das »Wall Street Journal« 
schätzte, daß eine weltweite Li- 
quidation der BCCI zwischen 


-fünf und 15 Milliarden Dollar ko- 


sten würde. Dieser breite Spiel- 
raum deutet darauf hin, daß nie- 
mand weiß, wieviel »Darlehen« 
vergeben wurden, noch wieviel 
freies Geld hergestellt wurde. D 


Verzicht ist Verrat. 


an den Vertriebenen und am ganzen deutschen Volk! 


Der Bundespräsident, der Bundeskanzler und der Bundesaußenminister der BRD haben die Oder-Neiße-Linie als 
polnische Westgrenze anerkannt. Mit diesem geschichtlich wie völkerrechtlich unhaltbaren Verzicht haben sie ein- 
mal mehr den zwar nicht strafbewehrten, aber doch sittlich verpflichtend geschworenen Grundgesetz-Eid gebrochen, 


(ihre) Kraft dem Wohle des deutschen Volkes (zu) widmen, seinen Nutzen (zu) mehren, Schaden von ihm 
(zu) wenden und (ihre) Pflichten gewissenhaft (zu) erfüllen So wahr (ihnen) Gott helfe! 


Alle diesem schändlichen Tun zustimmenden deutschen Parteien sind des erwiesenen Reichsverrates überführt! 


Niemand hat das Recht, unsere Heimat aufzugeben und damit ein Viertel deutschen Reichsgebietes nach dem völker- 
rechtsgemäßen Gebietsstand von Ende 1918 einschl. Deutschösterreich (gem. dortiger Gesetzgebung) zu verschenken ! 


Um.diesem Verrat zu begegnen, sind die 


Vereinigten Länder des Deutfchen Oftens im Deutichen Reich 


(amtliches Kürzel: VLDO; amtlicher Kurzname: Vereinigte Ostdeutsche Länder) 


als Bundesstaat im Vertriebenenstand (Exilstaat) 


gegründet worden. Das ist der einzige deutsche Staat, der die völkerrechtliche Vertretung der ostdeutschen Reichs- 
gebiete einschließlich des Sudetenlandes auf Grund des 


Selbstbestimmungsrechtes 
übernommen hat. 


Werdet Mitglied der Gemeinschaft Deutscher Osten (GDO), einer öffentlichrechtlichen Körperschaft ostdeutschen Verfas- 
sungsrechtes. Sie sammelt alle ostbewußten, volks- und reichstreuen Deutschen, die diesen Staat tragen. Ausführliche Aus- 
kunft über die rechtlichen und politischen Grundlagen des unabhängigen ostdeutschen Exilstaates, die VLDO, erhält jeder 
Deutsche gegen Fundstellen-Angabe dieser Anzeige und Übersendung eines Unkostenbeitrages von mindestens DM 5,00 in 
BRD-Briefmarken bzw. DM 6,00 (europäisches Postausland) und DM 10,00 (überseeisches Postausland) - auch in Geld- 
scheinen beliebiger, jedoch in der BRD frei austauschbarer Auslands-Währung - an die - 


Gemeinschaft Deutscher Osten (GDO), Maximilianstraße 14 in D-8900 Augsburg. 


Bargeldlose Hilfen für den ostdeutschen Exilstaat nur an die Gemeinschaft Deutscher Osten (GDO) auf deren alleiniges Konto 233 6650 bei der Bayerischen 
Vereinsbank Augsburg {Blz 72020070)! Danke! 


Absprachegremien 


Weltweite 
Eroberun 
heibt das 

der Eliten 


JamesP. Tucker 


Während die Nationen schlafen, geht die Schattenregierung der Tri- 
lateralen Kommission, der Bilderberger und des Council on Foreign 
Relations (CFR) verstohlen auf das gemeinsame Ziel der weltweiten 
Eroberungen zu, wie sie kürzlich auf dem Treffen der Bilderberger in 
Baden-Baden nochmals formuliert und weitere Schritte geplant wur- 


den. 


Die Eliten der Absprachegre- 
mien nähern sich rapide ihrem 
weitgesteckten Ziel, die Welt in 
einzelne Regionen aufzuteilen, 
damit sie leichter durch die Ver- 
einten Nationen regiert werden 
können. 


Die Sorge 
.. um Moskau 


Länder der westlichen Hemi- 
sphäre - eine der Regionen -han- 
deln eine »Freihandels«-Verein- 
barung aus, die sie in die Rich- 
tung eines einzigen »Supersstaa- 
tes« drängt. 


Westeuropa, eine andere Re- 
gion, ist weit vorangeschritten, 
ein einziger Superstaat zu wer- 
den. Man debattiert nun darüber, 
ob es eine eigene Militärmacht 
haben oder am NATO-Bündnis 
festhalten soll, so daß amerikani- 
sche Steuerzahler weiterhin das 
meiste Geld zahlen können. 


Die Trilaterale Kommission und 
die Bilderberg-Gruppe ringen 
verzweifelt darum, die Sowjet- 
union in der einen oder anderen 
Form zusammenzuhalten, so daß 
eine weitere »Region« beibehal- 
ten werden kann, möglicher- 
weise unter Einschluß ehemali- 
ger Ostblockländer. Ihr Plan, 
amerikanische Steuergelder an 
kommunistische Regierungen zu 
vergeben, die die Existenz Ame- 
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rikas vier Jahrzehnte lang be- 
drohten, steht bereits fest. 


Das Freihandels-Abkommen mit 
Mexiko wird. öffentlich als sol- 
ches gefördert: ein Abkommen 
zwischen zwei Ländern die eine 
lange gemeinsame Grenze ha- 
ben. 


Aber es ist viel mehr als das, was 
die meisten Zeitungen wissen, 
worüber sie aber nicht berichten. 
Gekoppelt mit dem Handelsab- 
kommen mit Kanada, soll das 
Abkommen ausgedehnt werden, 
bis die ganze westliche Hemi- 
sphäre ein politisches Gebilde in 
der »Neuen Weltordnung« wird. 


Rafael Angel Calderon Fournier, 
Präsident von Costa Rica, deckte 
am 11. Oktober 1991 teilweise die 
Hand der Schattenregierung 
bloß, als er im National Press. 
Club in Washington sprach. 


Sein Land sei entschlossen, »Teil 
der Freihandelszone Nordame- 
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rika« zu werden, sagte er, und be- 
zog sich dabei auf das bevorste- 


hende Abkommen zwischen den _ 


USA und Mexiko. 


Das Wirtschaftsgebilde 
der »Neuen Weltordnung« 


»Mit großer Zufriedenheit und 
Hoffnung beobachten wir die 
Verhandlungen zwischen Ka- | 
nada, den Vereinigten Staaten 
und Mexiko, die zur Eröffnung 
einer North America Free Trade 
Area führen«, sagte der Staats- 
präsident von Costa Rica. 


Warum war der Präsident so zu- 
versichtlich, daß Costa Rica in 
eine Vereinbarung einbezogen 
würde, von der gesagt wird, daß 
sie nur Kanada, die Vereinigten : 


Das Netzwerk der weltweiten 
Absprachegremein, das vom 
Rockefeller- und Rothschild- 
Clan beherrscht wird. 


Staaten und Mexiko betrifft? 
Seine Gehilfen erklärten, daß es 
private Zusagen gegeben habe, 
daß alle Länder der westlichen 
Hemisphäre zu einem einzigen 
Wirtschaftsgebilde zusammenge- 
schlossen werden. 


Das Ziel, sagten sie, sei es, nach 
dem Vorbild der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft (EG) 
zusammenzukommen. Westeu- 
ropa hat bereits ein Parlament, 
das Mitgliedsstaaten Gesetze auf- 
erlegen kann, es beseitigt alle 
Wirtschaftsgrenzen und plant, 
eine eigene Währung zu entwik- 
kein. 


Als die Europäische Gemein- 
schaft am 22. Oktober 1991 zu- 
stimmte, sieben weitere Länder 
aufzunehmen, so daß es jetzt 19 
Mitgliedsstaaten sind, sagten 
Wirtschaftswissenschaftler in Lu- 
xemburg, daß diese Aktion ähnli- 
chen Vereinbarung in der westli- 
chen Hemisphäre und Asien 
Schwungkraft verleihen werde. 


Eine europäische Armee 
wird geplant 


Indessen drängten in Brüssel 
Deutschland und Frankreich auf 
eine Armee der Europäischen 
Gemeinschaft, um den Super- 
staat mit Panzern und Streitkräf- 
ten einer einzigen Nation zu ver- 
sorgen. 


Sie schlugen auch vor, daß die 
Außenpolitik der ehemaligen eu- 
ropäischen Staaten der EG über- 
lassen werden soll. Nur die EG 
sollte Beziehungen zu den Verei- 
nigten Staaten und zur Sowjet- 
union unterhalten, argumentier- 
ten die Franzosen und die Deut- 
schen. 


Das Problem hier ist der poten- 
tielle Verlust von Milliarden von 
amerikanischen Steuergeldern, 
mit denen die NATO jährlich fi- 
nanziert wird, wenn diese durch 
eine europäische Armee hochge- 
stuft wird. Wegen der ungeheu- 
ren Profite, die in der Verteidi- 
gungsindustrie auf dem Spiel ste- 
hen, sprach sich der amerikani- 
sche Verteidigungsminister Dick 
Cheney, ein Trilateraler, promt 
gegen eine europäische Armee 
aus und rief zur Beibehaltung der 
NATO auf. 


Obwohl die öffentliche Politik 
der Vereinigten Staaten fast ein 
halbes Jahrhundert lang Freiheit 


und völlige Souveränität für die 
gefangenen Nationen forderte, 
bestand die wirkliche Politik der 
Schattenweltregierung darin, die 
Sowjetunion intakt zu halten. 


Die Ukraine und andere Republi- 
ken sperren sich gegen jede Art 
von sowjetischer Föderation. 
Aber die Vereinigten Staaten - 
Präsident Bush ist ein Trilateraler 
-und andere sagen ihnen, daß sie 
unter dem sowjetischen Banner 
bleiben müssen, oder es werde ih- 
nen verwehrt, an der massiven 
Hilfe, die jetzt zugesagt wird, be- 
teiligt zu werden. 


Die Vereinigten Staaten haben 
den Sowjets bereits 2,5 Milliar- 
den Dollar an Landwirtschafts- 
krediten gewährt, was einem Ge- 
schenk gleichkommt. Indessen 
schickt sich die Gruppe der Sie- 
ben Industrienationen — wobei 
die amerikanischen Steuerzahler 
wiederum die Hauptlast tragen - 
an, Milliarden an Bargeld bereit- 
zustellen und die Schulden der 
Sowjets an westlichen Banken in 
Höhe von 70 Milliarden Dollar 
umzuplanen. 


Der Eortschritt 
ist unheilverkündend 


Die Strategische Defense Initia- 
tive (SDI; »Krieg der Sterne«) 
wurde wegen ihres ungeheuren 
Profit-Potentials von der Bilder- 
berg-Gruppe unverzüglich gutge- 
heißen, nachdem sie von US-Prä- 
sident Ronald Reagan 1983 vor- 
geschlagen worden war. Jetzt, wo 


‚die militärische Bedrohung durch 


die Sowjets vorbei ist, argumen- 
tieren die Befürworter von SDI, 
die den Querschnitt der Führung 
der Bilderberger und Thilateralen 
repräsentieren, dahingehend, 

daß sie gebaut werden müsse, um 
sich gegen Raketen in den Hän- 
den von Verrückten in der Drit- 
ten Welt verteidigen zu können. 


Diese Entwicklung werden dem 
amerikanischen Volk und Ver- 
bündeten der USA ein bißchen 
hier und ein bißchen dort ser- 
viert, so daß sie als getrennte Ent- 
wicklungen ungefährlich erschei- 
nen. 


Wenn sie aber zusammen. be- 
trachtet werden, dann ist der von 


‚den verrückten Genies, die die 


Welt hinter den Mauern der Ge- 
heimhaltung regieren, gemachte 
Forschritt Unheil verkündend. 

m 


Das andere 


deutsche Nachrichienmagazin 


“CODE erscheint monatlich im fünften 


Jahrgang. Vorher hieß diese Zeitschrift 
DIAGNOSEN und erschien unter 
diesem Namen seit 1979. Der Vorläufer 
dieser Zeitschrift trug den Titel 
GESUNDE MEDIZIN. 


Aus dem Bestand des Verlages bieten 
wir Ihnen jetzt gesammelte Jahrgänge 
von DIAGNOSEN und GESUNDE 
MEDIZIN in rotes Leinen gebunden an. 


1974/75 


1979 
1980 
1981 
1982 
1983 
1984 
1985 
1986 


GESUNDE MEDIZIN DM ’75,- 
1976/77 GESUNDEMEDIZIN DM 75,- 
1977/78 GESUNDEMEDIZIN DM75,- 


DIAGNOSEN 
DIAGNOSEN 
DIAGNOSEN 
DIAGNOSEN 
DIAGNOSEN 
DIAGNOSEN 
DIAGNOSEN 
DIAGNOSEN 


DM 98,- 
DM 98,- 
DM 98,- 
DM 98,- 
DM 98,- 
DM 98,- 
DM 98,- 
DM 98,— 


Bestellungen bitte nur direkt über den 


Verlag. 


Verlag Diagnosen 
Untere Burghalde 51, D-7250 Leonberg 


Telefon: 07152-26011, 


Telefax: 07152-28340 


Der Bestellung bitte einen entsprechen- 
den Verrechnungsscheck beifügen. 


Gold 


Kissingers 
Hilfe beim 
Verschwinden 
des Moskauer 


Staatsschatzes 


Warren Houg und Martin Mann 


Der größte Goldraub in der Geschichte - mehr als 1000 Tonnen 
staatseigene Barren - geht zur Zeit in Moskau vor sich, wo sowjeti- 
sche Regierungsbeamte auf der Flucht das Edelmetall, das ein Ver- 
mögen wert ist, in ein geheimes Netzwerk von westlichen Depots, 
die von dem Rockefeller-Konsortium organisiert werden, abzwei- 


gen. 


CODE erfuhr exklusiv aus hoch- 
stehenden diplomatischen und 
Bankkreisen, daß der kühne Plan 
von Kissinger Associates, der 
Strategie-Beratungsfirma des 
ehemaligen amerikanischen Au- 
ßenminister Henry Kissinger, in 
die Tat umgesetzt wird. 


Wo blieb 
Moskaus Gold? 


Was ein sowjetischer Wirtschafts- 
wissenschaftler - der der Sonder- 
hilfsmission angehört, die vor 
mehreren Wochen am Hauptsitz 
der Vereinten Nationen in New 
York City eintraf - unseren diplo- 
matischen Korrespondenten ge- 
genüber, als »die geheime Privati- 
sierung unserer Goldreserven« 
bezeichnete, spielt jetzt bei wirt- 
schaftlichen Entwicklungen eine 
bedeutsame Rolle hinter den Ku- 
lissen, bestätigten andere Infor- 
manten. 


«Es schlug sicherlich in Bangkok 
wie eine Bombe ein«, berichtete 
unsere Sonderkorrespondentin 
Christiane de Murville, die kürz- 
lich der Jahreskonferenz des In- 
ternationalen Währungsfonds 
und der Weltbank in der thailän- 
dischen Hauptstadt beiwohnte. 

»Als Grigorij Jawlinskij, Leiter 
der sowjetischen Delegation bei 
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{ 


Vor weniger als sechs Jahren be- 
lief sich der Goldbesitz der So- 
wjets auf mehr als 2600 Tonnen. 
Wohin sind alle diese Vermögens- 
werte verschwunden? »Jawlinskij 
konnte dies nicht erklären«, be- 
richtete Frau de Murville. »Er 
sagte, »das meiste davon ist von 
unserem verfaulten System auf- 
gefressen worden«, -ein freimüti- 
ger Satz, der aber nicht sehr viel 
Licht darauf warf, wie und von 
wem der gewaltige Vorrat ver- 
schlungen worden ist.« 


In einer Reihe von Privatgesprä- 
chen mit sowjetischen Wirt- 


‚schaftsvertretern in den Vereinig- 


ten Staaten, mit gut unterrichte- 
ten Diplomaten der Vereinten 
Nationen und westlichen Wirt- 
schaftswissenschaftlern verfolgte 
unsere Reportermannschaft die 
Spur der Untergrundkanäle zu- 
rück, durch die, wie aus gut unter- 
richteten Kreisen verlautet, 
mehr als die Hälfte der sowjeti- 
schen Goldreserven verschwun- 
den sind. 


Als er gebeten wurde, den tat- 
sächlichen Aufenthaltsort - nicht 
die endgültige Verfügung über 


Britanniens Finanzminister Norman Lambot (links) spricht mit dem 
US-Finanzminister Nicholas Brady über die Goldreserven der 
Welt. 


der Zusammenkunft in Bangkok 
uns sagte, die sowjetischen Gold- 
reserven seien bis auf 240 Tonnen 
geschrumpft, verfiel die Presse- 
konferenz in erstauntes Schwei- 
gen«, berichtete die altgediente 
französische Börsen-Journali- 
stin. 


den zusammenschrumpfenden 
Goldvorrat der Sowjets - zu er- 
klären, sagte Jawlinskij, ein so- 
wjetischer stellvertretender Mini- 
sterpräsident, zu westlichen Zei- 
tungsleuten, seit 1987 seien sage 
und schreibe 400 Tonnen des 
kostbaren Metalls exportiert wor- 


den, um die in sich zusammen- 
sackende sowjetische Wirtschaft 
zu stützen. 


Daß die Länder des riesigen Im- 
periums, aus dem bis vor kurzem 
die UdSSR bestand, auf eine De- 
pression zusteuern, ist wahr ge- 
nug, sagen Wirtschaftswissen- 
schaftler der Vereinten Nationen. 
Ihr Bruttosozialprodukt ist mit 
alarmierendem Tempo gefallen - 
ein Sturz um mehr als zehn Pro- 
zent wird für die ersten sechs Mo- 
nate des Jahres 1991 berichtet -, 
was auf eine tiefgehende Wirt- 
schaftskrise hindeutet. 


Die Geschenke 
des Westens 


Aber die düsteren Indikatoren 
der Sowjetwirtschaft weisen kei- 
nerlei Anzeichen - keine Auswir- 
kung - von zunehmenden Gold- 
verkäufen im Ausland auf. »An- 
statt Milliarden auf dem Metall- 
markt zu verdienen, hat Moskau 
sich in Schulden gestürzt«, sagte 
Dr. Mirko Patic, ein Wirtschafts- 
wissenschaftler der Vereinten Na- 
tionen, der den internationalen 
Geldverkehr überwacht. 


Seit 1987 haben sich die sowjeti- 
schen Auslandsschulden verdrei- 
facht. »Derzeit schulden die So- 
wjets allein den Deutschen 25 
Milliarden Dollar«, sagte Whit- 
man Poeleswan, ein Forschungs- 
gelehrter am Institute of Interna- 
tional Economics. »Sie schulden 
den Briten rund neun Milliarden 
Dollar und Japan besitzt sowjeti- 
sche Schuldscheine im Gesamt- 
wert von mehr als fünf Milliarden 
Dollar.« Die Gesamtsumme so- 
wjetischer Anleihen bei westli- 
chen Banken und Regierungen 
belaufen sich auf 82 Milliarden 
Dollar. 


Die ehemalige UdSSR erhielt 


auch mehr Direkthilfe vom We- ' 


sten als allgemein angenommen 
wird, berichten Beobachter und 
Finanzreporter der Vereinten Na- 
tionen. 


»Aus meinen Studien verschiede- 
ner Berichte geht hervor, daß die 
Sowjets in diesem Jahr bereits 
Dreiviertel der Auslandshilfe er- 
halten haben,. die sich gegen 
Ende des Jahres 1991 auf 18 Mil- 
liarden Dollar belaufen hat«, äu- 
Berte Sherry Buchanan, ein briti- 
scher Verleger wirtschaftlicher 
Schriften. »Das bedeutet, daß sie 
mehr Geschenke vom Westen — 


»5 


gemessen in Dollar — erhalten, 
als der gesamte Marshall-Plan, 
der nach dem Zweiten Weltkrieg 
ins Leben gerufen wurde, um die 
Wirtschaft Westeuropas anzukur- 
bein, ausmacht.« 


Das Einzige, was die betrübli- 
chen sowjetischen Daten nicht 
widerspiegeln, ist die Auswir- 
kung der gewaltigen Goldver- 
käufe. »Der Grund dafür ist ein- 
fach: Ein Großteil des Vorrats 
wurde ins Ausland geflogen und 
dann in einem Netzwerk von ver- 
deckten Bankdepots unterge- 
bracht«, meinte der sowjetische 
Wirtschaftswissenschaftler _Wla- 
dimir Kwint. 


Die Rolle der 
Chase Manhattan 


Kwint, der jetzt in den Vereinig- 
ten Staaten an einem Buch arbei- 
tet, ist ein altgedienter Geschäfts- 
führer des staatlichen sowjeti- 
schen Golddirektorats. »Nicht al- 
- lessowjetische Gold, das ins Aus- 
land geschickt wurde, wurde aus- 
gegeben«, versicherte er. »Eine 
Menge davon bleibt in privater 
Hand und auf privaten Bankkon- 
ten.« 


Die neue Mannschaft sowjeti- 
scher Diplomaten, die im letzten 
Jahr in der Hauptgeschäftsstelle 
der Vereinten Nationen eintraf, 
sprach mit offener Verbitterung 
über die Fangarme des sowjeti- 
schen Kommunismus. 


Die. von der Chase Manhattan 
Bank, dem Finanz-Flaggschiff 
der Rockefeller Dynastie, ge- 
spielte geheime Rolle in der, wie 
ein sowjetischer Wirtschaftler es 
nannte, »größten Geldwäsche- 
Operation, die jemals irgendwo 
stattfand«, begann vor einem 
Jahrzehnt, bestätigten unsere In- 
formanten. 


1982 wurde in Moskau eine neue 
sowjetische Verwaltung, bekannt 
als Uprawlenie Delami (Zentra- 
les Geschäfts-Direktorat), unter 
‚der Leitung von Nikolai Krut- 
schina, einem kommunistischen 
Spitzenbeamten, ins Leben geru- 
fen. Chase Manhattan, damals 
die einzige amerikanische Han- 
delsbank mit einer Geschäfts- 
stelle in der sowjetischen Haupt- 
stadt wurde zum internationalen 
Finanzberater der neuen Agen- 
tur, die für weltweite Finanzinter- 
essen der sowjetischen Regie- 
rung verantwortlich war. 


David (links) und Laurence Rockefeller leiten zusammen eines 
der größten politischen Finanzimperien der Welt. 


»Nicht nur die sowjetische Regie- 
rung; Krutschina war auch mit 
der Handhabung des heimlichen 
internationalen Finanznetzwerks 
der Kommunistischen Partei be- 
traut«, sagte Kwint. »Dutzende 
von Milliarden Dollar in harter 
Währung, Gold und Diamanten 
gingen in diesen gigantischen fis- 
kalischen Waschautomaten hin- 
ein und tauchten als sanierte Ak- 
tiengesellschafts-Holdings und 
solchen von Strohmännern der 
sowjetischen Führer in Dutzen- 
den von westlichen Großbanken 
wieder auf.« 


Viele Dutzende 
von Milliarden 


1987 wurde der Prozeß der Trans- 
ferierung riesiger Bargeld- und 
Goldverstecke in verborgene 
westliche Depots beschleunigt, 
als die Kommunisten überall im 
Sowjetblock ihre diktatorische 
Macht zu verlieren begannen. In 
Moskau nahm Oleg Schenin, ein 
hochrangiges Mitglied des Polit- 
büros und oberster Rechnungs- 
führer der Kommunistischen Par- 
tei, den Transfer der riesigen 
Währungs- und Goldreserven, 
die jetzt dazu bestimmt waren, 
eine Staatskasse von Hunderten 
von Millionen Dollar in dem aus- 
gedehnten internationalen Netz- 
werk versteckter Partnerschaf- 
ten, Holdings und geheimer 
Bankkonten persönlich in die 
Hand und hielt diese für den Au- 
genblick bereit, wo die gesamte 
Führung der Kommunistischen 
Partei gezwungen werden 
könnte, sich ins Ausland abzuset- 
zen. 


»Chase Manhattan, die mit den 
Sowjets seit deren Machtergrei- 


a ne 


minister Henry Kissinger. Sie tra- 
fen zweimal mit Schenin zusam- 
men und führten detaillierte Ge- 
spräche mit Krutschina, der in- 
zwischen am Hauptsitz der Chase 
Manhattan Bank in New York 
City ein regelmäßiger Besucher 
geworden war.« 


Was sich in diesem Stützpunkt ge- 
heimer sowjetisch-kapitalisti- 
scher Kollaboration an der Wall 
Street zugetragen hat, wird viel- 
leicht niemals bekannt werden. 
Vier Tage nachdem der kommu- 
nistische Staatsstreich in Moskau 
durch reformistische Kräfte un- 
ter Boris Jelzin niedergeschlagen 
war, wurde der Finanzmanager 


Henry Kissinger ist der kommunistischen Elite behilflich, sich mit 
den Goldreserven der zusammenbrechenden Sowjetunion davon 


zu machen. 


fung vor 70 Jahren enge Finanz- 
und Beratungsbindungen unter- 
halten hatte, spielte bei diesen 
diskreten Transaktionen eine 
Schlüsselrolle«, sagt ein sowjeti- 
scher Diplomat am Hauptsitz der 
Vereinten Nationen in New York. 


Besuch der Rockefellers 
in Moskau 


Ein anderer sowjetischer Ge- 
sandter, der einer Wirtschafts- 
Einsatzgruppe beigeordnet ist, 
sagte: »1987 statteten David und 
Laurence Rockefeller nämlich 
Moskau einen persönlichen Be- 
such ab, begleitet von dem ehe- 
maligen amerikanischen Außen- 


Krutschina durch »unbekannte 
Angreifer« aus dem Fenster sei- 
nes Apartments gestürzt; in den 
Berichten der medizinischen 
Hilfskräfte wird er als »bei unse- 
rer Ankunft bereits tot« bezeich- 
net. 


Krutschinas Chef Schenin wurde 
am gleichen Tag in einer Kolonne 


von Staatskarossen in Windeseile° 


weggebracht; er wurde seitdem 
nicht mehr gesehen, verlautet 
aus Kreisen der Vereinten Natio- 
nen. Somit wurden die verschwö- 
rerischen Beziehungen zwischen 
Kommunisten und Wall-Street- 
Banken, die seit 1917 bestanden, 
zum größten Geldwäsche-Netz- 
werk der Welt. m 
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Vietnam 


Big Oil drängt 
George Bus 


Mike Blair 


Die Regierung des US-Präsidenten George Bush führt unter star- 
kem Druck von Big Oil die Vereinigten Staaten näher an die Norma- 
lisierung der Beziehungen zu Vietnam heran. Die Interessen des gro- 
ßen Ölgeschäfts verlangen die Entwicklung der reichen Ölfelder vor 


der Küste Vietnams. 


Um diesem Prozeß Einhalt zu ge- 
bieten, ruft das National Steering 
Committee for American War Ve- 
terans (Landesweiter Steue- 
rungsausschuß für amerikanische 
Kriegsteilnehmer) alle POW- 
MIA-Gruppen und Aktivisten 
dazu auf, Produkte der Mobil Oil 
Corporation zu boykottieren. 
Das National Steering Commit- 
tee befürchtet, daß der Prozeß 
bedeutet, daß die Vereinigten 
Staaten sich ihrer allerletzten 
Möglichkeit begeben, das Re- 
gime in Hanoi dazu zu zwingen, 
über seit dem Vietnam-Krieg in 
Südostasien immer noch ver- 
mißte amerikanische Kriegsge- 
fangene und Verschollene Re- 
chenschaft abzulegen. 


Vertrauen zu einem 
Kriegsverbrecher 


Ein Sprecher der Kriegsteilneh- 
mergruppe sagte, Mobil Oil 
spiele unter den Interessen des 
Big Oil, die Bush-Regierung un- 
ter Druck zu setzen, die Bezie- 
hungen zu Vietnam zu normali- 
sieren oder zumindest das derzei- 
tige Handelsembargo gegen den 
kommunistischen Staat aufzuhe- 
ben, eine Hauptrolle. 


Die Regierung werde von dem 
Vorsitzenden des neuen Senate 
. Select Committee on POWs/ 

MISs (Senatsausschu für 
Kriegsgefangene und Vermißte), 
Senator John Kerry, unter Druck 
gesetzt, das Handelsembargo 
aufzuheben und plant wie es 
heißt, die Sanktionen in naher 
Zukunft aufzuheben. 


Es war zu erfahren, daß US-Ge- 
neral John Vessey, ehemaliger 
Vorsitzender der Joint Chiefs of 
Staff und Bushs Sonderbotschaf- 
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ter zur Lösung der Frage der ver- 
mißten Amerikaner, Beamte des 
vietnamesischen Außenministe- 
riums in die Vereinigten Staaten 
eingeladen hat, um dort mit Füh- 
rungspersönlichkeiten des Kon- 
gresses über die Frage der Nor- 
malisierung zu sprechen. 


Schritte zur Beendigung des Em- 
bargos und/oder zur Normalisie- 
rung der Beziehungen zu Viet- 
nam sind seit der Ernennung von 
Vo Van Kiet zum neuen Minister- 
präsidenten des Landes durch 
das vietnamesische Politbüro be- 
schleunigt worden. 

Indem sie mit Kiet verhandelt, 
setzt die Bush-Regierung blind- 
lings Vertrauen in einen der be- 
rüchtigtsten Kriegsverbrecher 


des Vietnam-Kriegs, daß bessere 
Beziehungen zur Lösung der 
Frage der Kriegsgefangenen und 
Vermißten seitens Hanoi führen 
werde. 


Es ist bekannt, daß Kiet 1960 in 
den Zentralausschuß der Kom- 
munistischen Partei Südvietnams 
berufen wurde und somit die 
längste Zeit des Krieges im Viet- 
cong-Militärausschuß der Partei 
diente. 


Der Zentralausschuß war für den 
Ablauf der Vietcong-Einsätze in 
Südvietnam verantwortlich. 


Laut Douglas Pike, Herausgeber 
der »Indochina Chronology«, ei- 
nes vom Institute of East Asia 
Studies an der University of Cali- 
fornia in Berkeley herausgegebe- 
nen Vierteljahresblattes, war 
Kiet »eine bedeutsame Figur bei 
der Kriegsführung im Süden« 
und »darüber bestehen keinerlei 
Zweifel«. 


Pike ist Amerikas führender Ex- 
perte in Sachen Vietcong und hat 
15 Jahre damit zugebracht, des- 
sen Geschichte und Infrastruktur 
zu studieren, als er vor dem Fall 
Südvietnams in der amerikani- 
schen Botschaft in Saigon arbei- 
tete. 


Die dokumentierten 
Verbrechen 


Als Leiter des Vietcong-Aus- 
schusses, der den Verlauf des 
Krieges im Süden steuerte, trägt 
Kiet die Verantwortung für zahl- 
reiche vom Vietcong begangene 
Kriegsverbrechen, darunter fol- 
gende: 


Am 24. Juni 1965 gab Radio Ha- 
noi bekannt, daß der GI Harold 


Profit-Interessen von Big Oil zwingen den US-Präsidenten 
die grausamen Ereignisse des Vietnam-Krieges zu verges- 
sen. ; 


George Bennett aus Perryvill, Ar- 
kansas, aus Vergeltung für die 
Hinrichtung des Vietcong-Terro- 
risten Van Dong nach einem or- 
dentlichen Prozeß der Regierung 
von Südvietnam erschossen wor- 
den sei. 


Bennetts sterbliche Hülle wurde 
von den Kommunisten in Hanoi 
niemals freigegeben, obwohl sie 
mit Sicherheit wissen, wo sie 
verblieben ist, zumal die Hin- 
richtung unter der Leitung des 
Vietcong-Zentralausschusses er- 
folgte. 


Captain Humberto Roque 
»Rocky« Versace aus Norfolk, 
Virginia, und Sergeant der Ist 
Class Kennet M. Roraback aus 
Baldwin, New York, wurden laut 
Meldung von »Liberation Radio« 
des Vietcongs aus Vergeltung für 
den Tod dreier Vietcong-Terrori- 
sten in Dannang, Südvietnam, 
hingerichtet. Wiederum wurden 
die sterblichen Überreste von 
Versace und Roraback niemals 
zurückgegeben, obwohl ihre Hin- 
richtung ebenfalls vom Vietcong- 
Zentralausschuß geleitet wurde. 


Die Regierung von Hanoi über- 
führte Ende November 1988 die 
sterbliche Hülle des Comman- 
ders der US-Navy Edwin B. Tuk- 
ker aus Baldinville, Massachu- 
setts, dessen F8C Crusader am 
24. April 1967 in der Nähe von 
Hon Gay City in der Provinz 
Quang Ninh in Nordvietnam ab- 
geschossen wurde. Tucker starb 
im Krankenhaus von Hon Gay 
City, wo er wegen der Verwun- 
dungen behandelt wurde, die er 
erlitt, als er mit dem Fallschirm 
aus seiner Maschine absprang. 


Seine sterblichen Überreste wur- 
den gekocht, um das Fleisch zu 
entfernen, und die Knochen wur- 
den mit Draht zusammengebun- 
den, so daß er in der Arzte- 
Schule von Quang Ninh als 
»Lehrmittel« ausgestellt werden 
konnte. Das Skelett verblieb 
dort, während Kiet von April 
1972 als Vorsitzender der Staatli- 
chen Planungskommission in Ha- 
noi und 1988 als stellvertretender 
Ministerpräsident und danach als 
Ministerpräsident diente. 


Aus Rücksicht auf 
Peinlichkeiten 


Die sterblichen Überreste des 
Commanders wurden dann von 
dem amtierenden Ministerpräsi- 


” 


’ 


ar Ace re NE 


Vo Van Kiet, Vietnams Mini- 
sterpräsident, war einer der 
berüchtigsten Kriegsverbre- 
cher des Vietnam-Krieges. 


denten Kiet zurückgegeben, als 
die amerikanische Regierung ver- 
sprach, in der Öffentlichkeit 
nicht bekanntzugeben, wo die 
Überreste in den vorangegange- 
nen 15 Jahren »geruht« hatten. 
Diese Vereinbarung wurde ge- 
troffen, um der Regierung in Ha- 
noi Peinlichkeiten zu ersparen. 


Am 15. Januar 1967 entdeckten 
südvietnamesische Soldaten die 
sterblichen Überreste von 81 Zi- 
vilisten, die von Vietcong-Streit- 
kräften im Mekong-Delta ermor- 
det worden waren. 


Insgesamt 3000 vietnamesische 
Zivilpersonen wurden unter dem 
Befehl von Kiet und anderer Mit- 
glieder des Vietcong-Zentralaus- 
schusses während der kommuni- 
stischen Besetzung der alten 
Stadt Hue während der Tet-Of- 
fensive von 1968 ermordet. 


»Liberation Radio« des Vietcong 
verkündete am 15. Juni 1967, daß 
der amerikanische Zivilist Gu- 
stav C. Hertz hingerichtet wor- 
den sei, und daß dies als Vergel- 
tung für ein »Blutbad am vietna- 
mesischen Volk« geschehen sei. 


Nach ihrer Gefangennahme wur- 
den Leutnant William M. Gram- 
mar der US-Marines und Serge- 
ant Orville B. Fritz vom Vietcong 
und Nordvietnamesen am 23. 
März 1967 in der Provinz Quang 
Tri gefoltert und hingerichtet. 


Diese Fälle von vietnamesischen 
Kriegsverbrechen sind nur eine 


kleine Auswahl der Verbrechen, 
für die Kiet zur Verantwortung 
gezogen werden müßte. 


Nach dem Zweiten Weltkrieg 
wurden sowohl deutsche als auch 
japanische Führer auf Grund des- 
sen, daß Streitkräfte unter ihrem 
Kommando Kriegsverbrechen 
begangen haben sollen, vor Ge- 
richt gestellt und hingerichtet. 


Aber Saddam Hussein 
ist schuldig 
Derzeit erwägt ein Human 


Rights .Caucus auf Kongreß- 
ebene, ob der irakische Staat- 
spräsident Saddam Hussein we- 
gen seines Verhaltens während 
des Krieges am Persischen Golf 
als Kriegsverbrecher zur Rechen- 
schaft gezogen werden sollte. 


Kritiker der Normalisierung der 
Beziehungen zu Vietnam oder 
der Aufhebung des Handelsem- 
bargos, als Mittel zur Erlangung 
der Kooperation Hanois bei der 
Lösung der Frage nach den seit 
dem Vietnam-Krieg vermißten 
Amerikaner, verweisen auf die 
Normalisierung der Beziehungen 
zwischen den USA und Rotchina 
von 1979. 


Obwohl es 8177 amerikanische 
Kriegsgefangene und Vermißte 
aus dem Korea-Krieg gibt, an 
dem die Rotchinesen zusammen 
mit den Nordkoreanern beteiligt 
waren, hat Peking bislang noch 
über keinen einzigen Amerika- 
ner Rechenschaft abgelegt, ob- 
wohl zahlreiche Beweise dafür 
vorliegen, daß sie 1953 bei Kriegs- 
ende in Gefangenschaft waren. 


Es gibt keinerlei Hinweise dar- 
auf, daß das Thema mit den Chi- 
nesen auch nur diskutiert wurde. 


Darüber hinaus, wenn das Han- 
delsembargo über Vietnam auf- 
gehoben wird, ist damit zu rech- 
nen, daß Handelsgüter von Viet- 
nam in die Vereinigten Staaten 
und andere westliche Länder aus- 
geführt werden, von denen ein 
Großteil von den Tausenden von 
Südvietnamesen hergestellt wer- 
den, die von dem kommunisti- 
schen Regime als Sklavenarbei- 
ter festgehalten werden. In glei- 
cher Weise haben die Rotchine- 
sen Amerika im Jahr 1991 mit bil- 
ligen Ausfuhren unter Ausbeu- 
tung von _ Sklavenarbeitern 
400000 Arbeitsplätze gekoset. 


One-World 


Die Volker 
auf dem Weg 
zu National- 


staaten 


Alfred König 


Die Menschheit ist einer der größten Katastrophen, die ihr drohten, 
quasi in letzter Sekunde gerade noch einmal entgangen. Die Rede ist 
von der »Einen Welt«, geführt durch eine Zentralregierung, die US- 
Präsident George Bush als erster unverhüllt nach dem Sieg der Alli- 
ierten über den Irak als weiteres anzustrebendes Ziel nannte. 


Diese »One World« war auch das 
Ziel des Zerfalls des Kommunis- 
mus. Mit materiellem Wohlstand 
für alle, wenn auch nur auf einem 
gerade ein angenehmes Leben si- 
chernden Lebensstandard, aber 
nicht mehr, sollten die Völker ru- 
higgestellt werden. Und da- 
durch, daß Grenzen nur noch 
Makulatur sein sollten, sollte ein 
multikultureller Einheitsbrei ge- 
schaffen werden, der sich viel 
leichter kontrollieren läßt, als ei- 
genständige Gebilde. Das Expe- 
riment Deutschland zeigte, daß 
derartiges sehr wohl möglich ist. 


Neu aufkommendes 
Nationalgefühl 


Aber es kam ganz anders, als von 
den Einweltlern gewollt und 
auch eigentlich vorgesehen. 
Denn plötzlich zeigte sich, daß 
das Blut doch dicker als Wasser 
ist-und die Völker besannen sich 
auf ihre Nationalität. Denn 
nichts anderes als neu aufkom- 
mendes Nationalgefühl ist es 
doch, was derzeit speziell in Eu- 
ropa geschieht. Zwar werden die 
Grenzen heute nicht mehr als Ab- 
schottung zu anderen Staaten ge- 
sehen, doch wird dennoch auf 
eine Eigenstaatlichkeit gepocht. 


Und dabei zeigt sich vor allem, 
daß die zwangsweise zusammen- 
geführten Staaten, wie etwa in 
Jugoslawien und der UdSSR, am 
stärksten auf eine Revidierung 
der ihnen aufgezwungenen Ent- 


scheidung pochen, sich zu unho- 
mogenen Staatengebilden zu- 
sammenzuschließen. 


Eines der besten Beispiele hier- 
für ist der Bürgerkrieg in Jugosla- 
wien, wo die serbische kommuni- 
stische Soldateska versucht, das 
Staatengebilde mit Macht zusam- 
menzuhalten. Selbst der Bürger- 
krieg mit vielen zehntausend To- 
ten hält die Kroaten aber nicht 
davon ab, auf das Selbstbestim- 
mungsrecht ihres Volkes zu po- 
chen. 


Selbst von der internationalen 
Staatengemeinschaft schnell vor- 
gelegte Kompromißprogramme, 
den Staatenbund nicht zu verlas- 
sen, dafür lediglich einen nach fö- 
deralistischem Vorbild entstehen- 
den Staat zu bilden, also zumin- 
dest den Weg zu Einer-Welt in 
Kleinformat zu beginnen, fand 
nicht die Zustimmung aller Par- 
teien. Die Kroaten befürchteten 
nämlich zu Recht, daß sie damit 
auf viele der ihnen eigentlich zu- 
stehenden Rechte hätte verzich- 
ten müssen. 


Doch Jugoslawien und die So- 
wjetunion sind nicht die einzigen 
Beispiele, die auf zunehmendes 
Nationalgefühl schließen lassen. 
In der CSFR gibt es Absetzbewe- 
gungen zwischen den Tschechen 
und den Slowaken. In Frankreich 
drängen die Korsen vermehrt auf 
mehr Eigenständigkeiten. Selbst 
in Schottland mehren sich die 
Stimmen, die für eine zumindest 
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"One-World 


. Die Völker auf 
dem Weg zu 
Nationalstaaten 


teilweise Loslösung aus dem Ver- 
einigten Königreich mit einer ei- 


genen schottischen Regierung 


sind. 


- Unangenehme Fragen 
an die Herrschenden 


Gelingt es Kroatien, als eigen- 
ständiger Staat anerkannt zu wer- 
den, der sich praktisch nur auf- 
grund des Mehrheitswillens der 
Bevölkerung bilden konnte, wer- 
den wohl die Unruhen in Nordir- 
land und der Druck auf die briti- 
sche Regierung zunehmen, Nord- 
irland sich wieder an die Volksre- 
publik Irland anschließen zu las- 
sen. 


‘ Für uns Deutsche ganz wichtig 
sind die zunehmenden Bestre- 
‘bungen in: Südtirol, Österreich 
und der Wolgadeutschen, sich 


von der Fremdherrschaft loszulö- : 


sen und zumindest eine eigene, 
an nationalen Punkten sich aus- 
richtende Regierung zu erhalten. 


Ein Indiz hierfür war doch der 
Sieg der FPO in Wien, wo die Par- 
tei Jörg Haiders ihren Stimmen- 
antel circa verdreifachen 
konnte. 


Und wenn man im wiederverei- 
nigten West- und Mitteldeutsch- 
land einmal die von der Ex-Stasi 
geschürte Ausländerfeindlichkeit 
beiseite läßt, bleibt dennoch ein 
stark wachsendes Nationalgefühl 
feststellbar. Dies zeigte sich nicht 
nur bei einigen Wahlen, sondern 
auch von der zunehmenden Be- 
reitschaft, sich öffentlich seines 
Nationalstolzes zu bekennen be- 
ziehungsweise für die Herrschen- 
den unangenehme Fragen über 
die jüngere deutsche Geschichte 
zu stellen. 


Eines war von den »Hintermän- 
nern der Weltgeschichte« überse- 
hen oder zumindest nicht so stark 
wie nunmehr eingetreten, erwar- 
tet worden. Sie hatten geglaubt, 
mit der Masse der Bevölkerung 
spielen zu können, nach dem 
Motto: »Wenn es einige kleinere 
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Zugeständnisse gibt, dann ist das 
Volk zufrieden.« Sie hatten nie 
geglaubt, daß das Volk die Revo- 
lution quasi selber in die Hand 
nehmen könnte. Genau dies ge- 
schah aber in Ungarn, Polen, 
Deutschland und dann auch in 


der Sowjetunion. Denn die Be- 


völkerung ergriff nicht nur, wie 
vorgesehen, den kleinen Finger, 


‚sondern gleich die ganze Hand. 


Und schon war der schönste Plan 
reine Makulatur. 


Machiavelli kannte 
die Probleme 


Dabei hätten diese Leute bloß in 
dem Buch »Der Fürst« (»Il Prin- 
cipe«) von Niccolö Machiavelli 
nachlesen müssen. Dann hätten 
sie gewußt, daß ihr Plan keine 
großen Erfolgsaussichten hatte. 


So heißt es im 6. Kapitel: »Die 
Mühen, die sie bei der Erobe- 
rung der Herrschaft haben, kom- 
men zum Teil von der neuen Ord- 
nung und den neuen Formen, die 
sie zur Begründung ihres Staates 
und zu ihrer Sicherheit einführen 
müssen. Man muß sich überle- 
gen, daß es keine schwierigere 
Tat, keinen zweifelhafteren Fr- 
folg und keine gefährlichere 
Handlungsweise gibt, als Staats- 
oberhaupt zu werden und eine 
neue Ordnung einzuführen. 


Denn der Neuerer hat alle die zu 
Feinden, die sich bei den alten 
Gesetzen wohlbefinden, und er 
hat an denen nur zaghafte Vertei- 
diger, die sich von den neuen Ge- 
setzen Vorteile erhoffen. Dieses 
Zaudern kommt zum Teil von der 
Furcht vor den Gegnern, die die 
Gesetze auf ihrer Seite haben, 
und zum Teil von der Ungläubig- 
keit der Menschen: Wirklich Ver- 
trauen haben sie nicht zu den 
neuen Verhältnissen, wenn sie 
diese nicht durch lange Erfah- 
rung gesichert sehen. Daher 
kommt es, daß die Feinde bei je- 
der Gelegenheit leidenschaftlich 
angreifen und die anderen nur 
flau verteidigen. 


So läuft der Neuerer samt ihnen 
Gefahr. Will man diesen Punkt 
genau prüfen, so muß man unter- 
suchen, ob diese Neuerer auf ei- 
genen Füßen stehen oder von an- 
deren abhängig sind, das heißt, 
ob sie zur Durchführung ihrer 
Unternehmung Hilfe erbitten 
müssen oder ob sie es aus eigener 
Kraft vermögen. Im ersten Fall 
fahren sie immer schlecht und 


.bringen nichts zustande; aber - 
wenn sie nur von ihren eigenen 
Leuten abhängen und Gewalt 


ausüben können; dann laufen sie 
nur selten Gefahr. Daher siegen 
alle bewaffneten Propheten, und 
die nicht bewaffneten gehen zu 
Grunde.« 


Die Lösung liegt 
in der Mitte 


So ist es schon Hitler ergangen. 
Um zu Geld zu gelangen, hatte er 
sich mit Teilen der von ihm be- 
kämpften Gegner zusammenge- 


‘ tan und seine Politik in einigen 


Teilen nach ihnen ausgerichtet. 
Dafür machten ihn diese dann in 
der ganzen Welt verächtlich. Der 
Adel und die alte militärische 
Führung fühlten sich übergan- 
gen, weil er ihnen wesentliche 
Rechte beraubte. Folglich intre- 
gierten sie gegen ihn und waren 
maßgeblich für den Untergang 
des Dritten Reichs verantwort- 
lich. 


Nicht viel anders ergeht es den 
heutigen Einweltlern. Sie haben 
schlicht und einfach das Volk und 
die alten Herrschenden verges- 
sen oder es nicht geschafft, diese 
von ihren Absichten zu überzeu- 
gen. Zum Glück, muß man sa- 
gen, denn sonst wäre man der 
weltumspannenden Diktatur 
heute schon ein gutes Stück nä- 
her gekommen. 


Wie soll es aber denn nun weiter- 
gehen, werden sich manche fra- 
gen. Man kann doch nicht wieder 
in die Zeit zurückfallen, wo 
kleine und kleinste Nationalstaa- 
ten ihr eigenes Süppchen kochen 
und damit etwa den ungehinder- 
ten Reiseverkehr erschweren 
oder sich gar abschotten. Auch 
bergen diese Klein- und Kleinst- 
staaten ein viel größeres Kon- 
fliktpotential gegeneinander als 
große, in einem Europa vereinte 
Staaten. 


Die Lösung liegt, wie praktisch 
immer, auch hier in der Mitte. 
Denn, und dies soll hier nicht ver- 
schwiegen werden, der Rückfall 


‚in Kleinstaaten, also etwa ein Eu- 


ropa mit 60 oder 70 selbständigen 
Staaten, birgt sicherlich große Ri- 
siken, da diese in den meisten 
Fällen kaum wirtschaftlich über- 
lebensfähig sein dürften. 


Die ideale Konstellation wäre si- 
cherlich ein lockerer föderalisti- 
scher Staatenbund, etwa nach 


dem Vorbild der-Bundesrepublik 


— was jetzt nur auf das Staatenge- _ 


bilde, nicht auf die Regierungs- 
form gemünzt ist -. Man könnte 
sich sogar durchaus vorstellen, 
daß die einzelnen Staaten dabei 
mehr Rechte bekommen, als es 
hierzulande die Bundesländer 
haben. 


Eine ideale 
Konstellation 


Warum sollte Jugoslawien nicht 
als fester Staatenbund wie bisher, 
sozusagen als föderalistisches 
Gebilde weiterbestehen bleiben. 
Denn die einzelnen Teile hätten 
mit Ausnahmen von. vielleicht 
Kroatien kaum eine Möglichkeit, 
international wettbewerbsfähig 
zu sein und liefen damit in die Ge- 
fahr, bald wieder von einem wirt- 
schaftlich stärkeren Staat einver- 
leibt zu werden. 


Konzentrieren diese Kleinstaa- 


ten aber ihre Potentiale, dann 


werden sie stark. So könnte ein 
derartiger Staat durchaus auch 
nur eine einheitliche Regierung 
für Wirtschaftsfragen, Außenpo- 
litik und einigen innenpolitischen 
Punkten haben. Alles andere, 
durchaus auch in strafrechtlichen 
Fragen, könnte dann den einzel- 
nen Staaten innerhalb dieses 
Staatengefüges vorbehalten blei- 
ben. Dabei könnte diesen Klein- 
staaten dann durchaus auch das 
Recht eingeräumt werden, mit ei- 
ner gewissen Frist von einigen 
Jahren aus dem Staatenbund aus- 
zuscheiden, wobei dies dann 
noch mit einem Volksentscheid 
gekoppelt werden könnte. 


Damit wäre dann den allermei- 
sten Interessen Genüge getan. 
Zumindest überwiegen die Vor- 
teile die Nachteile bei weitem. 
Diese Föderationen sollten dabei 
auf den alten gewachsenen Bezie- 
hungen aufbauen, also nicht etwa 
Andorra dem nächstgrößeren 
Nachbarstaat einverleiben. 
Denn dadurch geschähe dann 
das, was derzeit in der UdSSR 
passiert und mit Abstrichen auch 


in Jugoslawien. Denn Kroatien " 


erklärte sich zu einem lockeren 
Föderalismus bereit. Die Stalini- 
sten Serbiens waren jedoch nicht 
bereit, auf Kroatien zu verzich- 
ten, da sie von dessen Reichtum 
profitierten. In einem föderalisti- 
schen Staatengebilde hätten sie 
dagegen aber zu viel Zugeständ- 
nisse machen müssen. m 


BANN 


Metalle 


Indien 
betreibt Pro- 
tektionismus 
zur Rettung 


der Wirtschaft 


David Hudson 


Indien, eines der ärmsten Länder auf der Erde, plagt sich mit seinem 
Vermächtnis des Sozialismus herum, der das Land tief in Schulden 
gestürzt hat. Aber es betreibt die Wirtschaftspolitik des Protektio- 
nismus, die das Land zum Wohlstand führen und als Musterbeispiel 
für Länder der Dritten Welt sowie für die Vereinigten Staaten dienen 
könnte. 


Die traditionelle Nachfrage der 
Bevölkerung Indiens nach Silber 
als Wohlstandsvorrat, kombiniert 
mit einer guten Wirtschaftslei- 
stung, hat Indiens jüngste Praxis 
des »Enthortens« von Silber ins 
Gegenteil verkehrt. Dies wirkt 
sich auch kurstreibend auf den 
Preis von Silber aus. 


Silber als 
Mitgift 


Das jüngste Wirtschaftswachs- 
tum und die nachlassenden Sil- 
berpreise haben dazu geführt, 
daß sich der Pro-Kopf-Verbrauch 
von Silber in Indien im letzten 
Jahrzehnt verdoppelt hat, wie 
aus dem Silver Institute verlau- 
tet. Gute Ernten bedeuteten, 
daß die Bauern ihren bescheide- 
nen Besitz an Silber nicht zu ver- 
kaufen brauchten, um zu überle- 
ben. 


Als Silber in den sechziger Jah- 
ren von seinem künstlich niedrig 
gehaltenen Preis von 1,29 Dollar 
pro Unze im Januar 1980 kurzfri- 
stig auf 50 Dollar pro Unze stieg, 


wurde indisches Silber verstärkt 
zum Kauf angeboten. Dieses Sil- 
ber deckte den heimischen Be- 
darf in Indien, und der Über- 
schuß wurde auf dem schwarzen 
Markt exportiert, um gegen Bar- 
geld mit gewöhnlichen Amerika- 
nern und anderen zu konkurrie- 
ren, die danach trachteten, den 
gestiegenen Wert ihres Silberbe- 
stecks und -geschirr zu realisie- 
ren. 


Silber ist besonders als Mitgiftgut 
gefragt. Eine Mitgift wird von 
dem Vater einer Hindu-Braut an 
den Bräutigam und dessen Fami- 
lie gezahlt. 


Silberschmuck wird auch oft der 
Braut überreicht und ist häufig 
das einzige Gut, abgesehen von 
ihrer Bekleidung, das eine ver- 
heiratete Frau selbst besitzt. 
Heute wird Silber mit etwas über 
vier Dollar pro Unze auf dem 
Weltmarkt gehandelt, aber zu 
neun Dollar pro Unze in Bom- 
bay. Das ist so, weil Indien die 
Einfuhr von Silber verbietet, 
ebenso wie die Ausfuhr, außer 
über amtliche Kanäle. 
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Metalle 
Indien betreibt 
Protektionismus 


zur Rettung der 


Wirtschaft 


Indien, ein Land in politischem 
Aufruhr nach der Ermordung des 
ehemaligen Premierministers 
Radjiv Gandhi am 21. Mai 1991, 
als er danach strebte, seine Con- 
gress Party zu einem weiteren 
Wahlsieg zu führen, steht jetzt 
vor Problemen, die Länder wie 
Bangladesh und Zaire längst 
überwältigt hätten. Aber Indien 
hat eine Wirtschaftspolitik betrie- 
ben, die ihm die Möglichkeit gab, 
die vielen wirtschaftlichen Pro- 
bleme, die das Vermächtnis des 
Sozialismus hinterlassen hatte, 
zu bewältigen. 


Ein Land mit 
großer Armut 


Indien hat eine Bevölkerung von 
850 Millionen, in einem Land, 
das nur ein Drittel der Größe der 
Vereinigten Staaten aufweist. 
Seine Bevölkerung spricht 16 ver- 
schiedene Hauptsprachen, dar- 
unter Hindi (die Amtssprache) 
und Englisch, das einen beige- 
ordneten amtlichen Status ge- 
nießt und ein bedeutender Eini- 
gungsfaktor in einem Land ist, 
dessen Hauptvolksgruppen sich 
sonst überhaupt nicht gegenseitig 
verstehen könnten. 


Die rassisch unterschiedliche Be- 
völkerung Indiens besteht zu 83 
Prozent aus Hindus, 11 Prozent 
Moslems, drei Prozent Christen 
und zwei Prozent Sikhs. Rassen- 
und Kastenunterschiede, zusam- 

. men mit Sprachbarrieren, bedro- 
hen Indiens Einheit ebensosehr, 
wie die traditionalen Streitigkei- 
ten unter Hindus und Moslems, 
die 1947 zur Teilung Indiens führ- 
ten. 


Die Menschen in Indien sind arm 
in einem Ausmaß, das sich jeder 
westlichen Vorstellung entzieht. 
Indiens Bruttosozialprodukt in 
Höhe von 246 Milliarden Dollar 
(1988) entspricht ungefähr dem 
der Niederlande (14,8 Millionen 
Einwohner). Sein Pro-Kopf-Ein- 
kommen von 300 Dollar macht 
-- etwa ein Achtel des mexikani- 
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Zwei glühende Verehrerinnen, Verwandte Ghandis, schmiegen 
sich liebevoll an ihn, als er gegen die Mißhandlungen der Mos- 
lems durch die Hindus protestierte 


schen aus. Indiens Lebensstan- 
dard sieht nur im Vergleich zum 
nahegelegenen Bangladesch und 
Burma, zu Rotchina und zum 
subsaharanischen Afrika nörd- 
lich von Südafrika gut aus. 


Die Last der 
Auslandsschulden 


Was Indien als seine Mittelklas- 
sen-Bevölkerung - die oberen 
zehn Prozent — bezeichnet, hat 
ein Einkommen und den Lebens- 
standard weit unter dem, was der 
Westen als Mittelklasse bezeich- 
net. Eine indische Familie der 
Mittelklasse ist eine solche, die 
ein Fahrrad, ein Rundfunkgerät 
und einen modernen Ofen ihr ei- 
gen nennt. Obwohl ein Prozent 
der Bevölkerung nach westli- 
chem Standard vielleicht komfor- 
tabel und manchmal sogar üppig 
leben, lebt die Mehrheit der In- 
der als Bauern mit einem Exi- 
stenzminimum oder als Arbeiter 
in städtischen Gebieten von der 
Hand zum Mund unter armselig- 
sten Verhältnissen. 

Wie die meisten anderen Länder 
der Dritten Welt hat Indien be- 


trächtliche Auslandsschulden. 
Die 70 Milliarden Dollar, die das 
Land überseeischen Verleihern — 
meistens ausländische Regierun- 
gen und Agenturen wie die Welt- 
bank und der Internationale 
Währungsfonds — schuldet, sind 
weniger als die Schulden der 
Hauptschuldner wie Brasilien 
und Mexiko auf absoluter Basis, 
und viel weniger auf einer Pro- 
Kopf-Basis. 


Aber bei Indiens niedrigem Ni- 
veau sowohl bei Einfuhren als 
auch bei Ausfuhren, wird die Be- 
dienung dieser Schulden immer 
schwieriger. 1988 importierte In- 
dien Waren im Werte von 19,1 
Milliarden Dollar, bei einem 
Handelsbilanzdefizit von 5,8 Mil- 
liarden Dollar. Indiens Handels- 
bilanzdefizit wird eigentlich sehr 
gering veranschlagt, da ein leb- 
hafter Schmuggelhandel mit Ver- 
brauchsgütern betrieben wird. 


Die traditionellen Handelsrou- 
ten laufen auf dem Seewege von 
den Scheichtümern am Persi- 
schen Golf, über Bombay, Goa 
und andere Häfen an der Westkü- 
ste, und in einem geringeren Aus- 
maß über Kalkutta und Madras 


an der Ostküste. Korrupte Zoll- 
beamte sind allzu begierig dazu 
bereit, bei diesem Unternehmen 
zu kooperieren, eine Erschei- 
nung, die anderswo in der Drit- 
ten Welt nicht unbekannt ist. 


Indiens Isolierung vom Haupt- 
strom des internationalen Han- 
dels ist beabsichtigt. Nach der 
Unabhängigkeit betrieb Indien 
eine Politik des Einfuhrersatzes. 
Nach den von der Weltbank ver- 
öffentlichen Zahlen entspre- 
chen Indiens Wareneinfuhren 
neun Prozent des Bruttosozial- 
produkts, und seine Ausfuhren 
von Fertiggütern vier Prozent des 
Bruttosozialprodukts. Dies sind 
die niedrigsten Zahlen in Asien. 

Indiens Währung, die Rupie, ist 
nach Maßstäben der Dritten Welt 
gemessen stabil und steht gegen- 
über den schwächeren Währun- 
gen seiner unmittelbaren Nach- 
barn (Bangladesch, Burma, Iran, 
Nepal, Pakistan und Sri Lanka) 
über pari. Derzeit mit einem amt- 
lichen Kurs von gerade unter 21 
Rupies pro Dollar notiert, hat die 
Rupie in den letzten Jahren eine 
Reihe von Abwertungen erfah- 
ren, um den Export anzukurbeln 
und Währungsgeschäfte auf dem 
schwarzen Markt einzudämmen. 


Strenger Protektionismus 
als Wirtschaftspolitik 


Indien betreibt wahrscheinlich 
die protektionistischste Wirt- 
schaftspolitik aller Länder auf Er- 
den. Der Import, zum Wiederver- 
kauf, der meisten Verbrauchsgü- 
ter ist untersagt. Als Folge davon 
wird beinahe alles, was in Indien 
gebraucht wird, Autos und Auto- 
busse, Rundfunk- und Fernseh- 
geräte, Bekleidung, Geräte, 
Nahrungsmittel und mehr, im 
Inland hergestellt. Indien hat 
genug Eisenerze, um eine heimi- 
sche Stahlindustrie zu unterhal- 
ten. Seine großzügigen Kohle- 
und bescheidenen Olvorräte 
machen das Land weitgehend 
autark in bezug auf Energie. 


Indiens Straßenwesen ist primi- 
tiv, aber sein Eisenbahnnetz, das 
von den Briten gebaut wurde, ist 
Neidobjekt der Dritten Welt. Es 
lockt viele westliche Touristen 
an, die sich nach Luxusreisen per 
Bahn sehnen. Indiens Luftver- 
kehrswesen ist angesichts der 
starken Abhängigkeit von Bahn- 
reisen ausreichend. Sein interna- 
tionaler Flaggenträger, Air India, 
genießt einen guten Ruf. 


Rz 


Indien hat eine tatkräftige und 
fleißig arbeitende Bevölkerung. 
Angesichts seiner zermürbenden 
Armut und des Mangels an Gele- 
genheiten für seine gebildeten, 
intelligenten Bürger ist es überra- 
schend, daß es so wenige Aus- 
wanderer gibt. Ein Faktor in kau- 
salem Zusammenhang damit ist 
die Tatsache, daß orthodoxe Hin- 
dus es als Sünde erachten, ihr Va- 
terland zu verlassen. 

Indische Einwanderer in die Ver- 
einigten Staaten sind stets geset- 
zestreu und verursachen nicht die 
Kriminalität und andere gesell- 
schaftliche und soziale Pro- 
bleme, wie andere Einwanderer- 


gruppen estun. 


Angesichts einer protektionisti- 
schen Politik, ausreichender Res- 
sourcen und einer tatkräftigen 
und fleißigen Bevölkerung stellt 
sich die Frage: Warum ist Indien 
so arm? Warum bekommt es im- 
mer noch etwa vier Milliarden 
Dollar pro Jahr an Bewilligungen 
und Darlehen zu niedrigen Zin- 
sen aus so vielen ausländischen 
Quellen? Einfach ausgedrückt, 
die drei Hauptgründe dafür sind 
Überbevölkerung, Sozialismus 
und Korruption. 


Indiens Bevölkerungsdichte ist 
beinahe zehnmal so hoch wie die 
der Vereinigten Staaten, aber 
großzügige 57 Prozent seiner 
Landgebiete sind für die Land- 
wirtschaft geeignet. Indien hat in 
den letzten drei Jahrzehnten ge- 
waltige Fortschritte in der Land- 
wirtschaft gemacht. Hungersnot 
gehört jetzt der Vergangenheit 
an, und Indien ist in bezug auf 
Nahrungsmittel Selbstversorger. 


Indiens sozialistische Regierung 
hält seine Wirtschaftsproduktivi- 
tät niedrig. Kurz nach der Unab- 
hängigkeitserklärung verstaat- 
lichte Indien 17 Großindustrien, 
darunter Stahl, Automobile, Ei- 
senbahn, sehr viel Bergbau und 
mehr. Was von Privatunterneh- 
men übrigblieb, unterliegt einem 
System von Lizenzen und Zulas- 
sungen, das Chicago oder New 
York City als libertarianisches 
Nirvana erscheinen läßt. Es ist 
für Geschäftsbetriebe schwierig, 
mit anderen zu fusionieren, oder 
für einen Betrieb, einen anderen 
aufzukaufen. 


Dies bezieht sich auch auf Klein- 
betriebe, nicht nur auf größere 
Firmen - die ohnehin weitgehend 
verstaatlicht werden —. Ein Be- 
trieb der expandieren möchte, 


Kar 


benötigt eine Sondererlaubnis, 
um seine Kapazität zu erhöhen. 
Den Betrieben wurde vorge- 
schrieben, daß sie sich in beson- 
deren — im allgemeinen ärmeren 
- Gegenden niederlassen müs- 
sen. 


Die Folgen des 
Sozialismus 


Das edle Ziel der Schaffung und 
Beibehaltung von Arbeitsplätzen 
wurde dadurch pervertiert, daß 
Firmen, die ständig Verluste ma- 
chen, im Geschäft bleiben müs- 
sen. Anstatt eine nicht gewinn- 
trächtige Fabrik schließen zu dür- 
fen, müssen die Firmen sie offen 
halten, um Aussperrungen und 
Arbeitslosigkeit zu vermeiden, 
oft mit Hilfe von Regierungsdar- 
lehen. 


Diese Darlehen, die für die Re- 
gierung »Vermögenswerte« dar- 
stellen, die ebenso illusorisch 
sind, wie die Vermögenswerte 
vieler bankrotter amerikanischer 


Banken und Spar- und Darle- 
henskassen, sind eine Schuld in 
Höhe von mehreren Billionen 
Rupies, die eines Tages rationali- 
siert werden muß. Regierungsei- 
gene Firmen werden im allgemei- 
nen nach osteuropäischem Vor- 
bild von vor 1989 geführt, wobei 
es unmöglich ist zu sagen, ob sie 
Gewinne machen oder - viel 
wahrscheinlicher — wieviel Geld 
sie verlieren. 


Ohne Freihandel besteht 
eine gute Chance 


Wie man sich gut vorstellen 
kann, schiebt das Establishment, 
Indiens Sorgen eher auf den Pro- 
tektionismus als auf den Sozialis- 
mus. Die in London ansässige 
Zeitschrift »Economist« war in 
einer im Mai 1991 veröffentlich- 
ten Übersicht über Indien so un- 
verblümt in ihrer Verurteilung 
des Protektionismus, daß diese 
sich mehr wie eine für westliche 
Exporteure, die nach neuen 
Märkten Ausschau halten, be- 


Tadsch Mahal, das aus weißem Marmor erbaute königliche Grab- 


mal, Wahrzeichen Indiens. 


stimmte Polemik - was sie natür- 
lich war - als eine ernsthafte Dis- 
kussion über Indiens Wirtschaft 
anhörte. 


Sie spricht neidisch von den, an 
die Facharbeiterschaft gezahlten 
niedrigen Löhnen, als willkom- 
mene Gelegenheit für stärkere 


Investitionen des Auslands in In- 


diens Exportindustrie. Indiens 
Beschränkungen auf Einfuhren 
werden als wachstumshemmend 
verdammt. Eine höchst lächerli- 
che Feststellung in dieser 18seiti- 
gen Strafpredigt war die Bemer- 
kung: »Es ist für Indien ebenso 
absurd, Selbstversorgung anzu- 
streben, wie es für Spanien oder 
die Schweiz wäre, dies zu tun.« 


Wenn es auch für diese kleinen 
Länder schwierig wäre, so autark 
zu sein, wie sie es vielleicht wün- 
schen, so sind es gerade die grö- 
ßeren Länder der Welt, wie In- 
dien und die Vereinigten Staaten, 
die höchst: wirksam eine protek- 
tionistische ° Politik betreiben 
können. 


Diese Länder haben sowohl be- 
trächtliche natürliche Ressour- 
cen als auch große Bevölkerun- 
gen. Ihre Völker haben sich als 
fleißig und unternehmungsfreu- 
dig erwiesen, wenn sie nicht un- 
ter dem zweifachen Joch des So- 
zialismus und der repressiven Be- 
steuerung zu leiden haben. Beide 
verfügen über eine große Anzahl 
von Kleinbetrieben, die zu einer 
wirtschaftlichen Erholung führen 
könnten, wenn ihre eigenen Re- 
gierungen und internationale 
Großfirmen sie nur in Ruhe las- 
sen. Do 


Europa- 


Journal 


Rote Armee 
plädiert für 
Atomkraft 


'»Krasnaja Swedsda« (»Roter 
Stern«), das Organ der sowjeti- 
schen Armee veröffentlichte ei- 
nen Leitartikel, in dem erklärt 
wird, daß die »UdSSR« Atom- 
kraftprojekte unterstützen sollte. 
Diese Ansicht schlägt denjenigen 
ins Gesicht, die meinen, daß, 
nach Tschernobyl, Atomenergie 
nicht mehr verwendet werden 
kann. 


. Unter Bezugnahme auf »alterna- 
tive« Energiequellen, wie Sonne, 
Wind, Gezeiten und Wasserkraft, 
wird in dem Leitartikel darauf 
hingewiesen, daß diese Alternati- 
ven zwar brauchbar seien, daß sie 
aber den zukünftigen Bedarf des 
Landes nicht decken können. 
»Wir brauchen Atomkraft- 
werke«, obwohl diese sorgfältig 
überprüft und ihr Bau und Be- 
trieb streng kontrolliert werden 
müssen. m 


Cholera bei 
Odessa 
aufgetreten 


Ukrainische Gesundheitsbehör- 
den haben einen Sonderalarm 
ausgelöst, nachdem im Raume 
Odessa Cholera ausgebrochen 
-ist. Etwa 50 infizierte Ukrainer 
wurden in Krankenhäuser einge- 
liefert, und Dutzende andere ste- 
hen unter scharfer ärztlicher Be- 
obachtung. Die Behörden tragen 
sich mit dem Gedanken, Tages- 
versorgungsstationen und sogar 
Schulen zu schließen, eine Maß- 
nahme, die kürzlich in Moskau 
getroffen wurde, nachdem Ende 
September 1991 eine Flut von 
Ruhr-Infektionen unter Kindern 
aufgetreten war. 


Der Ausbruch der Cholera spie- 


., gelt eine schlechte Gesundheits- 


‘ versorgung und Mangel an Medi- 

- kamenten, besonders für die Al- 
teren, Kinder und Kleinkinder, 
in großen Teilen der ehemaligen 
Sowjetunion wider. 
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Viele pharmazeutische Firmen 
sind entweder heruntergekom- 
men oder wurden nach Protesten 
radikaler Umweltschutzgruppen 
geschlossen, mit der Begrün- 
dung, daß die zur Herstellung 
von Medikamenten verwendeten 
Chemikalien giftig seien. Wieder- 
holt hatten über Monate hinweg 
Beamte verschiedener sowjeti- 
scher Städte und Republiken den 
Westen dazu aufgerufen, Medi- 
kamente und medizinische Tech- 
nologie bereitzustellen. Oo 


Rote Armee 
soll Transkau- 
kasus verlassen 


Das Parlament von Aserbaid- 
schan segnete eine Reihe von 
provokativen Erlassen des Präsi- 
denten Ayaz Mutalibow ab, mit 
denen die in Aserbaidschan sta- 
tionierten sowjetischen Streit- 
kräfte direkt herausgefordert 
werden. Dem Schritt haftet das 
Potential zur Herbeiführung ei- 
ner neuen Kriegsführung unter 
den einzelnen Volksgruppen in 
diesem Gebiet an. 


In den Erlassen wird die sowjeti- 
sche Armee angewiesen, alle in 
ihren Kasernen gelagerten Waf- 
fen und Ausrüstungen zurückzu- 
lassen, wenn. die Truppen Aser- 
baidschan verlassen, so daß diese 
Ausrüstung an die neu geschaf- 
fene aserbaidschanische Natio- 
nalgarde übergeben werden 
kann. Die Erlasse stellten dar- 
über hinaus alle Verbände der so- 
wjetischen Armee in Aserbaid- 
schan unter die Befehlsgewalt 
des Präsidenten Mutalibow. 


Mutalibow, der den Moskauer 
Putschversuch vom 19. August 
1991 öffentlich unterstützt hatte, 
schützte »die gespannte Lage« in 
der Hauptstadt Baku als Ent- 
schuldigung vor. 


Andere Maßnahmen in den Er- 
lassen verlangen, daß alle 140000 
aserbaidschanischen Dienstver- 
pflichteten, die derzeit in der so- 
wjetischen Armee dienen, nach 
Hause geschickt werden — was 
Rußland im Laufe des nächsten 
Jahres zu tun beabsichtigt — und 
rufen alle aserbaidschanischen 
Offiziere auf, aus der Armee aus- 
zutreten und die neue National- 
garde zu bemannen. Nicht in der 
endgültigen Fassung, aber im er- 
sten Entwurf enthalten - und 


möglicherweise als Geheimpro- 
tokoll beibehalten - war ein Be- 
fehl, Einheiten der aserbaidscha- 
nischen Garde längs der Grenzen 
zu Armenien in Stellung zu brin- 
gen. Oo 


Französische 
Kritik an 
Brundtland- 


"Studie 


Ein führender französischer 
Schriftsteller hat das Konzept der 
»tragbaren Entwicklung«, wie es 
in dem Bericht »Our. Common 
Future« der Brundtland World 
Commission on Environment 
und Development vertreten 
wird, angegriffen. Professor Al- 
fred Grosser vom Institut für Po- 
litische Studien in Paris sagte, 
daß für »diese großartige Sache 
der Ökologen« das Konzept 
»tragbare Entwicklung« lediglich 
der jüngste von mehreren Versu- 
chen in den letzten 30 Jahren sei, 
mit einer allumfassenden »para- 
diesischen Version dessen, wie 
die Beziehungen zwischen Men- 
schen eigentlich sein sollten, in 
Erscheinung zu treten«. 


Aber, fragte Grosser, warum wer- 
den solche Gedanken benötigt, 
wenn die menschliche Rasse, im 
Einklang mit den Traditionen der 
Aufklärung und des Christen- 
tums, vollkommen gute Gedan- 
ken über Gerechtigkeit, Freiheit 
und Wahrheit entwickelt hat? 
Diese Werte mögen oft verletzt 
worden sein, sie behalten nichts- 
destoweniger einen gemeinsa- 
men Gesichtspunkt bei: »Sie stel- 
len die Menschheit über alles an- 
dere«, während der Ökologismus 
»die Erde, die Natur, mindestens 
mit der Menschheit auf eine 
Stufe stellt. Ich bin dagegen. Um 
die Umwelt vor den Verschmut- 
zern zu schützen, brauche ich kei- 
nen neuen Wert. Ich brauche nur 


. andere Menschen zu respektie- 


ren, und zwar die von heute, 
nicht die von morgen«. Worauf es 
ankomme seien »menschliche 
Ressourcen«, nicht »die Natur an 
und für sich«, sagte Grosser. 


Schließlich, warnte er, ist es nur 


ein kurzer Pfad von der Naturan- 


betung der Okologisten zu dem 
Gedankengut Adolf Hitlers. 
»Weder Marx noch Tarzan« ist 
die Überschrift seines Kommen- 
tars - wobei sich Tarzan auf dieje- 


” 


nigen bezieht, die »Natur« und 
»Wald« über den Glauben an die 
Großartigkeit des Menschen stel- 
len.« 

In seinem Artikel in der Tageszei- 
tung »Lib£ration« schrieb Profes- 
sor Grosser weiter: »Ich habe 
den Eindruck, daß wir, sogar in 
Frankreich, dabei sind, zu einer 
Vergötterung der Natur auf Er- 
den - Gaia — zurückzukehren. 
Dies macht mich furchtbar wü- 
tend. 


Die Größe der jüdisch-christli- 
chen Zivilisation besteht darin, 
eine Menschheit geschmiedet zu 
haben, die nicht unter der Herr- 
schaft der Natur steht. Die un- 
glaubliche Entwicklung der Wis- 
senschaften und Technologien 
des Westens haben zu einer Situa- 
tion geführt, in der Dutzende von 
Millionen Menschen keine Hun- 
gersnot und Elend mehr kennen, 


wie sie auf anderen Kontinenten _ 


auftreten. Im Einklang mit der 
Bibel betrachtete der Mensch 
sich als dominierenden Faktor 
über die Natur, der nicht mehr ge- 
zwungen ist, sich den Naturkräf- 


ten zu unterwerfen, an die die 


Menschen des Altertums und die 
Griechen glaubten. 


Es gibt jetzt den Typus des ver- 
zeırten Neochristentums, der 
mich irritiert: jene Formel der 
»Achtung vor der Schöpfung«, 
die vom Weltkirchenrat als höch- 
ster Wert eingeführt wurde, setzt 
voraus, daß es keine Evolution 
gegeben hat. Wenn wir all denje- 
nigen gefolgt wären, die jetzt sa- 
gen: »Die Natur existiert spon- 
tan, wir müssen sie respektieren 
.. Wir müssen den Wald respek- 
tieren, weil er der Wald ist, ba- 


sta«, dann hielten wirimmer noch 


Steine in den Händen und klam- 
merten uns wie Tarzan an den 
Bäumen fest.« 


Grosser meint, das Schlimmste, 
was wir jetzt tun könnten, wäre, 
einen gescheiterten Marxismus 
durch »Okologismus« als allum- 
fassende Glaubensstruktur zu er- 
setzen. m 


Britanniens 
Skinhead- 
Bewegung 
breitet sich aus 


»Britannien weist in den letzten 
Jahren einen traurigen Rekord 


ws 


a 


bei Exporten auf, aber auf einem 
anderen Gebiet war es bemer- 
kenswert gut, nämlich bei der 
Verbreitung der rassistischen und 
gewalttätigen Subkultur der 
Skinheads«, heißt es in einem Be- 
richt des Europäischen Parla- 
ments, der von dem britischen 
Parlamentarier Glyn Ford zusam- 
mengestellt wurde. Die Londo- 
ner »Sunday Times« berichtete, 
daß eine Anzahl von Skinheads, 
die sich kürzlich in Deutschland 

‘ an rassistischen Gewalttätigkei- 
ten beteiligten, Briten waren. 
Fords Bericht über »Rassismus 
und Fremdenfeindlichkeit« stellt 
fest: »Skinheads traten erstmals 
Ende der sechziger Jahre in 
Großbritannien auf und waren 
als »Paki bashing« (auf Pakistanis 
Einschlagende) bekannt /.. An- 
fang der siebziger Jahre war ihre 
Zahl rückläufig, sie fanden je- 
doch von Ende der siebziger 
Jahre bis ungefähr 1982 eine na- 
türliche Heimat in der British 
Movement. 


Über die nächsten fünf Jahre hin- 
weg bauten die rassistischen 
Skinheads ihre Organisation mit- 
tels einer Reihe von Kapellen 
auf, die rassistische Musik spiel- 
ten. 


In den achtziger jahren verbrei- 
tete sich der Skinhead-Kult von 
Britannien nach Westdeutsch- 
land, Belgien und Holland und 
dann nach Skandinavien aus. 


Der Kult gewann auch unter jun- 
gen “arbeitslosen Rassisten in 
Frankreich an Popularität und er- 
reichte schließlich Ungarn, Polen 
- und die DDR. 


Eine der erschreckendsten Ent- 
wicklungen war ihr Erfolg in den 
USA. Vor etwa drei Jahren hat- 
ten sie rund 400 Anhänger. Inner- 
halb eines Jahres waren es schon 
rund 4500. 


Die etablierten rassistischen 
Gruppen sehen sie als Kanonen- 
futter an ... die Landesgrenzen 
überschreiten können ... Sie wer- 
den auch als gewaltige Finanz- 
quelle für die rassistische Bewe- 
gung angesehen. In Großbritan- 


“ nien sind sie in der Lage, ein Ein- : 


kommen von einer Million Pfund 
aus dem Verkauf von Konzertkar- 
ten, Videos, T-Shirts, Stiefeln, 


Schallplatten und Tonbändern zu 
erzielen. Sie verkaufen auch 


Schutz für Konzerte und öffentli- _ 


che Veranstaltungen anderer 
Leute.« 


Wie dokumentiert ist, sind solche 
Gruppen wie Skinheads Kano- 
nenfutter, nicht nur dafür, was 
Ford als »etablierte rassistische 
Gruppen«' bezeichnet, sondern 
auch für mit schmutzigen Tricks 
arbeitende Geheimdienste. Es ist 
in diesem Zusammenhang be- 
merkenswert, daß die britische 
Presse bei den Anschuldigungen, 
die kürzlichen Ausbrüche von 
Skinheads in Deutschland seien 
eine »charakteristisch deutsche« 
Erscheinung, die Führung über- 
nommen hät. 


Vatikan 
kritisiert 
Italiens Pre- 
mierminister 


Der italienische Premierminister 
Giulio Andreotti wurde von ei- 
nem Offiziellen der katholischen 
Kirche wegen seines Vorhabens, 
den von Peking eingesetzten »Bi- 
schof« von Shanghai besuchen zu 
wollen, kritisiert. Der Bischof 
von Shanghai ist Mitglied der von 
der Regierung unterstützten Chi- 
nesisch-Katholischen Patrioti- 
schen Gesellschaft, die die Auto- 
rität.des Papstes oder des Vati- 
kans nicht anerkennt. 


»Ich muß leider sagen, daß unser 
Premierminister den Christen 
von China keinen Dienst erweist, 
wenn er den Bischof von Shang- 
hai besucht«, sagte Pater Piero 
Gheddo. 


Gheddo, Leiter der Agentur Asia 
News, die sich auf die Kirche in 
China spezialisiert, meinte, der 
Bischof Aloysius Jin Lu Xian sei 
»von der Chinesischen Kommu- 
nistischen Partei und nicht vom 
Papst berufen worden«. Ersagte, 
acht Bischöfe würden vermißt 
und sollen sich in »Umerzie- 
hungslagern« befinden, und viele 
weitere seien verhaftet worden. 


Gheddo meinte weiter, Andre- 


otti sollte sich, wenn er schon ein- _ 


mal in Shanghai ist, mit dem vom 
Vatikan anerkannten Bischof der 
Stadt, Joseph Fan Zhongliang, 
treffen, der im Juni 1991 für 
einige Wochen inhaftiert war. U 


Walesa meint, 
der Westen 
habe Polen 
getäuscht 


Polen wurde vom Westen über 
die Wirtschaftspolitik »hinters 
Licht geführt«, erklärte der pol- 
nische Staatspräsident Lech Wa- 
lesa. Befragt, ob die fehlende 
konkrete Hilfe aus Europa im 
Lichte der westlichen Forderun- 
gen nach Reformen des »freien 
Marktes« heuchlerisch sei, ant- 
wortete er: »Das entspricht nun 
mal der kapitalistischen Philoso- 
phie. Natürlich waren wir zu naiv. 
Wir glaubten alle jene Parolen, 
die wir gehört haben.« 

Er stellte auch fest: »Der Westen 
sieht alles vom kapitalistischen 
Standpunkt. Man fordert uns 
auf, Fabriken stillzulegen, Men- 
schen auf die Straße zu setzen. 
Anstatt eine untüchtige Werft zu 
schließen, möchten wir sie lieber 
leben lassen und die Maschinen 
dazu’ benutzen, etwas anderes 
herzustellen. Bei unseren Refor- 
men hat Polen einen Fehler be- 
gangen, wir entschlossen uns, 
schnell voranzuschreiten, um mit 
dem Westen Schritt zu halten. Als 
Folge davon haben wir heute mit 
furchtbaren Problemen zu kämp- 
fen.« 


»Ich möchte ein intelligenter Ka- 
pitalist sein«, meinte Walesa, »ei- 
ner der langfristig denkt«. Seine 


Priorität sei es, Handelsabkom- 


men mit den Republiken der ehe- 
maligen UdSSR abzuschließen. 
»Die politische Seite wird fol- 
gen.« m 


Kroatische 
Juden 
verurteilen 
Serbiens 


Völkermord 


Kroatiens Jüdischer Kongreß in 
Zagreb richtete einen Aufruf an 
die Welt, Serbiens Aggression 
Einhalt zu gebieten. Repräsen- 
tanten dieser 200 Jahre alten jüdi- 
schen ‘Gemeinde »stellen mit 
Kummer, Verzweiflung und Er- 
schütterung fest, daß die Repu- 
blik Kroatien, deren Bürger wir 


sind, von einer brutalen Streit- " 


macht angegriffen wird, die Völ- " 
kermord verübt«, heißt es ın der 
Erklärung. »Daß die Bevölke- 
rung der Republik Kroatien ei- 
nem entsetzlichen körperlichen 
und psychologischen und wirt- 
schaftlichen Gemetzel ausgesetzt 
wird, ohne Achtung für Staatsan- 
gehörigkeit, Rasse, Hautfarbe, 
religiöse oder politische Über- 
zeugungen. Daß die Juden Kroa- 
tiens und ihre Institutionen, ihr 
privates und Öffentliches Eigen- 
tum der gleichen Gefahr ausge- 
setzt sind. 

Und daß der Schaden für Kroa- 
tien und seine Städte und Dörfer 
das Ende des jüdischen Ver- 
mächtnisses, das auf diesem Bo- 
den seit uralten Zeiten vorhan- 
den war, bedeuten kann«. 


In dem Aufruf heißt es weiter, 
daß obwohl Behauptungen auf- 
gestellt werden, mit denen ver- 
sucht wird zu beweisen, daß die 
Republik Kroatien antisemitisch 
und neofaschistisch ist, genoß die 
jüdische Gemeinde alle Rechte 
einer religiösen und ethnischen 
Minderheit, ohne Behinderung 
und ohne jede Diskriminierung. 
Daher verleihen wir unserer vol- 
len Unterstützung für die er- 
klärte Politik der Republik Kroa- 
tiens Ausdruck, die einen neuen 
und demokratischen Staat .auf- . 
bauen will, in dem menschliche 
und politische Rechte, ethnische 
und religiöse Rechte für alle Bür- 
ger oder Gruppen honoriert wer- 
den. 


»Vor allem appellieren wir an un- 
sere Brüder in der jüdischen Ge- 
meinde und an Einzelpersonen 
überall in der Welt, auch an die 
öffentliche Meinung, ihre Regie- 
rungen und internationalen Or- 
ganisationen unter Druck zu set- 
zen, um in Kroatien zum Schutz 
des menschlichen Lebens eine 
Feuereinstellung zu erreichen. 
Wir werden niemals vergessen, 
wie das jüdische Volk vor den Au- 
gen der Welt, die wortlos zusah, 


“ ım Holocaust umkam. Wir wol- 


len nicht, daß sich diese tragische 
Geschichte in Kroatien wieder- 
holt.« = 


" Baropa-Purlament | 
Was man in 
Straßburg so 
redet 


Emil Schlee 


In Straßburg im Europa-Parlament wurde die heikle Frage der Ver- 

tretung der neuen mitteldeutschen Bürger der Europäischen Ge- 

meinschaft im Europa-Parlament erörtert. Heikel deswegen, weil es 

natürlicherweise um die Erhöhung der Anzahl der deutschen Volks- 
vertreter im Europa-Parlament ging. 


Erinnern wir uns und vergessen 
nicht, daß schon die Teilvereini- 
: gung Deutschlands für viele Ab- 
geordnete ein »Schock« gewesen 
ist, weil hiermit eine Stärkung 
der Position der Deutschen. in 
Europa einherging, die einfach 
unerwünscht ist. Bei solchen Ge- 
legenheiten brechen immer wie- 
der die im Untergrund schwelen- 
den Voreingenommenheiten ge- 
genüber Deutschland auf. 


Die Grünen 
in Straßburg 


Normalerweise sollte es selbst- 
verständlich sein, daß in einem 
»Parlament der Bürger« diese an- 
gemessen vertreten sind. Das ist 
im Europäischen Parlament, das 
selbst bei weitem noch nicht alle 
parlamentarischen Rechte zuge- 
billigt bekommen hat, noch 
längst nicht der Fall. Zwar haben 
die zwölf Mitgliedsstaaten je 
nach »Größe« festgesetzte Man- 
date im Parlament - Frankreich, 
Großbritannien, Deutschland 
und Italien jeweils 81, Spanien 
60, Niederlande 25, Griechen- 
land, Belgien und Portugal je- 
weils 24, Dänemark 16, Irland 
15, Luxemburg 6 -, aber trotz- 
dem sind die Unterschiede in der 
Volksvertretung pro Abgeordne- 
ten doch sehr groß. 


In Luxemburg vertritt ein Eu- 
ropa-Abgeordneter 70000 Bür- 
ger, in Irland 240000, in der alten 
Bundesrepublik Deutschland 
760000 und durch unterschiedli- 
che Wahlsysteme - zum Beispiel 
Mehrheitswahlrecht in Großbri- 
tannien - sind ganze Bevölke- 
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rungsgruppen gar nicht vertre- 
ten. 


Nach der Teilvereinigung 
Deutschlands wurden für die 16 
Millionen »EG-Neu«-Bürger 18 
»Beobachter« als Vertreter der 
ehemaligen DDR-Bevölkerung 
in Mitteldeutschland in das Euro- 
päische Parlament berufen - 
ohne Rede- und Stimmrecht. 


Nun waren zwar einige Abgeord- 
nete gern bereit, wegen der 
neuen 16 Millionen EG-Bürger 
die Erhöhung des deutschen Fi- 
nanzanteils am EG-Haushalt 
1992 - von bisher 25 auf 28,6 Pro- 
zent bei einem Umfang von 60 
Milliarden DM, der dann auf 66 
Milliarden DM steigt - anzuneh- 
men, aber nicht die Erhöhung 
der deuschen Abgeordnetenzahl 
von 81 auf 99! 


Fehlende Auswahl- 
kriterien für Parlaments- 
vertreter 


Trotzdem haben am 10. Oktober 
1991 die Abgeordneten des Euro- 
päischen Parlaments mehrheit- 
lich einem Entschließungsantrag 
zugestimmt, in dem es unter an- 
derem heißt, »daß es erforderlich 
ist, die Zahl der deutschen Mit- 
glieder im Europäischen Parla- 
ment um 18 zu erhöhen«, und be- 
auftragten ihren Präsidenten, 
»diese Entschließung dem Rat, 
der Kommission sowie der Regie- 
rungskonferenz zur Politischen 


‘ Union zu übermitteln«. Bei der 


Abstimmung sprachen sich bei 
334 abgegebenen Stimmen 240 
für den Antrag aus, 47 waren da- 


gegen und 47 enthielten sich der 
Stimme. 

Einmal abgesehen vom Stimm- 
verhalten derjenigen, die dage- 
gen waren oder sich der Stimme 
enthielten, soll hier doch die im 
Protokoll stehende - Erklärung, 
abgegeben von der deutschen 
Grünen, Frau Dorothee Pier- 
mont, Remagen, 1943 in Straß- 
burg geboren, zur Kenntnis ge- 
bracht werden, weil man sich be- 
sorgt fragen muß, was wohl im 
Kopf und Herz dieser Frau vor 
sich geht, die — von Beruf Anti- 
quarin - eine solche Erklärung 
abzugeben imstande ist: 


»Ein Jahr ist vergangen, seit die 
Bundesrepublik Deutschland die 
DDR schluckte. Der Bissen 
bleibt ihr zwar vorübergehend et- 
was im Halse stecken, wird aber 
mittelfristig Großdeutschland 
stärken und läßt ihm schon jetzt 
den Kamm schwellen. Noch klin- 
gen mir die Beteuerungen der 
bundesrepublikanischen Kolle- 
gen in den Ohren, das deutsche 
Gewicht in der EG sollte nicht 
vergrößert, das institutionelle 
Gleichgewicht nicht verändert 
werden, auch nicht im Europäi- 
schen Parlament. 

Damals, vor dem 3. Oktober 
1990, war man für das Gelingen 
des Unternehmens »Anschluß« 
noch auf den guten Willen der an- 
deren EG-Staaten angewiesen. 
Heute, ein Jahr danach, fallen 
die Masken. Die Losung lautet: 
Wozu noch falsche Rücksichten, 
zumal die Forderung nach mehr 
Gewicht für Großdeutschland im 
EP sich so hübsch demokratisch 
verpacken läßt. Verschwiegen 
wird, daß 16 Millionen Bürger 
keineswegs nur durch zusätzliche 
Abgeordnete, sondern ebenso- 
gut im Rahmen des bisherigen 
Kontingents von 81 deutschen 
Abgeordneten vertreten werden 
können. 


Das Europäische Parlament, das 
noch am 24. Oktober 1990 Stein 
und Bein schwor, daß die Benen- 
nung von 18 Beobachtern, »unter 
keinen Umständen . als Präze- 
denzfall für den längerfristigen 
Beschluß über die Gesamtstruk- 
tur der Vertretung im EP angese- 
hen werden sollte<, schickt sich 
unter dem Ansturm der deut- 
schen Abgeordneten in den bei- 
den größten Fraktionen an, seine 
eigenen Beschlüsse zu Makulatur 
zu erklären. Zufall? 


Wohl kaum, wenn man verfolgt, 
wie schamlos das vergrößerte 


Deutschland seinen Machtzu- 
wachs ausspielt: Vom Versuch ei- 
ner EG der zwei Geschwindigkei- 
ten bei Wirtschafts- und Wäh- 
rungsunion über die Verhandlun- 
gen Japan-EG hinsichtlich des 
zukünftigen Automarktes bis zur 
ständigen Drohung mit der Aner- 
kennung von Slowenien und 
Kroatien im Alleingang, ganz zu’ 
schweigen von den Pressionen, in 
Kaliningrad, das ohne Komplexe 
wieder Königsberg genannt wird, 
eine Sonderwirtschaftszone für 
»Wolgadeutsche« zu errichten. 


Wen vertreten diese 
Volksvertreter eigentlich? 


Man ist wieder wer und möchte 
das dargestellt sehen, zum. Bei- 
spiel indem Berlin, Hauptstadt 
des Bismarck- und Nazireiches, 
wieder zur Hauptstädt gekürt 
wird, indem der Leichnam des 
Preußenkönigs Friedrich, auf 
dessen Konto der Schlesische 
Krieg und eine polnische Teilung 
gehen, als Symbol deutscher 
Kontinuität mit militärischen Eh- 
ren nach Berlin transferiert wird, 
oder indem man die kollektive 
Verantwortung für zwölf Jahre 
Nazi-Greuel vom Tisch wischt 
und auf den Boden ehemaliger 
KZ Supermärkte baut. 

Vor diesem Hintergrund ist die’ 
seit Wochen in Deutschland herr- 
schende Pogromstimmung zu se- 
hen. Laut dem »Spiegel« herrscht 
in Europa wieder Angst vor den 
Deutschen. Zu Recht, wie ich 
finde. Ich lehne daher jede Erhö- 
hung der Anzahl der deutschen 
Abgeordneten im Europäischen 
Parlament ab.« 

Solange es keine Auswahlkrite- 
rien für Kandidaten parlamenta- 
rischer Mandate oder Regie- 
rungsämter gibt, werden wir es 
wohl wieder erleben, daß über 
dubiose Parteiwege eingeschleu- 


ste und vorgesetzte »Volksvertre- 


ter« nicht wissen, wen und was 
sie eigentlich zu vertreten und 
verantwortlich zu tun und zu las- 
sen haben. 
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Schweiz 


Amokfahrt 
in die EG 


Rudolf Seufert 


Die Troika der Volkszerstörer Helvetiens, Delamuraz, Felber und 
Ober-Asylantenfreund Zuber, ist auf der Zielgeraden in die EG! Ge- 
rade hatte das Schweizer Volk über verwaschene Parteiprogramme 
und Parlamentskandidaten abgestimmt, da wurden erstmals laut- 
hals in der Schweiz Stimmen laut über »Wahlmanipulation«. Unter 
eklatanter Mißachtung des Volkswillens - wie in CODE vorausge- 
sagt - versuchten die beiden Erstgenannten das Schweizer Volk über 
seinen Willen hinweg in die Europäische Gemeinschaft (EG) zu 


zwingen. 


Jetzt geht es im Intercity-Tempo 
Richtung Brüssel: Das Vehikel 
zur Volksberuhigung heißt zu- 
nächst EWR-Beitritt. Das ist bis 
1. Januar 1993 von Leuten wie 
Delamurez, einem Freund des 
Weines, vorbestimmt. Bundesrat 
Felber stößt ins gleiche Horn: 
»Eine einmalige Herausforde- 
rung für das Parlament«, meint 
dieser und verschweigt, daß da- 
mit die Homogenität des 700 
Jahre gewachsenen Schweizer 
Volkes zerstört wird. 


Ein besonders 
hinterhältiges Vorgehen 


Einzigartige Signale gegen die 
Demokratie: Die Regierung 
hatte dem Volk das Scheitern ei- 
ner eigenständigen Annäherung 
an die EG zunächst verschwie- 
gen. So dann hat Delamuraz ent- 
gegen jeglicher demokratischer 
Spielregeln dem Volk aus dem 
Ausland, nämlich aus Luxem- 
burg, mitgeteilt, daß nunmehr of- 
fen die Vollmitgliedschaft in der 
EG angestrebt werde. Egal, obes 
dem Souverän paßt oder nicht. 


Der EG-Beitritt scheint somit un- 
abwendbar geworden. Ein be- 
sonders hinterhältiges Vorgehen 
gewählter Volksvertreter, die be- 
wußt den Amokweg über das 
Ausland wählen, da sie sich zu- 
hause nicht so sicher fühlen kön- 
nen. Besonders hinterhältig vor 
allem deshalb, weil Typen wie 
Delamuraz ihre Schritte, die bis- 
lang vom Volkswillen nicht ge- 
deckt sind, zuerst und vor allem 
im Parlament in Bern zu erläu- 
tern hätten. 
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Recht in die Schweiz übernom- 
men werden, ferner sollen 60 Ge- 
setze »angepaßt« werden. Das 
Parlament wird sich in zwei bis 
drei Sondersessionen mit der EG 
befassen. Der 6. Dezember 1992 
soll die »entscheidende Abstim- 
mung« sein, in der sich das Volk 
selbst entmündigen soll zugun- 
sten der EG-Mafia. 


Binnen eines Jahres also wird die 
Propagandamaschine von Delors 
& Co. und Freund Delamuraz 
das Wasser auf die EG-Mühlen 
leiten. Dem zufriedenen und sat- 
ten Volk wird es schon gefallen, 
wie man meinen könnte, schließ- 
lich hat es sich gegen Überfrem- 
der-Typen wie Zuber und Arbenz 
noch immer nicht erhoben. Zu- 


“ber kürzlich in einer Grundsatz- 


diskussion mit Nationalrat Ruf 


Europa wird durch eine aufgeblasene Bürokratie in Brüssel mitih- 
ren diktatorischen EG-Normen entmündigt. 


Typen wie Koller: Er freut sich 
über die »einmalige Herausforde- 
rung«, daß typische Schweizer 
Gesetze abgeschafft werden müs- 
sen — zugunsten der diktatori- 
schen EG-Normen. Da ist natür- 
lich für altbewährte demokrati- 
sche Normen kein Platz mehr. 


Zunächst muß das Volk auf so 
klassische demokratische Rechte 
wie das »fakultative Refe- 
rendum« verzichten. Es soll für 
EG-Erlasse außer Kraft gesetzt 
werden. »Nur die dümmsten Käl- 
ber wählen ihren Metzger 
selbst!« Die Deutschen als Vor- 
bild für risikolose Volkszerstö- 
rung. 

So sollen insgesamt 1400 Erlasse 
binnen eines Jahres aus dem EG- 


und dem Chef des Bundesamtes 
für Flüchtlingswesen, Arbenz: 
»Es haben noch zigtausend Asy- 
lanten Platz!« 


Entmündigung zugunsten 
der EG-Mafia 


Delors wird sich über den Milliar- 
den Franken-Segen aus Helve- 
tien wohl bald freuen dürfen, 
vom obligatorisch abzuliefern- 
den Goldschatz ganz zu schwei- 
gen. Und erst die USA, denen ja 
bekanntlich das Schweizer Bank- 
geheimnis seit Jahren ein gewalti- 
ger Dorn im Auge ist! 


Haben doch die One-World-Wat- 
chers wiederholt - und gar nicht 


so vergeblich - ihre Unterhändler 
nach Helvetien ausgesandt und 
auf die Lockerung des Bankge- 
heimnisses gedrängt. 1990 hatten 
die Schweizer dem Insistieren 
der USA erstmals etwas nachge- 
geben. 


Auch ein Signal dafür, daß an die 
USA ein klarer Souveränitätsteil- 
verzicht erfolgt ist und die 
Schweiz seither über dem Teich 
unter der »Nr. 52« geführt wird. 


Unterstützung 
aus Bayern 


Vorläufig jedenfalls. Oder weiß 
das Schweizer Volk denn nicht, 
daß im »Europa der Regionen«, 
für das beispielsweise sehr nach- 
drücklich der bayerische Mini- 
sterpräsident Streibl - ein enger 
Spezi von Delors - eintritt, mit- 
unter gar kein Platz für kleine Na- 
tionen mehr sein soll? 


Nach den im Sommer 1991 geäu- 
ßerten Vorstellungen mancher 
Eurokraten und EG-Mitglied- 
staaten soll in einem »Europa der 
Regionen«, was immer auch dar- 
unter zu verstehen sein mag, für 
Kleingebilde wie Luxemburg 
künftig kein Platz mehr sein. 


Schon kam aus den Niederlanden 
und England der Vorschlag, das 
Großherzogtum einfach aufzutei- 
len und an andere bestehende 
Staaten anzugliedern. Damit 
wäre unter anderem auch das 
Problem der Steueroase liqui- 
diert, auf die Luxemburg be- 
kanntlich auch zukünftig pocht. 


Warum soll dieses Schicksal denn 
nicht auch der Schweiz widerfah- 
ren können? Das liegt freilich 
nicht am eingeschränkten Vor- 
stellungsvermögen der Luxem- 
burger oder Schweizer, sondern 
nur an den Typen wie Delors & 
Co. 


Frankreich 


Meinungs- 
zensur im 
-»pluralisti- 
schen« Staat 


Beat Christoph Baeschlin 


Der vormalige Staatspräsident Frankreichs, Valerie Giscard d’Esta- 
ing, hat es erfahren müssen, daß »Demokratie« und »Pluralismus« 
sowie »Freiheit der Meinungsäußerung« nur in Teilbereichen des po- 
litischen Lebens gelten. Ende September 1991 hat er in der Zeitung 
»Figaro« freimütig von der Einwanderung Fremdrassiger gesprochen 
und gesagt, diese sei heute zu einer unerträglichen Invasion ausgear- 
tet. An dieser Meinungsäußerung ist das Menschenrecht auf freie 
Rede zerschellt. Es wurde offenkundig, daß Theorie und Praxis un- 
serer westlichen Demokratie nicht deckungsgleich sind. 


Jeder, der es wissen will, stellt 
fest, daß die Demokratie weitge- 
hend zur Herrschaft der Geheim- 
gesellschaften umfunktioniert 
worden ist, daß »Pluralismus« 
wesentliche Bereiche des Mei- 
nungswesens ausschließt, und 
daß die »Freiheit der Meinungs- 
äußerung« nur. gewährt oder ge- 
billigt wird, sofern die von .den 
Hintergrundmächten verfügten 
Tabus ehrfurchtsvoll berücksich- 
tigt werden. Und zu diesen Tabus 
gehören Einwanderung und 
Überfremdung. 


Weil Valerie Giscard diese Tatsa- 
chen mißachtet hat, ist die ganze 
»öffentliche Meinung« -Frank- 
reichs in unflätiger Weise über 
ihn hergefallen. Giscard hatte 
nicht nur die Masseneinwande- 
rung kritisiert - was an sich schon 
ein schweres Meinungsdelikt ist - 
sondern auch gefordert, daß die 
Verleihung des Bürgerrechts 
nicht mehr - wie dies seit 70 Jah- 
ren geschieht - jedem auf franzö- 
sischem Territorium geborenen 
; Kind automatisch zukommen 
solle. R 

Kaum waren Giscards Außerun- 
gen bekannt geworden, so er- 
schütterte ein Kesseltreiben von 
der Stärke eines Erdbebens die 
gesamte Meinungsmache Frank- 
reichs. Das geschah auf Befehl 
der Leithammel im Informations- 
wesen. Da gab es kein Ansehen 
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der Person. Daß Giscard bis 1981 
das höchste Amt im Staate einge- 
nommen hatte, spielte plötzlich 
keine Rolle mehr. Von einem Au- 
genblick zum anderen war er eine 
Unperson geworden. 

Giscard ist »einer; der sich im 
Dreck wälzt«, er ist ein »nieder- 
trächtiges Subjekt«. So lauten die 
häufigsten Schmähungen, wie sie 
in schnaubender Entrüstung von 
den angeblichen Hütern der de- 
mokratischen Moral ausgestoßen 
wurden. Der Vorsitzende des Ab- 
geordneten-Hauses, Ex-Mini- 
sterpräsident Laurent Fabius, 
verstieg sich zu rülpsendem 
Überschwang und krächzte: 
»Giscard d’Estaing ist ekelerre- 
gend und verursacht Brechreiz.« 


Giscards Feststellung: 
Es gibt die Zensur 


Solch edle Worte gab der Mann 
von sich, der das zweithöchste 
Amt im Staate inne hat, und sie 
gelten dem vormaligen Staats- 
chef, der eine persönliche Mei- 
nung auszusprechen wagte. Aber 
diese persönliche Meinung ver- 
stößt gegen ein Tabu der »plurali- 
stischen Demokratie«. 


Es ist undenkbar; daß Giscard 
nicht im Bild war, welches Risiko 
er einging mit seinen Betrachtun- 
gen, womit er die Meinungszen- 


sur herausforderte. Vielleicht 


“hatte er nicht erwartet, daß er - 
‘der vormalige Staatspräsident - 


in so unflätiger und nicht enden- 
wollender Haßkampagne durch 
alle Medien zerzaust würde. Die 
Heftigkeit der Anti-Giscard Be- 
leidigungen offenbarte einen 
märchenhaften Tiefstand des 
»pluralistischen« Diskussions- 
Stils. 


Giscard sagte: »Dieses Tohuwa- 
bohu ist bedenklich. Da kommt 
zum Ausdruck, daß die einen zur 
Diskussion unfähig sind, und daß 
die anderen nicht zulassen, daß 
öffentlich über Dinge gespro- 
chen wird, die für die Zukunft 
sehr bedeutungsvoll sind. Geht 
es doch darum, Regeln aufzustel- 
len, die das Volk für seine Zu- 
kunft als richtungsgebend erach- 
tet.« 

So begann Giscard seine Antwort 
auf die Haßtiraden, die durch 
seine freie Meinungsäußerung 
verursacht worden waren. Aber 
da kam nun der wahre Charakter 
des so viel gerühmten »Pluralis- 
mus« zum Ausdruck: die ätzen- 
den Schmähungen gegen den vor- 
maligen Staatspräsidenten ver- 
stummten keineswegs, und 
gleichzeitig wurden die erklären- 
den Worte desselben in fast allen 
Informationsmedien Frankreichs 
mit eisigem Stillschweigen über- 
gangen. Auch da haben wir es 
wieder: die Zensur! Sie befiehlt 
zu schreien, und im Handkehrum 
befiehlt sie zu schweigen! Und 
das Tolle ist: die freie Presse in 
der freien westlichen Welt be- 
müht sich untertänig und krieche- 
risch, den von unsichtbaren Zen- 
tralen ausgehenden Weisungen 
Nachachtung zu verleihen. 


»Man will nicht gestatten, daß 
die Franzosen ein Problem öf- 
fentlich erörtern, das für ihre Zu- 
kunft sehr bedeutsam ist«, sagt 
Giscard. Damit hat er unwider- 
ruflich bestätigt, daß es in Frank- 
reich eine Meinungszensur gibt. 
Schade, daß er sich mit dem un- 
persönlichen »man« begnügte. 
Denn als Politiker, der alle Stufen 
der Staatslenkung kennen ge- 
lernt hat und der wohl mit allen 
Wassern gewaschen ist, weiß er 
genau, wer »man« ist, dem die 
Macht zusteht zu entscheiden, 
worüber die »öffentliche Mei- 
nung« zu reden und zu schweigen 
hat. 

Natürlich sieht die Verfassung 
der fünften französischen Repu- 
blik die Freiheit der Meinungsäu- 


Berung vor und sichert sie als un- 


abdingbares Recht zu, Ebenso er- 
halten alle Menschenrechts-De- 
klamationen dieses angeblich 
»unveräußerliche Recht«. Aber 
die Frage der Überschwemmung 
Westeuropas mit artfremden 
Menschen ist ein Tabu, eine. 
Frage, die offensichtlich nicht im 
Rahmen der verfassungsrechtli- 
chen und menschenrechtlichen 
»Grundfreiheiten« Platz hat. 


Das Abbiegen 
der Moralbegriffe 


Und doch handelt es sich da um 
eine Sache, die jeden angeht, 
weil sie von grundlegender Be- 
deutung ist. Aber gerade darum 
muß in dieser Existenzfrage für 
Volk und Staat eisiges Schweigen 
walten. Vor allem die Massenme- 
dien, aber auch die große Presse, 
dazu die »moralischen Instan- 
zen« wie Kirchen, Schulen, Par- 
teien, Antirassismus-Vereine ha- 
ben sich bedingungslos als die 
Kämpfer und Mitläufer in dieser 
Vernebelungskampagne zu betä- 
tigen. Und sie tun es fast alle. Be- 
sonders stramm machen die poli- 
tischen Parteien mit. Aber auch 
die Kirchen sind genüßlich am 
Werk, wenn sie als Handlanger 
und Kammerdiener der sich im 
Hintergrund verbergenden wah- 
ren Machthaber über die Demo-' 
kratie betätigen dürfen. So füh- 
len sich manche Kirchen als: 
»nützliche Institution« und ver- 
gessen in ihrem Eifer ihren tat- 
sächlichen Auftrag und Dienst 
am Volk. 

So wird dem Volk die falsche Mei- 
nung aufgenötigt, es sei böse und 
unanständig, eine normale Dis- 
kussion über die Einwanderung 
zu führen, und es sei »unmora- 
lisch«, wenn ein Volk das legitime 
Recht beansprucht, über seinen 
Lebensraum frei und demokra- 
tisch zu verfügen. Die künstlich 
geschürte moralische Verkrüppe- 
lung ist mit der Besudelung Gis- 
cards und mit der gegen ihn ent- 
fachten pseudo-moralischen 
Haßkampagne mit greller Klar- 
heit offenbar geworden. 


Es wäre Zeit, daß die »freie 
Presse« in der »freien demokrati- 
schen Welt« die unerträgliche, lü- 
genhafte und ‘heuchlerische Ta- 
buisierung der Einwanderer-Pro- 
blematik endlich als solche ent- 
larven würde. Sonst pfeifen wir 
auf den »Pluralismus«. Denn 
man merkt doch zu sehr die un- 
lautere Absicht, und man wird 
verstimmt. m 


John F. Kennedy 


Die Mafia 
und der 
US-Präsident 


Joseph Sobran 


In der Eröffnungsszene des Filmes »Miller’s Crossing« beschwert 
sich ein Schmalspur-Gangster verärgert über einen Rivalen, der 
seine sorgfältigen Versuche, Kämpfe zu organisieren, zunichte ge- 
macht habe. »Es läuft alles auf die Ethik hinaus«, sagt er. »Wenn 
man einem Mittelsmann nicht mehr trauen kann, wem kann man 


dann noch trauen?« 


Dies scheint die Gefühle des in- 


zwischen verstorbenen Sam 
Giancana über die Gebrüder 
Kennedy _zusammenzufassen. 


Laut Judith Campbell Exner, die 
sowohl Giancanas als auch John 
Kennedys Geliebte war, vertrat 
der Chicagoer Gangster die An- 
sicht, er sei von John und Robert 
Kennedy hintergangen worden. 
Er hatte 1960 während des Ken- 
nedy-Wahlkampfes bei den ent- 
scheidenden Vorwahlen im Früh- 
jahr in West Virginia mitgeholfen 
und im November Jack möglich- 
erweise zu seinem knappen Sieg 
verholfen. »Ihr Freund wäre kein 
Präsident, wenn ich nicht gewe- 
sen wäre«, pflegte er zu Mrs. Ex- 
ner zu sagen. 


Ein deutlicher 
Mangel an Ethik 


Und wie belohnten die Kennedys 
seine Großzügigkeit? Sie weiger- 
ten sich, einem ausgewiesenen 
Gangsterkumpel von Giancana, 
Joe Adonis, zu helfen, wieder ins 
Land zu kommen. Und als Gene- 
ralstaatsanwalt wurde Robert zu 
einem Kreuzzügler gegen das or- 
ganisierte Verbrechen. Ein deut- 
licher Mangel an Ethik. 


Mrs. Exner hatte schon vorher ei- 
nen Teil dieser Geschichte zum 
Besten gegeben. Jetzt, wo sie un- 
heilbar krank ist, gab sie dem 
Journalisten Anthony Summers, 
dessen Bericht über die Kenne- 
dys und die Clique vom Univer- 
sal Press Syndicate vertrieben 
wird, nährere Einzelheiten be- 
kannt. 


das, was unter dem runden Tisch 


von Camelot tatsächlich vorge-: 


gangen ist, matt zu sein. 


Aber ist es wahr? Mrs. Exners 
Behauptungen scheinen mit al- 
lem, was wir über das geheime 
Leben der Kennedys erfahren ha- 
ben, übereinzustimmen. Und 
Mr. Summers sagt, ihr Bericht 
werde in jedem Punkt, wo er ihn 
mit neu freigegebenen offiziellen 


‚Aufzeichnungen über Präsident 


Kennedys damalige Reiseroute 
vergleichen konnte, untermau- 
ert. Der Gangster sei über Ken- 
nedys Hinterhältigkeit so wütend 
gewesen, daß er, Unheil verkün- 
dend, voraussagte, der Präsident 
werde eines Tages »getroffen«. 


Mr. Summers stellt fest, daß der 
Familien-Patriarch, Joseph Ken- 
nedy, von seinen Tagen als 


Von links: Robert und John F. Kennedy mit ihrem Vater Joseph der 


US-Botschafter in London war. 


Mrs. Exner erzählte, sie sei vor 
und nach der Wahl von 1960 
mehrmals mit dem Präsidenten 
und Giancana zusammen gewe- 
sen. Die bemerkenswerteste die- 
ser Zusammenkünfte habe sich 
am 18. April 1961 im Embassador 
East Hotel in Chicago, zwei Wo- 
chen nach der katastrophalen In- 
vasion in der Schweinebucht, er- 
eignet. Der Präsident und der 
Verbrecherboß heckten damals 
einen Plan aus, Fidel Castro zu 
töten. Wenn sie den Tatsachen 
entspricht, dann wirft die Story 
ein interessantes Licht auf John 
F. Kennedys weltmännische Ver- 
höhnung von »Verschwörungs- 
Theorien«. Die absurdeste jener 
Theorien scheint im Vergleich zu 
andauernden Enthüllungen über 


Schnapsschmuggler während der 
Prohibition her Bindungen zum 
Gangstertum unterhalten habe, 
die bis in den Wahlkampf seines 
Sohnes um die Präsidentschaft 
hineinreichten. In einem FBI-Be- 
richt wird festgestellt, daß der 
alte Herr während seines Aufent- 
haltes in Kaliforniens Cal-Neva 
Lodge - deren Miteigentümer 
Giancana war — »von vielen 
Gangstern besucht wurde«. John 
Kennedy selbst unterhielt auch 
freundschaftliche Beziehungen 
zu solchen Gangstern wie Meyer 
Lansky und Gus Battaglia. Frank 
Sinatra scheint ein weiteres Bin- 
deglied zwischen dem Präsiden- 
ten und Giancana gewesen zu 
sein. 

Nun kann es gesagt werden. Zu- 


mindest teilweise. Wie viel davon 


unbekannt bleibt, mag jeder 
selbst ermessen. Zu denjenigen, 
die nicht sehr viel von all dem er- 
messen konnten, gehörten Jack 
Kennedys zahlreiche Kumpels in 
der Presse, die erst dann einen 
»Untersuchungs-Journalismus« 
entdeckten, als Richard Nixon 
ins Weiße Haus einzog. Im Lichte 
der vielen kürzlichen Enthüllun- 
gen über die Kennedys und Lyn- 
don Johnson sieht Watergate 
langsam wie ein Augenblick der 
moralischen Erhebung in Ameri- 
kas nationaler Geschichte aus. 


In der Tat- man zittert vor Angst, 
es auszusprechen — Teddy Ken- 
nedy mag, unter moralischen und 
ethischen Aspekten gesehen, die 
erste Wahl des Kennedy-Clans 
sein. Zumindest hat sich bislang 
noch kein Gangser über dessen 
Mangel an einem Ehrenkodex 
beschwert. Wie war es möglich, 
daß die älteren männlichen Ken- 
nedys sich so viele Jahre lang in 
der Nähe von Mafiosi aufhalten 
konnten, ohne irgendwann 
einige Skrupel zu bekommen? 


Die Folge der 
Untergrundtätigkeit 


Zu ihren Lebzeiten von der 
Presse geschützt, erwarben John 
und Robert Kennedy sich einen 
Glorienschein des Märtyrer- 
tums, als sie ermordet wurden. 
Und doch könnte es sein, daß der 
Mord an John nicht das Werk ei- 
nes »einsamen Revolverhelden«, 
sondern die Folge seiner eigenen 
Untergrundtätigkeiten war. Ro- 
bert, Jacks bösartiger Killer, hat 
sich immer noch etwas von sei- 
nem liberalen Heiligenschein be- 
wahrt. Und doch berichtet der 
ehemalige US-Senator Eugene 
McCarthy, der 1968 um die Nomi- 
nation der Demokraten zum Prä- 
sidentschaftskandidaten gegen 
Bobby antrat, daß am Vorabend 
der Vorwahl in Kalifornien, Bob- 
bys Männer Orange County mit 
Flugblättern eindeckten, in de- 
nen behauptet wurde, McCarthy 
plane, eine große Anzahl von 
Schwarzen aus Watts in das 
County zu verfrachten - ein 
phantastischer Anreiz zu rassisch 


bedingten Ängsten und Vorurtei- 


len. Stunden später wurde Bobby 


erschossen und zum Märtyrerer- 


hoben. 


Es wird Zeit, alle jene Flughäfen, > 
Stadien und Kulturzentren inder 4 
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Diktaturen 


US-Präsident George Bushs Liebesaffäre mit den kommunistischen 
- Diktaturen in allen Teilen der Erde war das Thema einer Diskussion, 
die der Chefredakteur von »The Spotlight«, Vince Ryan, mit dem 
ehemaligen amerikanischen Botschafter für Rumänien, David Fun- 


derburk, führte. 


David Funderburk, Inhaber des 
Bachelor of Arts und Master of 
Arts der Wake Forest University 
in North Carolina und eines Ma- 
gister-Titel der University of 
South Carolina, lehrte Ge- 
“schichte am Wingate College, an 
der University of South Carolina, 
der Hardin-Simmons University 
und der Temple University. Er 
diente von 1981 bis 1985 als ame- 
rikanischer Botschafter für Ru- 
mänien und war Berater des ame- 
rikanischen Bildungsministe- 
riums. 1986 stellte er sich als Kan- 
didat aus North Carolina für die 
republikanischa Nominierung 
zum Senat. Der ehemalige Bot- 
schafter ist der Verfasser des 
Buches »Betrayal of America: 
George Bush’s Appeasement of 
Communist Dictators Betrays 
American Principles« (»Verrat 
an Amerika: George Bushs Be- 
schwichtigung kommunistischer 
Diktaturen verstößt gegen ämeri- 
kanische Grundsätze«). Nachste- 
hend eine überarbeitete Nieder- 
schrift der Diskussion mit Fun- 
derburk. Die Fragen von Vince 
Ryan sind fett gedruckt. 


Nicht im Einklang 
mit den US-Idealen 


Herr Botschafter, Ihr Buch »Be- 
trayal of America« stellt eine 
ziemliche Anklage nicht nur ge- 
gen Präsident George Bush 
selbst, sondern auch gegen das 
US-Außenministerium dar. Es 
‘ -trieft von Namen einer ganzen 
Reihe von prominenten Leuten. 
Warum haben Sie das Buch ge- 
schrieben? 
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daß wir sozusagen mit Leuten 
wie Ceausescu ins Bett gehen. 
Natürlich liegen uns jetzt Be- 
weise dafür vor, daß Bush das 
gleiche mit Teng Hsiao-p’ing in 
Rotchina und mit Michael Gor- 
batschow in der Sowjetunion be- 
treibt. 


Wir alle haben Berichte darüber 
gehört, daß unsere Auslandsbot- 
schafter von Kontakten mit dem 
Präsidenten ausgeschlossen wer- 
den. Als Sie Botschafter in Ru- 
mänien waren, konnten Sie da si- 
cher sein, daß Ihre Mitteilungen 
bis zum Präsidenten durchdran- 
gen? 


Funderburk: Anfangs war ich mir 
dessen nicht so sicher, da wir über 
Kabel berichteten, aber dann 
sagte ich: »Ich werde es dem Prä- 
sidenten aus erster Hand vortra- 
gen.« 


US-Präsident Jimmy Carter besuchte während seiner Amtszeit 
Ceausescu (ganz links), der das liebste Kind des Banken-Esta- 
blishments war. 


Funderburk: Ich schrieb es, weil 
ich natürlich sehr enttäuscht 
wurde, als ich amerikanischer 
Botschafter in Rumänien war. 
Unsere Regierung trieb eine Poli- 
tik der Zusammenarbeit mit dem 
kommunistischen Diktator Ru- 
mäniens, Nicolae Ceausescu. 
Ebenso mit vielen anderen kom- 
munistischen Herrschern. 


Ich habe in Osteuropa bei Fami- 
lien gewohnt, die wegen ihrer po- 
litischen und religiösen Überzeu- 
gungen durch Schläge zur Unter- 
werfung gezwungen wurden; und 
ich glaubte nicht, daß es mit 
Amerikas Prinzipien oder Idea- 
len in Einklang zu bringen ist, 


Ich setzte mich also hin und 
sprach mit Ronald Reagan und 
mit Bush. 

Bush kam tatsächlich nach Ru- 
mänien und ich weihte ihn über 
die Schrecken Ceausescus und 
der Handvoll von Männern, die 
von Ceausescus Herrschaft profi- 
tierten, ein. Dies hatte jedoch 
keinerlei Einfluß auf die Politik. 


Die Hauptakteure 
bleiben die gleichen 


Was Sie suggerieren trifft sehr 
wohl zu. Ich glaubte, ich sei dort 
als ein von Reagan Ernannter, 
um das auszuführen, wovon 
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Reagan unter dem Aspekt der 
Reagan-Doktrin und der 
Reagan-Revolution immer re- 
dete. 


Offensichtlich sagten seine zum 
Außenminister Ernannten, ob 
Alexander Haig oder George 
Shultz, das eine und setzten eine 
Politik in die Tat um, die etwas 
ganz anderes war. Mit anderen 
Worten, die gleiche Politik, wie 
sie zuvor bereits betrieben 
wurde. 

Die Politik hatte sich nicht geän- 
dert, ungeachtet dessen, daß 
Reagan nun Präsident war. 

Die Hauptfiguren in der außen- 
politischen Arena haben sich 
nicht wirklich geändert. Die 
Hauptarchitekten der Außenpo- 
litik Bush sind im wesentlichen 
die ‚gleichen wie unter Nixon, 
Ford, Carter und Reagan. 


Über die Jahre hinweg haben wir 
oft gehört, daß die Vereinigten 
Staaten sogenannte rechtslastige, 
totalitäre Diktaturen, die die 
Menschenrechte verletzen, unter- 
stützen. Sie sagen jedoch, die Ver- 
einigten Staaten seien gleicher- 
maßen schuldig, totalitäre Re- 
gime des linken Flügels, die eben- 
falls die Menschenrechte verlet- 
zen, zu unterstützen. 


Funderburk: Stimmt genau. 
Jimmy Carter war ebenso oft mit 
Ceausescu im Bett wie andere Po- 
litiker aus den Vereinigten Staa- 
ten. 


Dies ging so weit, daß die rumäni- 
sche Securitate (Geheimpolizei) 
ihre Agenten in Carters Baptist 
Church in Atlanta eingeschleust 
hatte, um sicher zu gehen, daß 
der Pastor nichts Negatives über 
den Kommunismus sagte. 


Ich würde auch zum Beispiel sa- 
gen, daß Leute wie Brent Scow- 
croft, Lawrence Eagleburger, 
Robert Strauss - alle diese Cha- 
raktere, ob sie nun von einem De- 
mokraten oder einem Republika- 
ner ernannt wurden, finanzielle 
Interessen in kommunistischen 
Ländern unterhielten. 


Könnten Sie die Ideologie des 
amerikanischen Außenministe- 
riums, wenn es überhaupt eine 
solche gibt, erklären? 


Funderburk: Wie ich beobachtet 
habe, teilt zumindest das, was die 
Mehrheit im US-Außenministe- 
rium zu sein scheint — zumindest 
die Leute, mit denen ich zusam- 
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mengetroffen bin -, nicht die An- 
sichten der breiten Mehrheit des 
amerikanischen Volkes. 

Die Beamten des Außenministe- 
riums scheinen mehr an den Staa- 
ten als Kunden interessiert zu 
sein, mit dem sie es gerade zu tun 
hatten, auch wenn es ein kommu- 
nistischer Staat war, als daran, 
sich um die Interessen Amerikas 
zu kümmern. 


Außenpolitik im 
Interesse der Banker 


Sehr selten traf ich jemanden im 
Außenministerium an, der ehr- 
lich darum besorgt war, unsere 
Interessen, oder die Interessen 
des Volkes, das unter dem kom- 
munistischen System litt, voran- 
zustellen. Die Funktionäre des 
Außenministeriums könnte man 
als Leute bezeichnen, die nicht 
den Glauben an Gott, an einge- 
schränkte Regierung, an die 
Rechte des Einzelnen, an das 
Recht auf Privateigentum - alle 
diese Dinge - teilen. 


Was geht in einer ausländischen 
Botschaft vor sich? Beginnt die 
Bürokratie der Botschaft damit, 
Ihnen Papiere vorzulegen und zu 
sagen: »Unterzeichnen Sie hier?« 


Funderburk: Ich fand heraus, 
daß die Leute vom Außenmini- 
sterium dachten: »Nun, wir kön- 
nen jemanden wie David Funder- 
burk auf diesen Posten setzen, 
und dann Politik um ihn herum 
betreiben und ihn umgehen«. 


Später fand ich heraus, daß, was 
wir auch immer aus der Botschaft 
versandten, am amerikanischen 
Außenministerium eine rote 
Flagge hochgehen ließ, und sie 
sagten: »Dies ist von Funderburk 
befleckt worden. Er ist Inhaber 
eines politischen Amtes, und 
schließlich ist er ein von Reagan 
Ernannter. Nun, Reagan ist ge- 
kommen und er wird auch wieder 
gehen, und wir werden immer 
noch hier sein.« 


Die Bürokraten sind ordiniert 
worden, um Außenpolitik zu be- 
treiben, und das planen sie auch 
zutun. 


Sie pflegten Leute wie Lawrence 
Eagleburger oder die wohlhaben- 
den Banker aus New York mit di- 
rekten Botschaften zu Ceausescu 
zu schicken und Politik unter 
Umgehung der normalen Kanäle 
zu betreiben. 


Als ich unter Protest von meinem 
Posten zurücktrat, da schickten 
sie Senator Robert Dole und eine 
Delegation herüber, um Ceau- 
sescu zu versichern, daß er sich 
keine Sorgen über irgendwelche 
Kritik, die ich an seinem Regime 
geübt hatte, zu machen brauche. 


Können Sie uns etwas über die 
Veränderungen sagen, die derzeit 
in Rumänien vor sich gehen? 


Funderburk: Ich würde sagen, 
daß wir im Dezember 1989 keine 
wirkliche Revolution in Rumä- 
nien hatten, aber stattdessen war 
es wahrscheinlich ein inszenier- 
ter Staatsstreich, der von GRU 
und KGB der Sowjetunion durch- 
geführt wurde. 


Was nach Ceausescu im Amt war, 
war Ion Iliescu, ein Schützling 
von Michael Gorbatschow. Er 
hat drei Jahre in Moskau zuge- 
bracht und mit Gorbatschow zu- 
sammen studiert. Iliescu war 
auch ein vertrauter Kollege von 
Ceausescu selbst. 


Als ich Botschafter war, hatte ich 
Informationen über Iliescu, aus 
denen hervorging, daß er ein or- 
thodoxer Kommunist ist. Hier 
hatten wir also einen Kommuni- 
sten A la Ceausescu, der nach Ce- 
ausescu ins Amt geschleußt 
wurde. Es war, als wollte Gorbat- 
schow seine Glasnost-Reform- 
phase haben, und um diese zu 
schützen, ließ er eine Botschaft 
an die alten kommunistischen 


Nicolae Ceausescu (links) konnte von Jimmy Carter volles Ver- 
ständnis für seine grausame Diktatur in Rumänien erwarten. 


Herren ergehen, dahingehend, 
daß er neue kommunistische Ge- 
sichter einsetzen werde. Und nun 
hat Gorbatschow heute seinen 
Verbündeten Iliescu in Rumä- 
nien an der Macht. 


Gorbatschow wollte 
nur neue Gesichter 


Sie können den Namen der Kom- 
munistischen Partei ändern, aber 
die Charaktere haben sich nicht 
geändert. 


Hat Ceausescu die Botschaft 
nicht verstanden? 


Funderburk: Ceausescu war 
wahrscheinlich geisteskrank und 
hat die Botschaft nicht verstan- 
den, während die meisten ande- 
ren osteuropäischen kommunisti- 
schen Führer die Botschaft sehr. 
wohl verstanden haben. 


Wußten Sie von Ceausescus Ver- 
irrungen zu der Zeit, als Sie dort 
als Botschafter dienten? 


Funderburk: Oh, absolut. Die 
Rumänen wußten dies schon seit 
rund 25 Jahren. Ich selbst hatte 
die ganzen siebziger Jahre hin- 
durch als Professor und Beamter 
der US-Information Agency (In- 
formationsministerium) in Ru- 
mänien gelebt. 


Bush mußte ‘das wissen. Er 
wurde darüber belehrt. Es ging 
aus Informationen des amerika- 
nischen Geheimdienstes hervor. 


Ungeachtet dessen zogen es 
Bush und das US-Außenministe- 
rium vor, mit diesem kommuni- 
stischen Diktator ins Bett zu ge- 
hen. 


Was zum Beispiel das kommuni- 
stische China anbelangt, so ver- 
stößt die von Eagleburger und 
Scoweroft betriebene Politik der 
Bush-Regierung gegen das Ge- 
setz. Der Status der Meistbegün- 
stigten Nation im Handel ist nicht 
dafür vorgesehen, an ein Land 
vergeben zu werden, das Skla- 
venarbeiter beschäftigt. 


Würden Sie sagen, daß Bush den 
Zusammenbruch der Sowjet- 
union eigentlich nicht will? 


Funderburk: Bush hat es am lieb- 
sten mit Gorbatschow zu tun. Er 
kennt ihn. Auch die Freunde um 
Bush herum ziehen die Monopol- 
vereinbarungen vor, mit denen 


1992 [ODE 93 


= Weißes Haus 
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Demokratie 


und fördert 
Diktaturen 


sie Geld scheffeln können, wenn 
sie mit der Sowjetunion verhan- 
deln. 


Der Drahtzieher heißt 
Henry Kissinger 


Auf genau die gleiche Weise ver- 
fahren rund 450 amerikanische 
Großbanken und Firmen mit 
dem kommunistischen China. 
Dazu gehört auch der Bruder des 
Präsidenten, Prescott Bush, der 
Gelder in Rotchina investiert 
hat. 


Sie scheinen aus diesen Bezie- 
hungen Nutzen zu ziehen, ob- 
wohl weder das chinesische noch 
das amerikanische Volk etwas da- 
von haben. Ebenso hat Robert 
Strauss, der neue Botschafter für 
die Sowjetunion, Gelder im Kon- 
zern Martin-Marietta angelegt, 
der bei Geschäften mit den So- 
wjets sehr viel Geld verdient. 


Zwischen 1985 und 1989, unge- 
fähr, waren Eagleburger und 
Scoweroft, die beiden Hauptar- 
chitekten der Außenpolitik von 
Bush, Vorstandsvorsitzender be- 
ziehungsweise stellvertretender 
 Vorstandsvorsitzender von 

Henry Kissinger Associates, ei- 
ner Beratungsfirma, die Ge- 
schäfte zwischen amerikanischen 
Gesellschaften und kommunisti- 
schen Ländern vermittelt. 
Eagleburger saß im Vorstand ei- 
ner kommunistischen Bank in Ju- 
goslawien und im Vorstand von 
Yugo-America, einer Automobil- 
firma. Selbst die »New York Ti- 
mes« stellte die Frage, ob bei 
Strauss nicht ein Interessenkon- 
flikt vorliege. Nach Ansicht von 
Bush offensichtlich nicht. 


Was genau treibt Henry Kissin- 
gers Beratungsfirma? 


Funderburk: Sie hilft Banken 
und Firmen hierzulande, Ge- 
schäfte mit fremden Ländern, 
einschließlich kommunistischen 
Ländern wie Rotchina, in die 
Wege zu leiten. Sie macht sich da- 
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US-Senator Edward M. (Teddy) Kennedy während einer Senats- 
Anhörung über die Einsetzung David Funderburks als US-Bot- 
schafter in Rumänien. 


so 


US-Senator Robert Dole (links) und US-Präsident Ronald Reagan 
wußten über Ceausescus Grausamkeiten Bescheid. 


bei ihre Verbindungen und viel- 
leicht ihre Inside-Informationen 
zunutze. 


Eagleburger und Scowcroft flo- 
gen direkt nach dem Massaker 
am Platz des Himmlischen Frie- 
dens nach China. Kissinger selbst 
wurde davon fernmündlich unter- 
richtet, aber sonst wußte nie- 
mand davon - nicht einmal Mit- 
glieder des Kongresses. 


Funderburk: Richtig. Eaglebur- 
ger verdiente bei Kissinger Asso- 
ciates rund eine Million Dollar 
pro Jahr und Scowcroft rund 
500000 Dollar. 


Was wird in Osteuropa in bezug 
auf die amerikanische Position 
geschehen? 


Funderburk: Es ist eine traurige 
Tatsache, daß diese winzig kleine 
Elite von Insidern innerhalb des 
Establishments in den Vereinig- 
ten Staaten scheinbar stets die In- 
teressen der kommunistischen 
Zentralregierungen vor die Inter- 
essen der Menschen stellen, die 
nach Freiheit streben. Das: ist 
eine große Tragödie. 


Die Phrase von der 
Neuen Weltordnung 


Das chinesische Volk, das rumän- 
siche Volk und das sowjetische 
Volk werden ihre Finger erheben 
und sagen: »Wo wart Ihr als wir 
um die Freiheit kämpften? Eure 
Regierung lag mit dem Diktator, 
der unser Volk unterdrückte, im 
Bett.« 


Wann entdeckten Sie, daß Sie zu 
der »außenstehenden« Gruppe 
gehörten? 


Funderburk: Ich glaube, das 
habe ich schon sehr früh erkannt. 
Zum Beispiel, als mein Name als 
möglicher Botschafter genannt 
wurde, beschafften sich die Sena- 
toren Edward M. Kennedy, Jo- 
seph Biden, Paul Sarbanas und 
Paul Tsongas ein früheres Buch 
von mir, lasen es Wort für Wort 
vor dem Senate Foreign Rela- 
tions Committee und fragten: 
»Wie konnten Sie so furchtbare 
Dinge sagen?« 


Daher glaube ich, daß sie von An- 
fang an Bescheid wußten. Als ich 
dann feststellte, daß niemand in 
Washington auf irgendetwas 
hörte, was ich zu sagen hatte, 
wurde mir alles ziemlich klar. 


Brent Scowcroft, Vorstands- 
vorsitzender von Kissingers 
Beraterfirma, vermittelte Ge- 
schäfte mit den Kommunisten. 


Was waren denn das für furcht- 
bare Dinge, die Sie gesagt hat- 
ten? 


Funderburk: Ich hatte zu den be- 
deutsamen Medien in den Verei- 
nigten Staaten kritisch Stellung 
genommen, und ich kritisierte 
Universitätsprofessoren, die 
nicht über die Massenmorde der 
kommunistischen Regime spra- 
che. 


In Ihrem Buch bringen Sie große 
Besorgnis über die kommende 
»Neue Weltordnung« und die 
Zentralisierung der Verfügungs- 
gewalt in den Vereinten Nationen 
zum Ausdruck. Entwickelt sich 
das wirklich so? 


Funderburk: Es scheint gewiß so 
zu sein. Bush fühlt sich frei, die 
Phrase »Neue Weltordnung« in 
den Mund zu nehmen und vor 
den Vereinten Nationen zu spre- 
chen und zu sagen, daß die USA 
die Vereinten Nationen als Vehi- 
kel benutzen wollen, um die neue 
Weltregierung zustandezubrin- 


gen. Dies ist die nette UNO, in 
der die meisten Mitglieder Athei- 


Bei Lawrence Eagleburger la- 
gen ebenfalls Interessenkon- 
flikte vor; er saß im Vorstand ei- 
ner kommunistischen Bank in 
Jugoslawien. 


sten, Sozialisten und Feinde 
Amerikas sind. Bush sagte, wir 
wollen mit den Mitgliedstaaten 
zu Bett gehen und die Werte und 
Normen mit ihnen teilen. oO 


Freundschaft bestand auch zu General Omar Torrijos (links, mit 
US-Präsident Jimmy Carter), dem Diktator von Panama. 
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Das dere deuische Nachrichienmagazin 


Rotchina 
Washin 


fordert 
Sklavenarbeit 


Mike Blair 


ston 


Der Einsatz von Strafgefangenen als Sklavenarbeiter, der bei der 
Herstellung rotchinesischer Waren in der Größenordnung von 16 
Milliarden Dollar, die in die Vereinigten Staaten ausgeführt werden, 
eine bedeutende Rolle spielt, wird 400000 Amerikanern ihre Ar- 
beitsplätze kosten, wie ein Unterausschuß für auswärtige Angele- 
genheiten des US-Repräsentantenhauses ermittelte. 


Nach Aussage. des Vorsitzenden 
des Unterausschusses, des Abge- 
ordneten Sam Gejdenson, wird 
das amerikanische Handelsbi- 
lanzdefizit gegenüber Rotchina 
in Höhe von 12 Milliarden Dollar 
im laufenden Jahr an sich schon 
250000 amerikanischen Arbei- 
tern ihren Arbeitsplatz kosten. 


Einfuhr von 
Häftlingsware verboten 


Es sei darauf hingewiesen, daß 
Chapter 19, Section 1307 des US- 
Code (Gesetzbuch) mit der Über- 
schrift »Convict Made Goods; 
Importation Prohibited« (»Von 
Häftlingen hergestellte Waren; 
Einfuhr verboten«) folgenden 
Wortlaut hat: 


»Alle Güter, Waren, Artikel und 
Handelsgüter, die ganz oder teil- 
weise im Ausland von Strafgefan- 
genen und/oder Zwangsarbei- 
tern und/oder Leiharbeitern un- 
ter Strafsanktionen produziert 
oder hergestellt werden, dürfen 
in keinen Hafen der Vereinigten 
Staaten eingebracht werden und 
ihre Einfuhr ist hierdurch verbo- 
ten.« 


Nichtsdestoweniger haben in den 
letzten Jahren die amerikani- 
schen Regierungen der Präsiden- 
ten Ronald Reagan und George 
Bush den Rotchinesen den Han- 
delsstatus des Meistbegünstigt- 
sten Landes (Most Favored Na- 
tion = MFN) zuerkannt und ih- 
nen niedrige Zölle und sonstige 
Handelsvorteile eingeräumt. Un- 
geachtet dessen, daß sowohl der 
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kam jedoch im US-Senat niemals 
zur Abstimmung. 


Auf jeden Fall wurde beträchtli- 
cher Druck auf die Regierung 
ausgeübt, den unfairen Handels- 
praktiken der Rotchinesen, die 
den Vereinigten Staaten Jahr für 
Jahr gewaltige Handelsbilanzde- 
fizite eingebracht hatten, Einhalt 
zu gebieten. 


US-Senator Max Baucus führte 
eine Gruppe mehrerer Senatoren 
aus vorwiegend landwirtschaftli- 
chen Staaten an, die dem US-Prä- 
sidenten damit drohten, ihre Un- 
terstützung für den MFN-Status 
für Rotchina zurückzuziehen, 
falls Peking keine Schritte unter- 
nehme, den Zugang zu amerika- 
nischen landwirtschaftlichen Pro- 
dukten für Rotchina zu verbes- 


sern. 


US-Präsident George Bush kennt keine Skrupel, wenn es 
um Profit geht, unterstützt man auch Sklavenarbeit. 


US-Senat als auch das Repräsen- 
tantenhaus Gesetze verabschie- 
det haben, die die Zuerkennung 
des MFN-Status an die Rotchine- 
sen für ein weiteres Jahr untersa- 
gen, hat keines der beiden Häu- 
ser Schritte unternommen, um 
den Unterschied zwischen den 
beiden Gesetzen zu erläutern. 
Der Status des Meistbegünstig- 
ten Landes wird Rotchina daher 


* zu Unrecht zuerkannt. 


Das amerikanische Repräsentan- 
tenhaus hat nämlich mit knapper 
Mehrheit dafür gestimmt, diesen 
Handelsstatus ganz und gar zu 
annulieren. Dieser. Beschluß 


Dies zwang die Regierung dazu, 
eine Untersuchung anzuordnen, 
die vier Wege, auf denen die Rot- 
chinesen amerikanische Einfuh- 
ren auf ungerechte Weise ein- 
schränken, unter die Lupe neh- 
men soll: Erstens, Rotchinesi- 
sche Einfuhrquoten und direktes 
Handelsembargo auf einige Pro- 
dukte; zweitens, komplizierte Er- 
fordernisse zur Erlangung der 
Einfuhrlizenz; drittens, höchst 
spezifische technische Normen, 
die sich nur mit im Inland produ- 
zierten chinesischen Gütern mes- 
sen können; und viertens, die 
Weigerung, einschlägige Bestim- 
mungen zu veröffentlichen, die 


es amerikanischen Geschäftsleu- 

ten ermöglichen würden, bei der 

Ausfuhr von Waren nach Rot- 
china rechtliche Probleme zu ver- 

meiden. 


Die Sklavenarbeit 
wird ignoriert 


Die regierungsseitig durchge- 
führte Untersuchung trug dem 
Einsatz von Sklavenarbeitern 
durch die Rotchinesen zur Pro- 
duktion eines Großteils der nach 
Amerika exportierten Waren kei- 
nerlei Rechnung. Ende Septem- 
ber 1991 hörte der Gejdenson- 
Unterausschuß die Zeugenaussa- 
gen verschiedener Experten an, 
die sich intensiv mit Pekings ein- 
satz von Sklavenarbeitern befaßt 
hatten. 

Das wohl dramatischste Zeugnis 
wurde von Harry Wu, einem 
Gastgelehrten am Hoover Insti- 
tute an der Stanford University in 
Kalifornien, abgelegt. 


Wu, der 19 Jahre in rotchinesi- 
schen Sklavenarbeiterlagern zu- 
bringen mußte, bevor er 1985 
nach Amerika floh, kehrte im ver- 
gangenen Sommer nach Rot- 
china zurück, um Pekings Aus- 
beutung von Sklavenarbeitern 
zur Herstellung von Handelsgü- 
tern zum Export in die USA do- 
kumentarisch zu erfassen. 


»1985 gelang es mir endlich, mich 
aus dem Käfig herauszuschlagen 
und nach Amerika zu entkom- 
men«, sagte Wu vor dem Unter- 
ausschuß unter Gefühlsausbrü- 
chen aus. »Ich bin ein Überleben- 
der, und ich trage die Verantwor- 
tung gegenüber denjenigen, die 
noch in den Lagern schmachten. 
Ich war einer der 550000 »konter- 
revolutionären Schriftsteller< in 
den Lagern, und sie (die Rotchi- 
nesen) behaupten, sie hätten 
keine politischen Gefangenen. 
Wenn ich nicht gehe, wer sonst 
wird es tun?« 


Sich als chinesisch-amerikani- 
scher Geschäftsmann ausge- 
bend, besichtigte Wu rund 20 rot- 
chinesische Industrieanlagen, die 
Güter zum Export in die Verei- 
nigten Staaten herstellen. Er 
legte sich die Uniform eines rot- 
chinesischen Häftlingswärters 
zu, um ein Gebiet besuchen zu 
können, das sonst allen Besu- 
chern verschlossen ist. Die einzi- 
gen Einwohner dort sind Skla- 
venarbeiter und Gefängnisbe- 
amte und deren Familien. 


Wu sagte vor dem Unterausschuß 
aus, rund 14 Millionen Sklavenar- 
beiter würden derzeit von den 
Rotchinesen eingesetzt. Er selbst 
habe rund 1000 Sklavenarbeitsla- 
ger ausfindig gemacht, und sei- 
ner Schätzung nach gebe es auf 
dem gesamten rotchinesischen 
Festland etwa 3000 solcher .La- 


‚ger. 


Etiketten über die 


Herkunft bedeuten nichts 


Weiteres Beweismaterial wurde 
von Mike Jendrezejczyk, Was- 
hingtoner Leiter der Menschen- 
rechtsgruppe Asia Watch, vorge- 
legt, der aussagte, daß ungeach- 
tet aller Versicherungen aus Pe- 
king Waren, die in Rotchina her- 
gestellt werden, in die Vereinig- 
ten Staaten fließen. Etiketten be- 
züglich der Herkunft der Waren 
hätten keinerlei Bedeutung, 
sagte er und wies darauf hin, daß 
einige dieser Waren als in Hong- 
kong oder sogar in Panama pro- 
duziert ausgewiesen werden. 


Der Sprecher von Asia Watch 
sagte, es gebe in einer einzigen 
Provinz Rotchinas 130 Sklavenar- 
beitslager. 


Die Baumwollfabrik »New Life« 
stelle mit Sklavenarbeit Waren im 
Werte von 28 Millionen Dollar 
für den Export her. 


Er fügte hinzu, daß im Falle des 
Verdachts, daß rotchinesische 
Waren, die von einer amerikani- 
schen Firma eingeführt werden, 
unter Einsatz von Sklavenarbei- 
tern hergestellt werden, es dem 
amerikanischen Importeur oblie- 
gen sollte, das Gegenteil zu be- 
weisen. 


»Es kann unmißverständlich ge- 
sagt werden, daß das umfangrei- 
che rotchinesische Sklavenarbei- 
tersystem amerikanische Arbeits- 
plätze in der Schuh-, Spielzeug-, 
Bekleidungs-, Textil-, Handwerk- 
zeug- und Elektronikindustrie 
(in den Vereinigten Staaten auf 
einem Tiefstand angelangt) ver- 
nichtet hat«, sagte Jeffrey Fiedler 
vom Food and Allied Trade De- 
partment der AFL-CIO (Abtei- 
lung für Nahrungsmittel und Ver- 
wandte Handelsgüter der Ameri- 
can Federation of Labor and 
Congress of Industrial Organiza- 
tions) vor dem Unterausschuß 
aus. 

»Amerikanische Arbeiter kön- 
nen mit Sklavenarbeitern aus 


Rotchina nicht konkurrieren«, 
sagte Fiedler. »Leider hat die Re- 
gierung nichts unternommen, um 
die Einfuhr von Waren, die von 
Häftlingen produziert werden, zu 
unterbinden, ungeachtet dessen, 
daß sie über umfangreiches Wis- 
sen über die systematische Natur 
dieses Handels verfügt. Es ist uns 
klar, daß die derzeitige Initiative 
der Regierung hinsichtlich des 
Einsatzes von Häftlingen auf 
Drohungen auf Kongreßebene, 
den MFN-Status zu beenden, be- 
ruht.« 


Chinesische Sklaven- 
arbeit ist konkurrenzlos 


Seit den Anhörungen des Unter- 
ausschusses hat der US-Customs 
Service (Zollbehörde) Lieferun- 
gen von Schraubenschlüsseln 
und Stahlrohren aus Rotchina be- 
schlagnahmt. 


Fiedler sagte vor dem Unteraus- 
schuß, es sei festgestellt worden, 
daß die amerikanische Regie- 
rung nur drei oder vier Zollbe- 
amte in Hongkong beschäftigt, 
die sich mit Ausfuhren nach Ame- 
rika nicht nur aus Rotchina, son- 
dern auch aus Hongkong, Paki- 
stan, Macao und den Philippi- 
nen, befassen müssen. 


Amerikanischen Geschäftsleu-. 


ten sei sehr wohl bekannt, daß 
Sklavenarbeiter eingesetzt wer- 
den, um die Waren, die sie von 
den Rotchinesen kaufen, zu pro- 
duzieren, und hätten bei Besu- 
chen auf dem chinesischen Fest- 
land sogar Sklavenarbeiter bei 
der Arbeit an diesen Waren beob- 
achtet. 


Fiedler sagte: »Beide Regierun- 
gen wollen jedermann einreden, 
das Problem Sklavenarbeiter sei 
längst gelöst worden.« 


Wu sagte, ihm sei bei einem Be- 
such beim Labor Reform Detach- 
ment Nr. 2 (Abteilung zur Re- 
form des Beschäftigungswesens) 
in Shanghai eine Auszeichnung 
gezeigt worden, die dieser Abtei- 
lung von der Pekinger Regierung 
für ihren Anteil bei der Bewälti- 
gung des Aufstands am Platz des 
Himmlischen Friedens verliehen 
worden sei. Die Abteilung, sagte 
er, ist dafür verantwortlich, ein 
bis zwei Millionen Handwerk- 
zeuge pro Jahr für den Export 
herzustellen. oO 


De 
Islam 
wird uns 
iressen! 


Wie Frankreich afrikanisiert wird 


Das aufrüttelnde Buch ist soeben in dritter 


Auflage erschienen 
(1. Auflage Februar 1990) 


Nach Frankreich wurden Millionen von Afrika- 
nern eingeschleust. Mit dem am 3. Juni 1991. 
ratifizierten »Abkommen von Schengen« 
(Beseitigung jeglicher Personenkontrolle an 
der deutsch-französischen Grenze) werden 
diese Menschenmassen ungehindert nach 


Deutschland einsickern. 
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- Haiti 


US-Soldaten 


stehen zum 
Einsatz bereit 


Mike Blair 


Liberale Elemente im amerikanischen Kongreß und verschiedene 
selbsternannte Menschenrechtsgruppen drängen auf ein militäri- 
sches Eingreifen der USA in dem kleinen Staat Haiti in der Karibik, 
wo derzeit blutiger Bürgerkrieg herrscht. 


CODE erfuhr aus einer Vielfalt 
von Quellen, daß das US-Vertei- 
digungsministerium Eventual- 
pläne für eine derartige Interven- 
“tion in der Schublade hät, angeb- 
lich um die Demokratie in Haiti 
wiederherzustellen, und um die 
dortigen Interessen Amerikas zu 
schützen. 


- Die Methoden 
des ANC 


Das Verteidigungsministerium 


hat bereits 500 Marines zum Ma- 


rinestützpunkt Guantanamo Bay 
an der südöstlichen Spitze von 
Kuba entsandt, vermutlich um 
gegebenenfalls eine Evakuierung 
der schätzungsweise 15000 Ame- 
rikaner in Haiti zu unterstützen. 
Bislang liegen noch keine Be- 
weise dafür vor, daß amerikani- 
sche Bürger besonders gefährdet 
sind. 


Die USA greifen jedoch von Zeit 
zu Zeit ein, um das Blutvergie- 
ßen in dem barbarischen Land 
der Schwarzen zu beenden. 


Bei den stumpfsinnigen Forde- 
rungen nach einem militärischen 
Eingreifen der USA geht die 
Frage, welche Art von Regime 
amerikanische Soldaten wieder- 
herstellen sollen, völlig unter. 


CODE erfuhr, daß der Staats- 
streich durch das »necklacing« 
(Umhängen eines brennenden 


Reifens um den Hals) eines sehr 


populären Soldaten durch An- 
hänger des gestürzten Präsiden- 
ten von Haiti, Jean-Bertrand Arıi- 
stide, ausgelöst worden sein 
könnte. 
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Das sogenannte »necklacing« ist 
eine Greueltat, die besser dafür 
bekannt ist, daß sie in Südafrika 
verübt wird, wo diese Praxis von 
den marxistischen Anhängern 
des African National Congress 
(ANC) und der überführten Mör- 
derin Winnie Mandela, Frau des 
ANC-Präsidenten Nelson Man- 
dela, gefördert wird. Die Arme 
des unglücklichen Opfers werden 
entweder abgeschnitten oder an 
den Körper gefesselt und ein mit 
Benzin gefüllter Autoreifen wird 
dem Opfer um den Hals gehängt 
und angezündet. 


Während eines Besuchs in New 
York im September 1991 sagte 
Arıstide vor jubelnden Anhän- 
gern in der Cathedral of St. John 
the Divine: »Wir wurden gewählt 
und müssen uns daher an die 
Spielregeln halten. Aber wenn 
wir die Macht durch eine Revolu- 
tion übernommen hätten, dann 


hätten wir das Recht bereits ver- 


staatlicit und wären losmar- 
schiert ... Wir müssen langsamer 
vorgehen, aber wir werden trotz- 
dem zum Ziel gelangen.« 


Am 27. September 1991 drückte 
sich Aristide auf den Stufen vor 
dem Nationalpalast Haitis . in 
Port-au-Prince genauer aus. 


Die ruchlose Praxis 
des Präsidenten 


Seine ‚Worte an seine Gegner 
richtend, sagte er: »Das Geld, 
das Sie besitzen, gehört Ihnen ei- 
gentlich nicht. Sie haben es durch 
Diebstahl unter einem üblen Re- 
gime und System an sich geris- 
sen.« 


Sich dann an seine Anhänger 
wendend, sagte Aristide: »Wenn 
immer Ihr hungrig seid, richtet 
Eure Augen auf jene, die nicht 
hungern. Wenn immer ihr keine 
Arbeit habt, richtet Eure Augen 
auf jene, die Menschen an die Ar- 
beit bringen können. Fragt sie 
»Warum nicht?« Wenn wir einen 
Beamten mit klebrigen Händen 
erwischen ... unterlaßt es nicht, 
ihm das zu geben, was er ver- 
dient.« 


Dann, unter Bezugnahme auf 
das »Halsband«, sagte er zu sei- 
nen Anhängern: »Welch ein schö- 
nes Werkzeug. Welch eine schöne 
Vorrichtung. Sie riecht gut, und 
überall wo Ihr hingeht, wollt Ihr 
diesen Geruch einatmen.« 


In Haiti wird die ruchlose Praxis 
als »P£re Lebrun« bezeichnet, 
was »Old Man Brown« bedeutet, 
eine Bezugnahme auf Fernseh- 
Werbespots für eine Autoreifen- 
firma namens Lebrun. 


Zwei Tage nach dieser Rede und 
nach dem »necklacing« des popu- 
lären Soldaten, trat die haitische 
Armee in Aktion und jagte Ari- 
stide zum Teufel. 

Seitdem ruft die Organization of 
American States (OAS) ihre Mit- 
gliederstaaten dazu auf, haitische 
Vermögenswerte einzufrieren 
und dem Staat in der Karibik ein 
Handelsembargo aufzuerlegen. 


Derzeit erwartet Bush einen Auf- 
ruf der OAS zu einer Militärak- 
tion in Haiti, die nach Schätzun- 
gen von Militärexperten den Ein- 
satz von 10000 Soldaten erfor- 
dern wird. Er begrüßte Arıstide 
im Weißen Haus und gab dem ge- 
stürzten haitischen Führer mora- 
lische Unterstützung. 


Es ist damit zu rechnen, daß bei 
einer eventuellen Invasion, wie 
bei dem Eimarsch in Grenada im 
Jahre 1983, ein Großteil der Sol- 
daten von den Vereinigten Staa- 
ten gestellt würden. 


Eine nach Haiti entsandte OAS- 
‚Delegation, die die Rückkehr 
Aristides nach Haiti in die Wege 
leiten sollte, wurde von Haitis 
Stabschef, General Raoul Ce- 
dras, in die Wüste geschickt. Da- 
nach stürmte das Militär das Par- 
lament des Landes und zwang die 
Gesetzgeber dazu, einen Nach- 
folger für Aristide zu ernennen. 
Man wählte Joseph Nerette, 
Richter am Obersten Gericht 


Haitis. 


Mit einer Bevölkerung von 
6409000 ist Haiti das ärmste 
Land in der westlichen Hemis- 
phäre, mit einem Pro-Kopf-Brut- 
tosozialprodukt von nur 360 Dol- 
lar. Die Arbeitslosenquote be- 
läuft sich auf etwa 50 Prozent. 
Die Menschen haben eine Le- 
benserwartung von nur 55 Jah- 
ren, und es herrscht eine Kinder- 
sterblichkeitsquote von 92 auf 
1000 Lebendgeburten. 


Ärmstes Land der 
westlichen Hemisphäre 


Haiti, das Christoph Kolumbus 


‚1492 besuchte, war von 1677 bis 


1804 eine reiche französische Ko- 
lonie. Es erhielt dann nach einer 
Revolution ehemaliger Sklaven 
unter der Führung von Toussaint 
L’Ouverture seine Unabhängig- 
keit. Alle Weißen wurden von 
den Schwarzen getötet. 


Eine Periode politischer Gewalt- 
tätigkeiten führte zu einer ameri- 
kanischen Besetzung des Landes 
von 1915 bis 1934. 


Dr. Francois »Papa Doc« Duva- 
lier wurde 1957 zum Präsidenten 
und 1964, nachdem er sich zu ei- 
nem Diktator gewandelt hatte, 
zum Präsidenten auf Lebenszeit 
gewählt. Ihm folgte nach seinem 
Tode im Jahre 1971 sein Sohn, 
Jean-Claude »Baby Doc« Duva- 
lier. »Baby Doc« wurde nach 
schweren Bürgerunruhen 1986 _ 
gestürzt. 

Fünf verschiedene Regierungen 
herrschten nach Duvaliers Ent- 
fernung aus dem Amt und bis zur 
Ernennung Aristides zum Präsi- 
denten vor einem Jahr. DO 


Kuba 


US-Firmen 
helfen Castro 


Mike Blair 


Amerikanische Firmen umgehen das US-Handelsembargo gegen 
das kommunistische Kuba und füllen die Lücke in Kubas notwendi- 
gem Außenhandel, die durch den Zusammenbruch des Kommunis- 
mus in Osteuropa und in der Sowjetunion, bis vor kurzem die Haupt- 
handelspartner des Inselstaates, entstanden ist. 


CODE erfuhr, daß amerikani- 
sche Firmen 1990 ihre Auslandsfi- 
lialen und die Hintertür genutzt 
haben, um Waren im Werte von 
mehr als 500 Millionen Dollar an 
das kommunistische Regime Fi- 
del Castros zu verkaufen. 


Im Jahr 1990 stellten amerikani- 
sche Firmen beim US-Treasury- 
Department (Finanzministe- 
rium) den Antrag, im Namen ih- 
‘rer Tochterfirmen im Ausland 
Waren im Werte von 533 Millio- 
nen Dollar zu verkaufen, eine Er- 
höhung von 169 Millionen Dollar 
im Vergleich zu 1989, und Kubas 
Export an die Tochterfirmen er- 
reichte 172 Millionen Dollar, im 
Vergleich zu 162 Millionen Dol- 
lar im Vorjahr. Wenn die Zahlen 
für 1991 vorliegen, wird damit ge- 
rechnet, daß der illegale Handel 
durch die Hintertür steil nach 
oben geschossen sein wird. 


28 Jahre lang waren amerikani- 
sche Firmen durch ein Embargo 
daran gehindert, mit Kuba Han- 
del zu treiben. Ihre im Ausland 
eingetragenen Filialen sind je- 
doch nicht an diese Beschrän- 
kung gebunden. 


»Auslandsfilialen amerikani- 
scher Firmen unterliegen nicht 
dem Gesetz der Vereinigten Staa- 
ten«, erklärte Robert Levine, ein 
Sprecher für das Office of For- 
eign Assets Control (Aufsichtsbe- 
hörde für Vermögenswerte im 
Ausland) des amerikanischen Fi- 
nanzministeriums. »Sie unterlie- 
gen den Gesetzen anderer Län- 
der«. 


Rund 500 Millionen Dollar, der : 


von den Auslandsfilialen bean- 
tragten Gelder für Verkäufe an 
Kuba, waren für Getreide und an- 
dere Verbrauchsgüter bestimmt, 


Kubas Fidel Castro ist durch die Verringerung der Moskauer Wirt- 
schaftshilfe in arger Bedrängnis. 


verlautet aus dem Finanzministe- 
rium. Die übrigen 33 Millionen 
Dollar waren für Dauergüter, 
darunter solche Teile wie Zünd- 
kerzen, Automobil-Ersatzteile 
und Chemikalien bestimmt. 
Wegen des Rückzugs der Sowjet- 
union und ihrer ehemaligen Ost- 
block-Vasallenstaaten aus dem 
Handel mit. Kuba, leidet das 
Land in der Karibik unter der 
schlimmsten Wirtschaftskrise seit 
30 Jahren. Allein in der ersten 
Hälfte dieses Jahres fiel der so- 
wjetische Handel mit Kuba um 25 
Prozent. 


Kuba hing zu 85 Prozent seines 
Handels von der Sowjetunion 
und den ehemaligen Ostblock- 
staaten ab. Castro beklagte sich 
jedoch kürzlich darüber, daß die 
Lieferung von Stapelware, bei 
denen das Land auf die Sowjet- 
union angewiesen ist, darunter 
Reis, Seife, Dosenfleisch, Speck 
und Speiseöl, im laufenden Jahr 
gleich »Null« war. Was die Dinge 
noch verschlimmert, die sowjeti- 
schen Reformer sind dazu ent- 
schlossen, die Praxis der Subven- 
tionierung des Austausches von 
sowjetischem Öl gegen kubani- 
schen Zucker einzustellen, ein 
vernichtender Schlag für die ku- 
banische Wirtschaft. 


»Niemand weiß, welches Erdöl 
im kommenden Jahr erhältlich 
sein wird«, sagte Castro. 


Moskaus 
vernichtender Schlag 


Man sieht bereits Pferde und an- 
dere Zugtiere an der Arbeit auf 
kubanischen Feldern, während 
Traktoren sowjetischer Bauart 
wegen Mangel an Benzin nutzlos 
herumstehen. 


Et N > 


Praktisch alle Nahrungsmittel, 
darunter Brot, sind in Kuba jetzt 
rationiert. 


US-Senator Connie Mack hat ei- 
nen Gesetzentwurf eingebracht, 
um den Handel zwischen ameri- 
kanischen Auslandsfilialen und 
Kuba zu unterbinden. 


Als »Mack Amendment« be- 
kannt, wird dieses Anderungsge- 
setz von einigen Ländern, darun- 
ter Großbritannien und Kanada, 
scharf kritisiert. Sie führen Be- 
schwerde darüber, daß die Verei- 
nigten Staaten keinerlei Befugnis 
haben, Filialen, die vom Ausland 
aus operieren, zu beaufsichtigen. 


Nach einer Studie der John Hop- 
kins University stellten 1988 ins- 
gesamt 93 amerikanische Aus- 
landsfilialen Anträge auf Han- 
delslizenzen mit Kuba. 


Aus der Studie ging hervor, daß 
allein in der Schweiz ansässige 
amerikanische Auslandsfilialen 
an 75,5 Prozent der Einfuhren 
und Ausfuhren in Höhe von 705 
Millionen Dollar im Rahmen der 
Anträge auf Handelslizenzen mit 
Kuba beteiligt sind. Castro traf 
sich kürzlich, mit dem Hut in der 
Hand, mit den Staatspräsidenten 
von Mexiko, Kolumbien und Ve- 
nezuela auf einem Wirtschafts- 
gipfeltreffen in Cozumel, Me- 
xiko, wo er, wie berichtet wird, 
um Wirtschaftshilfe für die in 
Schwierigkeiten geratene Wirt- 
schaft seines marxistischen Staa- 
tes ersuchte. 


Die Präsidenten der drei lateina- 
merikanischen Staaten sagten 
Castro, daß sie nichts tun könn- 
ten, um zu helfen, auch kein Öl 
an Kuba liefern könnten, um die 
Lücke zu füllen, mit der durch die 
Kündigung der Zucker-für-Öl- 
Vereinbarung mit der Sowjet- 
union zu rechnen ist: 


»Wir sind nicht in der Lage, ir- 
gendjemandem zu helfen, genau 
deswegen, weil wir dabei sind, 
die Rettung der Wirtschaften un- 
serer eigenen Länder zu vollbrin- 
gen«, sagte Präsident Carlos An- 
drez Perez von Venezuela. 


Perez meinte, es gebe keine Mög- 
lichkeit, Kuba in das Abkommen 
von San Jose einzubeziehen, das 
lateinamerikanischen Ländern 
mexikanisches und venezuelani- 
sches Ol zu reduzierten Preisen 
anbietet. 

m) 
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Kuba 


Bush und 
Gorbatschow 
sind sich einig 


Mike Blair 


Die Regierung von US-Präsident George Bush könnte die Schlie- 
Bung des amerikanischen Marinestützpunktes an der Guantanamo 
Bay am südöstlichsten Zipfel Kubas in Erwägung ziehen, als Gegen- 
leistung dafür, daß sie die Sowjets dazu bringen wollen, eine gewal- 
tige elektronische Abhörstation in Lourdes bei Havanna zu beseiti- 


gen. 


CODE erfuhr, daß das amerika- 
nische Verteidigungsministe- 
rium, anstatt Guantanamo als 
Hauptzentrum der amerikani- 
schen Marinetätigkeit in Westin- 
dien beizubehalten, den Bau ei- 
nes neuen Stützpunktes auf einer 
kleinen Insel im Zentrum der öst- 
lichen Karibik in Betracht ziehen 
könnte. 


Soldaten statt 
Touristen 


Aus Quellen auf der Insel Domi- 
nica, rund 400 Meilen (640 km) 
östlich von Puerto Rico gelegen, 
verlautet, daß die Regierung des 
Kleinstaates, geführt von Mini- 
sterpräsident Mary Eugenia 
Charles, daran interessiert ist, en- 
gere Bindungen an die Vereinig- 
ten Staaten zu entwickeln, mit 
der Möglichkeit, dort Militär- 
stützpunkte zu bauen, was der 
heimischen Wirtschaft den drin- 
gend benötigten Auftrieb verlei- 
hen könnte. 

Die Wirtschaft Dominicas ist we- 
gen des fast völligen Fehlens von 
Industrie und ihrer Abhängigkeit 
von Bananen und von einem be- 
grenzten Tourismus als Haupt- 
quelle für Devisen ein hoffnungs- 
loser Fall. 


Dominica verfügt im Gegensatz 
zu anderen Inselstaaten in der 
Karibik nicht über ausgedehnte 
sandige Strände, die nun einmal 
erforderlich sind, um Touristen 
anzulocken. Sein Pro-Kopf-Ein- 
kommen ist so niedrig, daß es 
praktisch ein Staatsgeheimnis 
. der Charles-Regierung ist. 
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Die Verlegung eines großen ame- 
rikanischen Marinestützpunktes 
nach Dominica wäre ein unglaub- 
licher Auftrieb für dessen _Wirt- 
schaft und seine 80000 Einwoh- 
ner. Der Stützpunkt könnte tau- 
senden von Inselbewohnern Be- 
schäftigung bieten. 


Guantanamo Bay, die etwa 12 
Meilen lang und 5 Meilen breit 
ist, ist über einen engen Kanal im 
südlichsten Teil der Bucht zu- 
gänglich. Das Land auf beiden 
Seiten des Eingangskanals, plus 
mehr als9000 englischen Morgen 
angrenzenden Gewässer, ist der 
Standort des Marinestützpunk- 
tes, mit seinen Flugplätzen und 
umfangreichen Reparatur- und 
Ausbildungseinrichtungen. 


Zur Zeit ist der Stützpunkt veral- 
tet, und dort vor Anker liegende 


Premierministerin Eugenia Charles (links) ist ein ergebener Part- 
ner von US-Präsident George Bush. 


Dominica entwickelte unter der 
Regierung von US-Präsident Ro- 
nald Reagan, als Ministerpräsi- 
dent Charles die Länder in der 
Karibik zur Unterstützung des 
amerikanischen Einmarsches in 
Grenada und zum Sturz der dorti- 
gen marxistischen, kubafreundli- 
chen Regierung anführte, enge 
Beziehungen zu den Vereinigten 
Staaten. Seitdem ist Charles der 
Lieblings-Staatschef der ameri- 
kanischen Regierung in der östli- 
chen Karibik. 


Ein Freund der 
Vereinigten Staaten 


Der Inselstaat hat eine strate- 
gisch bedeutsame Lage zwischen 
Guadeloupe und Martinique, die 
beide als Übersee-Departments 
der französischen Regierung ei- 
nen hohen Lebensstandard ge- 
nießen. 


US-Kriegsschiffe könnten leicht 
durch Verminung und Blockie- 
rung des engen Eingangskanals, 
festgesetzt werden. 


Die Vereinigten Staaten bewahr- 
ten sich das Recht, den Stütz- 
punkt in der Guantanamo Bay zu 
unterhalten, durch ein 1903 mit 
Kuba unterzeichneten Abkom- 
men. 1934 wurde die Vereinba- 
rung durch einen Vertrag über- 
holt, mit dem das amerikanische 
Pachtrecht auf den Stützpunkt 
bestätigt wurde. 


Kuhhandel zwischen 
Moskau und Washington 


Der riesige Stützpunkt wird von 
den US-Marines verteidigt, aber 
Militärexperten sind sich darüber 
einig, daß er leicht von kubani- 
schen Streitkräften überrannt 
werden könnte. Außerdem ist 


der Stützpunkt ein einladendes 
Ziel für kubanische Artillerie 
und Boden-Boden-Raketen. 

Der kubanische Staatspräsident 
hat bei den Vereinten Nationen 
schon mehrmals gefordert, daß 
die USA den Stützpunkt aufge- 
ben sollen. 


Kürzlich gab der sowjetische 
Staatspräsident Michael Gorbat- 
schow bekannt, daß mehrere tau- 
send sowjetische Soldaten, dar- 
unter 2300 Militärberater und 
2800 Mitglieder einer motorisier- 
ten Infantriebrigade, aus Kuba 
abgezogen werden. 


Die Sowjets haben jedoch darauf 
hingewiesen, daß sie beabsichti- 
gen, das gewaltige Spionagezen- 
trum in Lourdes, das amerikani- 
sche elektronische Verbindungs- 
wege abhört, beizubehalten. Die 
Einrichtung ist mit rund 2100 so- 
wjetischen Militär- und Ziviltech- 
nikern bemannt. 


Die Anlage in Lourdes verwen- 
det fortschrittliche Elektronik, 
um amerikanische Marine- und 
andere Militärmanöver in den 
östlichen Vereinigten Staaten so- 
wie amerikanische Militär-, 
Raumfahrt- und inländische Ver- 
bindungswege zu überwachen. 
Die Anlage ist in der Lage, ameri- 
kanische Transport- und andere 
Handelstätigkeiten längst der 
Ostküste und in Lateinamerika 
auszuspionieren und Satelliten- 
Telefonverbindungen abzuhö- 
ren. 


Der Abzug anderer sowjetischer 
Truppen von der Insel soll in die- 
sem Jahr beginnen. Außerdem 
haben die Sowjets sämtliche mili- 
tärische Lieferungen an Kuba, 
die schätzungsweise einen Wert 
von einer Milliarde Dollar pro 
Jahr erreichten, gestoppt. 


Castro hat die Entscheidung der 
Sowjets, ihr Militärpersonal zu 
verringern und ihre Lieferung 
von Kriegsgerät einzuschränken 
scharf verurteilt und darauf be- 
standen, daß der Abzug von so- 
wjetischen Streitkräften und die 
Beseitigung des Spionagezen- 
trums in Lourdes mit der Schlie- 
Bung des US-Marinestützpunk- 
tes in Guantanamo verknüpft 
wird. 


FREE 


Südafrika 


Der Präsident 
wird des 


Verrats 


beschuldigt 


Jaap A. Marais 


Wie aus den Medien des Establishments verlautet, ist der in Süd- 
afrika zwischen dem südafrikanischen Präsidenten F. W. de Klerk 
und dem African National Congress (ANC) ausgehandelte Entwurf 
eines »Friedensabkommens« der erste Schritt zu einer friedlichen 
Koexistenz und Wohlstand. Aber einige Südafrikaner haben eine 
ganz andere Auslegung parat. Nachstehend ein Kommentar von 
Jaap A. Marais, Vorsitzender der Herstige Nasionale Party, einer 
südafrikanischen Partei weißer Nationalisten. 


Die derzeitige Welle der Gewalt- 
tätigkeiten in Südafrika ist die un- 
mittelbare Folge der Wiederzu- 
lassung des African National 
Congress (ANC) und der South 


African Communist Party 
(SACP). 

Durch Unregierbarkeit 
zur Macht 


Es ist allgemein bekannt, daß die 
SACP den ANC beherrscht, und 
daß das erklärte Ziel der SACP 
darin besteht, Südafrika unre- 
gierbar zu machen, und über die 
Unregierbarkeit zur »Macht des 
Volkes« vorzustoßen. Was sich im 
vergangenen Jahr in Südafrika 
abspielte ist, daß die SACP die- 
sem Ziel durch provozierte Ge- 
walttätigkeiten, die wiederum 
Unstabilität und Unsicherheit in 
der Gesellschaft herbeiführten, 
gedient hat. 


Unter diesen Umständen konn- 
ten die für diese Zustände Verant- 
wortlichen sogar ihrer Besorgnis 
über die Gewalttätigkeiten Aus- 
druck verleihen und nach Aktio- 
nen verlangen, sie zu beenden, 
während sie gleichzeitig die Ver- 
antwortung für diese Gewalttä- 
tigkeiten der Polizei oder einer 
»dritten Kraft« anlasteten. 


Nachdem sie dies getan hat, er- 
hebt die SACP Anspruch darauf, 


Jaap A. Marais ist Vorsitzender 
der Herstige Nasionale Party 
weißer Nationalister in Süd- 
afrika. 


sich an den offiziellen Bemühun- 
gen, die Gewalttätigkeiten zu be- 
enden, zu beteiligen und Mitwir- 
kende des Mechanismus zu sein, 


der darauf abzielt, die Polizei- 


N u un u u u Zu Sr Beer. 


streitkräfte zu überwachen. Na- 
türlich konnte sie sich, was sie 
betrifft, kaum etwas Besseres er- 
hoffen. Durch das »Friedensab- 
kommen« wird die SACP Teil ei- 
ner Behörde, die für Gesetz und 
Ordnung in Südafrika verant- 
wortlich ist und sich somit die Re- 
gierungsgewalt mit der bestehen- 
den Regierung teilt. Gleichzeitig 
wird sie in der Lage sein, die Poli- 
zei auf indirekte Weise zu über- 
wachen. 


Es ist eine bestürzende Tatsache, 
daß in dem Entwurf des Friedens- 
abkommen die derzeit stattfin- 
.dende Ausbildung von ANC-Ier- 
roristen in Uganda und Tansania, 
die dazu vorgesehen sind, die 
Führung der sogenannten Selbst- 
schutz-Einheiten in den Town- 
ships der Schwarzen zu überneh- 
men und sie zur »Volksmiliz« zu 
machen, überhaupt nicht er- 
wähnt wird. Der ANC behaup- 
tet, die Beendigung der Gewalt- 
tätigkeiten habe mit »dem be- 
waffneten Kampf« überhaupt 
nichts zu tun. Das eigentliche 
Ziel ist es anscheinend, die Poli- 
zei zu behindern, so daß für dieje- 
nigen, die daran beteiligt sind, 
das Land unregierbar zu machen 
und den Boden für den »bewaff- 
neten Kampf« zu bereiten, mehr 
Spielraum vorhanden ist. 


Statt Regierungs- 
verantwortung 
Regierungsunfähigkeit 


Die primäre Funktion einer Re- 
gierung besteht darin, Gesetz 
und Ordnung in einem Land zu 
gewährleisten. Wenn es Kräfte 
gibt, die darauf aus sind, ein 
Land unregierbar zu machen, um 
selbst die Macht zu übernehmen, 
wie es das öffentlich erklärte Ziel 
der SACP ist, dann hat die Regie- 
rung die verdammte Pflicht und 
Schuldigkeit, entschlossen gegen 
solche Kräfte vorzugehen. 


Wenn eine Regierung unfähig 
oder nicht dazu bereit ist, ihre 
Macht einzusetzen, um Gesetz 
und Ordnung sicherzustellen, 
dann ist dies ein Eingeständnis ih- 
rer Regierungsunfähigkeit. Es 
gibt keine Möglichkeit, die Ver- 
antwortung für Gesetz und Ord- 
nung mit denjenigen zu teilen, 
die für Gewalt und Chaos ver- 
antwortlich sind. 


Es ist völlig unhaltbar, daß die 
südafrikanische Regierung nicht 
nur die Bedingungen geschaffen 


hat, die es diesen Kräften ermög- 
lichen, ihre Ziele mit Gewalt vor- 
anzutreiben, sondern sie auch 
noch in Strukturen eingliedern 
will, deren Hauptaufgabe es 
wäre, die Polizei bei ihren Bemü- 
hungen, die für Gewalttätigkei- 
ten verantwortlichen Kräfte im 
Zaum zu halten, zu überwachen. 
Es ist offensichtlich, daß der 
ANC-SACP die derzeitigen Zu- 
stände der Gewalt und des Ter- 
rors als Rechtfertigung für ihren 
Anspruch benutzt, sich die Re- 
gierungsgewalt mit der jetzigen 
Regierung zu teilen. Und die Be- 
reitschaft der Regierung, sich die 
Verantwortung für Gesetz und 
Ordnung mit der ANC-SACP - 
die sich auf der letzten ANC Na- 
tional Conference weigerte, auf 
Gewalt zu verzichten und eine 
politische Partei zu werden - zu 
teilen, ist die erste Stufe des Pro- 
zesses zur Übergabe der Regie- 
rungsgewalt. 

Das »Friedensabkommen« ist 
kaum mehr als eine Hintertür 
durch die der ANC-SACP sich 
einschleichen und sich in einer 
derart entscheidenden Sache, 
wie Gesetz und Ordnung, die Ge- 


walt mit der bestehenden Regie- - 


rung teilen kann. 


Starke Verbindungen 
des ANC zu den 
Kommunisten 


Was die ganze Sache eines »Frie- 


densabkommens« zwischen der » 


Regierung und der ANC-SACP 
zu einem fast surrealistischen 
Schauspiel macht, ist die Tatsa- 
che, daß die kommunistischen 
Parteien in der Sowjetunion und 
in Osteuropa, die bislang den 
ANC-SAPC hauptsächlich geför- 
dert haben, völlig in Mißkredit 
geraten und in einigen dieser 
Staaten bereits verboten worden 
sind. Es gibt also sehr gute 
Gründe, warum die südafrikani- 
sche Regierung vom ANC verlan- 
gen sollte, seine Beziehungen zur 
SACP abzubrechen - ein Stand- 
punkt, den die Regierung auch 
zunächst eingenommen hatte — 
widrigenfalls es keine weiteren 
Verhandlungen mit dem ANC- 
SACP mehr geben darf. 


Es sollte klar sein, daß, wenn sich 
die SACP von dem ANC trennen 
sollte, der ANC stark lahmgelegt 
würde und nicht mehr fähig wäre, 
sich als einer »der Hauptmitspie- 
ler« bei dem Prozeß, eine neue 
Verfassung für Südafrika zu ent- 
werfen, aufzuspielen. 
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Südafrika‘ 


Der Präsident 


wird des Verrats 
beschuldigt 


Gewisse Merkmale des geplan- 
ten »Friedensabkommen« bedür- 
fen wegen ihrer kalkulierten Ver- 
schwommenheit einerseits und 
andererseits wegen des Ausma- 
Bes in dem das »Friedensabkom- 
 men« zu einem sozialwirtschaftli- 
chen Programm wird, einer ein- 
gehenden Untersuchung. 


»Ein Siedler, 
eine Kugel!« 


Das Nichtvorhandensein von 


Definitionen, der in dem Doku- 


ment verwendeten Begriffe, ist 
auffällig. Wörter wie zum Bei- 
spiel »Organisationen«, »Wieder- 
aufbau« (reconstruction) und 
»Frieden« können von verschie- 
denen Leuten sehr unterschied- 
lich ausgelegt werden. 


»Reconstruction« war der in den 
Vereinigten Staaten nach dem 
Bürgerkrieg verwendete Begriff, 
als die Weißen im Süden auf jede 
mögliche Art erniedrigt und so- 
gar ihres Wahlrechts beraubt wur- 
den. Es ist weithin bekannt, daß 
die Politik des ANC-SACP darin 
besteht, die »Apartheid« zu kri- 
minalisieren, um eine Ausrede 
dafür zu haben, die Weißen Süd- 
afrikas zu verfolgen. 


Darüber hinaus sind Schwarze 
jahrelang dazu aufgestachelt wor- 
den, Weiße zu töten, wie klar und 
deutlich in dem Ruf zum Aus- 
druck kommt: »Ein Siedler, eine 
Kugelk. 


Unter dem Begriff »Organisa- 
tion« kann der ANC-SACP alle 
seine verschiedenen Fronten tar- 
nen und auf diese Weise im Rah- 
men des »Friedens« eine Kom- 
mandoposition beziehen. 


»Frieden« ist ein Begriff, der in 
der kommunistischen Terminolo- 
gie eine völlig unterschiedliche 
Auslegung vom normalen 
Sprachgebrauch erfährt. 


Für Kommunisten bedeutet 
»Frieden« die Einstellung jegli- 
chen Widerstands gegen kommu- 
nistische Forderungen. 
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Nelson Mandela, Revolutionär, Terrorist und Kommunist, steht 
kurz vor seinem Ziel: Beteiligung an der Regierungsgewalt in Süd- 


afrika. 


Südafrika ist eines der reichsten Länder der Erde und der größte 
Produzent von Edelmetallen und Mineralien wie Gold, Platin und 
Diamanten. 


Es ist klar, daß die Festlegung die- 
ser und anderer Begriffe bewußt 
ausgelassen wurde, damit man et- 
was in der Hand hat, um die Be- 
griffsbestimmungen jeweils so 
abändern zu können , wie das 
von Zeit zu Zeit erforderlich er- 
scheint. 


Die Hinzufügung eines Kapitels 
über »sozial-wirtschaftlichen 
Wiederaufbau und Entwicklung« 
in dem Entwurf eines sogenann- 
ten »Friedensabkommens« ist ein 


weiterer Beweis dafür, daß die 
Regierung Stück für Stück zu 
Gunsten einer Übergangsregie- 
rung auf ihre Macht verzichten 
will. : 


Dies grenzt unter dem Aspekt 
des Absatzes 5.13, wonach die 
Unterausschüsse des National 
Peace Committee zum Beispiel 
auf »die gleichmäßige Zuteilung 
von Hilfsmitteln des Staates« 
achten sollen, ebenso wie der Ab- 
sätze 1.7 und 1.13, wonach durch 


Der Präsident Südafrikas F. W. 
de Klerk wird von Internationa- 
listen als anpassungsfähig be- 
urteilt. 


die Aktionen des vorgeschlage- 
nen »Friedens« strukturiertes 
»Wirtschaftswachstum« und 
»Wohlstand« gefördert werden 
können, geradezu ans Absonder- 
liche. 


Der Gewalt nicht 
Einhalt gebieten 


Die Herstige Nasionale Party - 
HNP, eine nationale Partei der 
weißen Afrikaner — hat keinen 
Anteil an den Gewalttätigkeiten, 
die seit der Wiederzulassung des 
ANC und der SAPC vorherr- 
schen. Es obliegt der alleinigen 
Verantwortung der Regierung, 
Gesetz und Ordnung zu sichern 
und in entscheidender Weise mit 
denjenigen fertigzuwerden, die 
Gewalttätigkeiten in der Gesell- 
schaft verursachen. 
Die in dem Entwurf des »Frie- 
densabkommens« vorgeschlage- 
nen Maßnahmen werden der Ge- 
walt nicht Einhalt gebieten, aber 
Polizeieinsätze gegen Kräfte, die 
Gewalt und Unruhe hervorrufen, 
lähmen. Die HNP wird sich nicht 
an einem Abkommen beteiligen, 
das offensichtlich Teil einer ver- 
borgenen Tagesordnung ist, wo- 
nach es dem ANC-SACP durch 
politische Verstohlenheit ermög- 
licht wird, gemeinsam mit der 
derzeitigen schlecht geführten 
und unfähigen Regierung die Re- 
gierungsgewalt zu übernehmen. 
DO 


Atomwaffen 


Nukleare 
Bedrohung 
aus Rotchina 


Mike Blair 


Die Pläne von US-Präsident George Bush, bei den strategischen 
Atomstreitkräften der USA Kürzungen vorzunehmen, im Vertrauen 
darauf, daß der sowjetische Staatspräsident Michail Gorbatschow 
ihm auf diesem Wege folgen wird, wird von vielen Experten des west- 
lichen Verteidigungswesens als törichtes, vielleicht sehr gefährliches 
übermäßiges Hervorheben eines Mannes betrachtet, dessen Macht 
in dem, was auch immer von der Sowjetunion übrigbleibt, rapide da- 


hinschwindet. 


Was jedoch gut informierte Mili- 
tärfachleute langsam beunruhigt, 
ist die Tatsache, daß Bush bei sei- 
ner fortdauernden Liebesaffäre 
mit Pekings Führung völlig über- 
sieht, daß Rotchina, das bevölke- 
rungsreichste Land der Welt, 
nach wie vor ein radikaler marxi- 
stischer Staat mit einem schnell 
wachsenden Atompotential ist. 
Durch Informationen aus einer 
Vielfalt von Quellen ist CODE 
zu der Schlußfolgerung gekom- 
men, daß zu einer Zeit, in der 
Bush Amerikas B-52- und BI1- 
Bomber in den Nicht-Alarmzu- 
stand versetzt hat — zum ersten 
Mal in 30 Jahren -, Peking über 
mindestens 650 leichte Harbin- 
B-5-Bomber und sage und 
schreibe 150 _ mittelschwere 
Schenjang-B-6-Bomber — Chinas 
Version des sowjetischen TU-16 
Badger - verfügt, die alle mit 
Atomwaffen für den freien Fall 
bestückt werden können. 


Die Rotchinesen sollen einen 
Vorrat von mehreren hundert 
Atombomben haben. Außerdem 
sind der B-6 in der Lage, in der 
Luft abzuschießende Marschflug- 
körper mit Atomsprengköpfen 
mitzuführen. 


Das Schlimmste von allem ist je- 
doch die Tatsache, daß die Rot- 
chinesen über ein stetig anwach- 
sendes Arsenal von mindestens 
24 interkontinentalen ballisti- 
schen Raketen (ICBM) vom Typ 
CSS-4 verfügen, von denen jede 
mit einem 50 Megatonnen-Atom- 
sprengkopf bestückt ist und eine 


Reichweite von rund 8000 Mei- 
len (12800 km) hat. 


Außerdem hat die Volksbefrei- 
ungs-Kriegsmarine eine unbe- 
kannte und stetig wachsende An- 
zahl von CSS-XN-4-Atomrake- 
ten, die von U-Booten abgefeu- 
ert werden, mit Fünf-Megaton- 
nen-Sprengköpfen bestückt sind 
und eine Reichweite von etwa 
2500 Meilen (4000 km) haben sol- 
len. Die Rotchinesen können sie 
von ihren atomgetriebenen Un- 
terseebooten der Xia-Klasse ab- 
feuern, deren Anzahl immer grö- 
Ber wird. 


Die Rotchinesen verfügen in ih- 
rem Atomwaffenarsenal über bis 
zu 150 Mittelstrecken-Atomrake- 
ten und mindestens 74 Kurzstrek- 
ken-Atomraketen. 


Israelische Hilfe 
für Peking 


Den Roten in Peking wurde be- 
trächtliche Hilfe seitens der Is- 
raelis bei der Modernisierung ei- 
nes Großteils ihres konventionel- 
len Kriegsgeräts, vor allem ihrer 
Artillerie, zuteil. Die Israelis hal- 
fen ihnen auch, die Genauigkeit 
ihrer Raketen, vor allem ihrer 
Silkworm-Marschflugkörper, die 
vom Iran und Irak während ihres 
blutigen Krieges eingesetzt wur- 
den, zu erhöhen. 


Die Silkworms sind in der Lage, 
1100-Pfund-Sprengköpfe bis zu 
50 Meilen (80 km) weit mitzufüh- 


Hiroshima ist für die Menschheit keine Warung. Immer mehr Staa- 
ten verfügen inzwischen über Atombomben. ; 


ren. Die Sprengköpfe können 
atomar sein. 

Trotz gegenteiliger Versprechun- 
gen erweitern die Rotchinesen 
zur Zeit ihre Programme zur Ent- 
wicklung sowohl von chemischen 
als auch biologischen Kriegswaf- 
fen, darunter Artillerie, Bomben 
und Raketen. 


Über die letzten Jahre hinweg ha- 
ben die kommunistischen Herren 
in Peking verschiedene Typen 
von amerikanischen und anderen 
kommerziellen Verkehrsflugzeu- 
gen gekauft, die noch eine wei- 
tere Gefahr darstellen. 


Die Rotchinesen sind dafür be- 
rüchtigt, daß sie ausländische 
Waffensystems kopieren. Als 
Beispiel sei genannt, daß alle ihre 
Bomber und Jagdflugzeuge 
Imitationen von Maschinen so- 
wjetischer Konstruktion sind. 


Es ist daher zu erwarten, daß die 
Chinesen jetzt dabei sind, westli- 


che Flugzeuge zur Verwendung 
als Bomber und Militärtransport- 
maschinen nachzubauen. 


Sie erhielten außerdem vom We- 
sten fortschrittliche Elektronik 
und Düsenantriebs-Technologie 
für ihre Flugzeuge. 


Das Unheimlichste an dem rot- 
chinesischen Faktor bei allen Plä- 
nen zur atomaren Abrüstung ist 
die Tatsache, daß, anders als bei 
den Sowjets, keinerlei Beweise 
dafür vorliegen, daß die Regie- 
rung in Peking als kommunisti- 
scher Staat des harten Kurses we- 
niger gefürchtet werden muß. 


Die Herrscher über Rotchina ver- 
folgen immer noch den harten 
Kurs des marxistischen Diktators 
Mao Tse Tung und legen ungeach- 
tet des Zusammenbruchs des 
Kommunismus in ganz Europa 
und des Zerfalls des Sowjetrei- 
ches keinerlei Anzeichen der Mä- 
Bigung an den Tag. IE] 
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Nahost-Journal 


Israel kein 
'verheißenes 
Land für 
Sowjet-Juden 


rael« (»Sowjetische Juden: be- 
reuen Exodus nach Israel«), 
schrieb die Londoner »Times«. 
Selbst angesichts der Berichte 
über einen unmittelbar bevorste- 
henden harten Winter in der ehe- 
maligen Sowjetunion, schreibt 
der Korrespondent Richard Bee- 
ston, »kämpfen hunderte von 
kürzlich eingewanderten Sowjets 
miteinander um die Chance, 
nach Hause zurückkehren zu dür- 
fen«. 


»In Szenen, die selbst die loyal- 
sten Unterstützer der rechtslasti- 
gen Regierung Israels in peinli- 


erschrecken, belagerten aufge- 
brachte sowjetische Juden, die 
keine ausreichende Arbeit oder 
Unterkunft finden können, Be- 
amte des sowjetischen Konsu- 
lats, um sich die Dokumente zur 
Rückreise zu beschaffen. Die so- 
wjetische konsularische Mission, 
vor der Menge durch private Si- 
cherheitswachen und bewaffnete 
israelische Polizei geschützt, 
wurde mit tausenden von Anträ- 
gen von sowjetischen Juden über- 
schwemmt.« 


»Als uns Israelis in der Sowjet- 
union Videos vorführten, wie Is- 
rael sein werde, glaubten wir, un- 


ser Leben sozial und wirtschaft- 


lich verbessern zu können«, sagte 
eine Frau aus Kiew.« In Wirklich- 
keit ist genau das Gegenteil wahr, 
wir haben einen Rückgang unse- 
res Lebensstandards erfahren. 
Hierher zu kommen war der 
dümmste Fehler, den wir jemals 
begangen haben, und wir planen, 
so bald wie möglich zurückzukeh- 
TEN.« 


»Dieses Land ist eine große Ent- 
täuschung für uns«, sagte ein 
Mann aus Sankt Petersburg. 
»Wir dachten, daß wir ins Mutter- 
land zurückkehren würden. Statt- 


dessen haben wir es nur mit Ag- 


gression zu tun gehabt. Obwohl 
wir. einen Antisemitismus in Ruß- 
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»Sowjet Jews Rue Exodus to Is- 


che Verlegenheit versetzen und. 


land hatten, ist die Feindselig- 
keit, der wir hier begegneten, 
viel schlimmer.« 


Viele russische Jüdinnen, zu- 
meist hoch gebildet, wenden sich 
der Prostitution zu, wenn sie 
nach Israel kommen, als einzige 
Möglichkeit, ihren Lebensunter- 
halt zu verdienen, berichtete die 
Londoner »Sunday Times«. Nach 
amtlichen Schätzungen beläuft 
sich die Arbeitslosigkeit unter 
russischen Emigranten auf 40 
Prozent; nach inoffiziellen Schät- 
zungensindes75Prozent. ID 


Die Kraftprobe 
mit Israel 


»Bei ihrer Forderung, daß das 
amerikanische jüdische Esta- 
blishment nicht nur Shamirs 
Standpunkt - Zurückweisung der 
Formel Land für Frieden - akzep- 
tieren, sondern die amerikani- 
sche Regierung in dieser Sache 
direkt herausfordern soll, sind 
die israelischen Führer des rech- 
ten Flügels auf die seit jeher be- 
stehenden Gefühle der Minder- 
wertigkeit und der Ehrerbietung 
gegenüber dem Heiligen Land, 
die zwar kaum anerkannt wer- 
den, aber nichtsdestoweniger 
sehr tiefgründig sind, angewie- 
sen.« 


Dies schreibt Rabbi Arthur 
Hertzberg, ehemaliger Präsident 
des American Jewish Congress 
und Mitvorsitzender des Bera- 
tungsausschusses des Jüdischen 
Weltkongresses, in der »New 
York Review of Books«. 


In seinem Artikel »The Show- 
down with Israel-What US-Jews 
Don't Know« (»Die Kraftprobe 
mit Israel - Was amerikanische 
Juden nicht- wissen«) argumen- 
tiert Hertzberg dahingehend, 
daß amerikanische Juden über 
die Bereitschaft der Mehrheit des 
israelischen Volkes, Land gegen 
Frieden zu tauschen, vorsätzlich 
in Unwissenheit gehalten wer- 
den. 


»Yedioth Ahronoth«, die am mei- 
sten gelesene Zeitung in Israel, 
führte eine Meinungsumfrage 
durch und berichtete darüber auf 
ihrer ersten Seite. Daraus ging 
hervor, daß 69 Prozent der israeli- 
schen Öffentlichkeit, ganz gleich 
welcher politischer Zugehörig- 
keit, dazu bereit war, Land gegen 
Frieden auszuhandeln. Die 


Hälfte der Befragten waren An- 
hänger von Shamirs eigener Li- 
kud-Partei. 


»Diese erstaunlichen Tatsa- 
chen«, schreibt Hertzberg, »ha- 
ben die Auffassungen in der ame- 
rikanischen Judenheit nicht be- 
rührt, weil die amerikanisch-jüdi- 
sche Presse und Organisation sie 
nicht veröffentlicht haben, und 
sie vielleicht nicht einmal ken- 
nen«. 


Warum? Herzberg sagt, daß jüdi- 
sche Führungspersönlichkeiten 
ehrerbietig sind, egal, welche 
Partei auch immer in Israel an der 
Macht ist. Berichte über oder 
auch nur Zurkenntnisnahme po- 
litischer Diskussionen innerhalb 


‘ Israels werden als undiskutabel 


erachtet, denn dies würde not- 
wendigerweise bedeuten, daß Ju- 
den in der Diaspora so oder so zu 
einem Streitfall zwischen israeli- 
schen Juden, die per Definition 
die einzigen sind, die über Israels 
Zukunft entscheiden können, 
Stellung zu nehmen hätten. Er 
schreibt, daß. diese Einstellung 
keineswegs neu ist, daß »das Ge- 
fühl, daß Diaspora-Juden in ge- 
wissem Sinne geringere Juden als 
diejenigen, die in Zion leben, 
sind, in der gesamten Struktur 
des traditionellen jüdischen Ge- 
setzes deutlich zum Ausdruck 
kommt«. 


In den alten Tagen bedeutete 
dies, daß im Heiligen Land le- 
bende Juden als heiliger, und da- 
her weiser als andere angesehen 
wurden. Heute herrscht das Ge- 
fühl vor, daß »die Diaspora den 
Israelis Ehrerbietung schuldet, 
weil diese und ihre Kinder die 
Kriege Israels geführt haben, 
während die Juden in der Dias- 
pora nur Geld gestiftet und poli- 
tische Unterstützung geleistet ha- 
ben«. 


Seine Einstellung spiegelt sich 
nicht nur in der Haltung amerika- 
nischer Juden gegenüber Israel, 
sondern auch in Israels Auffas- 
sung von seinen Beziehungen zu 
den USA wider. »Israel erwartet 
einfach »besondere Beziehun- 
gen«, weil es der einzige und zu- 
verlässige Repräsentant einer 
Demokratie nach amerikani- 
schem Stil im-Nahen Osten sei. 
Wenn Demokratie die weltliche 
Religion des Westens ist, dann ist 
Israel der wahre Repräsentant 
des Glaubens in einer höchst sen- 
siblen Region, und hat daher das 
Recht auf besondere Ehrerbie- 


tung. Jeder Versuch, Israel als ei- 
nen von vielen anderen amerika- . 
nischen Belangen zu behandeln, 
wird scharf zurückgewiesen.« 


Hertzberg berichtet über ein er- 
staunliches Beispiel der Selbst- 
zensur in der Diaspora. Anfang 
des Jahres 1991 hielt Ministerprä- 
sident Shamir in Israel eine insze- 
nierte »Solidaritäts-Massenver- 
sammlung« für Repräsentanten 
des Weltjudentums ab. Der 
Zweck der Übung bestand darin, 
bei der Unterstützung der expan- 
sionistischen Politik des Likuds 
Einmütigkeit zu zeigen. Die isra- 
elische Presse berichtete seiner- 
zeit, daß Israels kombinierte Ge- 
heimdienste einen Bericht er- 
stellt und Shamir vorgelegt hät- 
ten, aus dem hervorging, daß die 
fortgesetzte Besetzung des West- 
ufers nicht nur teuer und letzt- 
endlich zwecklos sei, sondern 
eine ernsthafte Bedrohung für Is- 
raels Sicherheit darstelle. 


Hertzberg sprach mit dem briti- 
schen, inzwischen verstorbenen 
Pressebaron Robert Maxwell - 
zu dessen Holdings die »New 
York Post« und »Ma’ariv« in Is- 
rael gehören -, wenige Stunden 
nachdem die Nachricht erstmals 
in Israel bekannt wurde. Hertz- 
berg fragte Maxwell, ob seine 
Zeitungen über die Empfehlung 
der Geheimdienste an den Mini- 
sterpräsidenten berichten wür- 
den. Maxwell erklärte, es gebe 
keinen derartigen Bericht - weil 
Shamir selbst dessen Vorhanden- 
sein bestritten habe. Die Angele- 
genheit wurde daraufhin fallen- 
gelassen. 


»Aber«, schreibt Hertzberg, »es 
war mir bald klar, daß die mei- 
sten amerikanischen Delegierten 
auf der Konferenz nach Hause 
reisen würden, ohne etwas von 
der Einschätzung der Geheim- 
dienste zu wissen, oder, falls sie 
es wissen sollten, glauben wür- 
den, daß sie die Meinungsver- 
schiedenheiten des Ministerprä- 
sidenten, aus ideologischen 
Gründen, mit seinen eigenen Ge- 
heimdienstfachleuten nichts an- 
gehe.« 


Die Tatsachen der israelischen 
Besetzung der West Bank und 
Gazas sind jedoch immer 
schwieriger zu übersehen, trotz 
der besten Bemühungen der isra- 
elischen Regierung und der jü- 
disch-amerikanischen Presse - 
weitgehend wegen des heftigen 
Streits zwischen Shamir und Prä- 
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sident Bush, in dem beide Seiten 
weithin publizierte Anklagen 
und Gegenanklagen erheben. 
Die Auseinandersetzung, sagt 
Hertzberg, »zwingt amerikani- 
sche Juden dazu, sich bislang 
ignorierten Realitäten zu stellen, 
und sich ernstlich über Israels Po- 
litik der Annexion in den besetz- 
ten Gebieten eine Meinung zu 
bilden«. 


Irak gibt 
Daten über 
medizinische 
Katastrophe 
bekannt 


Der irakische Gesundheitsmini- 
ster gab neue Daten bekannt, die 
das ganze Ausmaß der derzeit 
durch die von den USA auferleg- 
ten Blockade und Embargo am 
irakischen Volk verübten Völker- 
mords erkennen lassen. 


Das Ministerium berichtet, daß 
als Folge des Mangels an Medika- 
menten und damit zusammen- 
. hängender dringend benötigter 
Dinge, 16000 von Krebs heimge- 
suchte Iraker entweder keine 
wirksame oder gar keine Behand- 
- lung erhalten. Mehr als 14000 
Kinder unter fünf sind bereits aus 
. Mangel an Medikamenten ge- 
storben. Nur 690 irakische Pa- 
tienten wurden in den ersten drei 
Monaten des laufenden Jahres 
dringenden Augenoperationen 
unterzogen, wegen des akuten 
Mangels an Arzneimitteln und 
Betäubungsmitteln. Im gleichen 
Zeitraum des Vorjahrs wurden im 
Irak 6012 Augenoperationen 
. durchgeführt. Weil es nicht mög- 
lich ist, zu operieren, stieg die 
Anzahl der neuen Fälle von Er- 
>. blindung im Irak in den letzten 
, sechs Monaten um 1000 Prozent 
an. 


Seit Verhängung des Embargos 
gab es allein in der Provinz Salah 
al-Din in Westirak 1188 Fehlge- 
burten, die auf die Blockade zu- 
rückzuführen sind. Darüber hin- 
aus gab es seit Beginn der Blok- 
. kade 1640 Fälle von einge- 
schleppter Cholera im Irak, nach 
praktisch keinem einzigen Fall im 
vorhergehenden Zeitraum. Die 
eigentliche Zahl der Cholerafälle 
liegt notwendigerweise höher als 
berichtet werden kann, auf 


Grund der wegen des Krieges 
und der Blockade zusammenge- 
brochenen Gesundheitsüberwa- 
chung. 


Irak fordert 
die Block- 
freien heraus 


Der irakische Außenminister Ah- 
mad Hussein sagte vor einer Ver- 
sammlung der Bewegung der 
Blockfreien in Ghana, der An- 
griff gegen den Irak sei in der Ge- 
schichte ohne Präzedenzfall und 
stelle ein deutliches Beispiel für 
eine neue Phase des Imperialis- 
mus so wie einen Anschlag gegen 
die Souveränität, die teritoriale 
Unversehrtheit und wirtschaftli- 
che Infrastruktur der blockfreien 
Staaten dar. Er meinte herausfor- 
dernd, daß der Widerstand der 
Non-Alignet Movement (NAM) 
gegen die Versuche, den Irak zu 
zerstören und sein Volk auszu- 
hungern, zeigen werde, ob die 
Bewegung wirklich bereit ist, die 
von ihr vertretenen Grundsätze 
zu verteidigen. 


Hussein klagte an, daß die Verei- 
nigten Staaten jetzt damit begon- 
nen haben, die zweite Phase des 
amerikanisch-zionistischen Pla- 
nes zur Konsolidierung der An- 
nexion palästinensischer Gebiete 
durch Israel einzuleiten. 


Er kam zu der Schlußfolgerung, 


daß die Versammlung unter sehr 
kritischen Umständen zusam- 
mentritt, die von der NAM ver- 
langen, die Grundsätze, nach de- 
nen sie gegründet wurde, klar 
herauszustellen und ihre Haltung 
im Lichte dieser Grundsätze neu 
zu überdenken. Die letzten die- 
ser Grundsätze waren die auf der 
achten Gipfelkonferenz im Sep- 
tember 1989 getroffenen Ent- 
scheidungen, vor allem bezüglich 
der Versuche einiger Super- 
mächte, ihre Vorherrschaft wie- 
derherzustellen und die block- 
freien Staaten zu beherrschen 
und deren wirtschaftliche Res- 
sourcen auszubeuten. 


Die irakische Delegation legte 
der Konferenz einen Vorschlag 
zur Beendigung des dem Irak auf- 
erlegten wirtschaftlichen Belage- 
rungszustands vor. Der Entwurf 
ruft die Völkergemeinschaft dazu 
auf, Druck auf den Sicherheitsrat 
der Vereinten Nationen auszu- 
üben, damit dieser dringende 


Maßnahmen ergreife, um das 
Embargo aufzuheben. Er ruft 
auch diejenigen Länder, die iraki- 
sche Vermögenswerte eingefro- 
ren haben, dazu auf, diese freizu- 
geben, so daß der Irak die not- 
wendigsten Lebensmittel und 
Medikamente für sein Volk kau- 
fen kann. . oO 


Israelische 
Siedler 
beschlag- 
nahmen 
arabische 
Wohnungen 


Eine Gruppe von 50 jüdischen 
Siedlern übernahmen in Ost-Je- 
rusalem sieben arabische Woh- 
nungen und warfen deren Be- 
wohner hinaus. Der Gruppe, El 
Ad, schloß sich Yuval Neeman, 
der israelische Minister für Wis- 
senschaft und Technologie, an. 
Sie wurde später von der Polizei 
vertrieben. Der Vorfall ereignete 
sich ein Jahr und einen Tag nach- 
dem die Israelis am al Haram al 
Sharif - Jerusalems Tempelberg - 
21 Araber niedergemetzelt hat- 
ten, nachdem. eine Gruppe von 


Siedlern versucht hatte, die Mo- 


schee Al Agsa, eine der heilig- 
sten Stätten des Islam, anzugrei- 
fen. Am Jahrestag.des Massakers 
verbannten die israelischen Be- 
hörden alle Araber aus Jerusa- 
lem. 


Am 11. Oktober 1991 fuhr ein 
nicht identifizierter arabischer 
Fahrer seinen Kombiwagen in 
eine Gruppe von israelischen Sol- 
daten hinein, wobei zwei getötet 
und 11 verletzt wurden. Wie be- 
richtet wird, trägt sich die israeli- 


Japanische 
Truppen in den 
Nahen Osten 


Die japanische Regierung erör- 
tert einen eiligen Gesetzesent- 
wurf, um im Rahmen der über- 
staatlichen Peace Keeping Ope- 
rations (PKO) japanische Streit- 
kräfte an den Persischen Golf 
nach Kaschmir und an sechs an- 
sche Regierung mit dem Gedan- 
ken, alle Araber aus der Haupt- 
stadt zu verbannen. oO 


dere heiße Stellen der Welt ent- 
senden zu können, berichtete 
UPI. Wenn dieser Gesetzesent- 
wurf verabschiedet wird, dann 
könnte dies zum ersten Einsatz 
japanischer Truppen in Übersee 
seit dem Zweiten Weltkrieg - im 
Dienste der anglo-amerikani- 
schen Neuen Weltordnung - füh- 
ren. 


Im November 1990 gab es Unru- 
hen auf den Straßen, als Kaifu, 
Japans Ministerpräsident, vor- 
schlug, Soldaten in den Irak zu 
entsenden; er machte einen 
Rückzieher, und seine Regierung 
wurde beinahe gestürzt. Japans 
Verfassung verbietet speziell den 
Gebrauch oder die Androhung 
von Gewalt im Ausland bei der 
Lösung von Streitigkeiten. Ja- 
pans bewaffnete Streitkräfte sind 
ausschließlich zur Selbstverteidi- 
gung verpflichtet. 


Die »Friedensklausel« ist in Ja- 
pan wegen der Tragödie von Hi- 
roshima und Nagasaki zutiefst 
populär. Die meisten Japaner 
glauben, daß Japan die Mission 
zu erfüllen habe, die Menschheit 
vor den Gefahren eines thermo- 
nuklearen Holocaust zu warnen. 
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Geheimdienste 


US-Sonder- 
einheiten 
helfen dem 
Drogen- 
Netzwerk 


Mike Blair 


Der Strom von Drogen im Rahmen einer geheimen Mossad-Opera- 
tion hatte seinen Ursprung in Kolumbien und führte über Panama in 
die Vereinigten Staaten. Bei der unter dem Namen »Watch Tower« 
bekannten Operation - CODE berichtete darüber -, setzten der 
CIA und der Mossad Sondereinheiten der amerikanischen Armee 
ein, um ein elektronisches System zu errichten, das es möglich 
machte, Drogen im Pendelverkehr auf dem Luftwege zum Luftstütz- 
punkt Albrook in Panama zu befördern, ohne von der Luftüberwa- 


chung entdeckt zu werden. 


k: 
Laut Mitteilung von Offizieren, 
denen das Programm mißfiel, 
wurden die aus dem Drogenge- 
schäft erzielten Gelder dazu ver- 
wendet, heimliche CIA- und ver- 
mutlich auch Mossad-Operatio- 
nen zu finanzieren. Oberst Ed- 
ward P. Cutolo von den Sonder- 
einheiten, Kommandeur der in 
Fort Devens, Massachusetts, sta- 
tionierten 10th Special Forces, 
beschrieb die Operation »Watch 
Tower« in allen Einzelheiten in 
einer fünfzehnseitigen eidesstatt- 
lichen Erklärung, die er am 11. 
März 1980 unterzeichnete und 
von einem Notar. beglaubigen 
ließ, da er um sein Leben fürch- 
tete. 


Genaue Einzelheiten 
über die Aktion 


In seinem Affidavit berichtete 
Oberst Cutolo in Einzelheiten, 
daß er »mit Vorbereitungen be- 
gonnen habe, mit (den hochran- 
gigen Mossad-Agenten) David 
Kimche oder Michael Harari an- 
läßlich der jährlichen NATO- 
Übungen (im Spätfrühjahr 1980) 
- zusammenzutreffen«. Bei dem 
Zusammentreffen wollte er be- 
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Mike Harari, Spitzenagent des 
Mossad, war in das Drogen- 
Netzwerk eingebunden. 


stätigen, daß Harari derjenige 
war, der einem damals hochrangi- 
gen CIA-Agenten »zwei Akten- 
taschen voll amerikanischer Wäh- 
rung in verschiedenen Benen- 
nungen« überreichte. Bei den 
Landungen des Flugzeugs und 
der Übergabe, der mit Bargeld 
gefüllten Aktentaschen, anwe- 
send war der damalige Oberst 
Antonio »Tony« Noriega, seiner- 
zeit Leiter des Geheimdienstes 
der Panama Defense Forces. 

Obwohl ihm Hararis Name nicht 


genannt worden war, identifi- 
zierte Cutolo ihn an Hand eines 
Fotos, das er von einer Kontakt- 
person im Verteidigungsministe- 
rium bekommen hatte. 


Während des NATO-Manövers 
im Frühjahr 1980 wurde Oberst 
Cutolo getötet, als er zu einem 
britischen Luftstützpunkt bei 
Mindenhall zurückfuhr, wo die 
10th Special Forces während des 
Manövers stationiert war. 


Die schmutzige Arbeit 
der Einheit 


Ein ehemaliger Offizier der Spe- 
cial Forces aus New England war 
bereit, bei der Untersuchung der 
Operation »Watch Tower« durch 
unsere Reporter mitzuarbeiten, 
vorausgesetzt, daß seine Identi- 
tät geschützt werde. Er erinnerte 
sich daran,“daß in dem amtlichen 
Bericht zu lesen war, Cutolo habe 
getrunken und sein Auto sei aus 
der Kurve getragen worden, als 
er von »einer Sitzung« in der na- 
hegelegenen Stadt Fakenham zu- 
rückkehrte. 


Ein hochangesehener, jetzt im 
Ruhestand lebender Oberst der 
Sondereinheiten, 


der Cutolo 


David Kimche gehörte eben- 
falls zu den Eingeweihten der 
Operation »Watch-Tower«. 


kannte, sagte zu unseren Korre- 
spondenten, der tote Offizier sei 
weder ein Alkoholiker noch von 
der Sorte von Männern gewesen, 
die zuviel trinken, um noch si- 
cher fahren zu können. 


Der Offizier, der über Cutolos 
Tod berichtete, sagte, es werde 
von anderen Soldaten der Son- 
dereinheiten auf dem Luftstütz- 
punkt weithin die Ansicht vertre- 
ten, daß ein Mitglied der Sonder- 
einheit der 10th Special Forces 
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sich an den Bremsen des Wagens 
von Oberst Cutolo zu schaffen 
gemacht habe. Die Einheit sei da- 
für bekannt, daß sie »schmutzige 
Arbeit« zu verrichten hatte. Sie 
habe seinerzeit aus zwölf Män- 
nern bestanden. Cutolo war ei- 
ner von mehreren Offizieren der 
Special Forces, darunter drei wei- 
tere Oberste, die unter geheim- . 
nisvollen Umständen zu Tode ka- 
men, und die das gemeinsame 
Wissen miteinander verband, 
daß sie mit »Watch Tower« in Ver- 
bindung standen. 


Zur Zeit steht Noriega, der sich 
nach dem Einmarsch der Ameri- 
kaner im Dezember 1989 den 
amerikanischen Streitkräften er- 
gab, in Miami auf Grund zahlrei- 
cher Anklagen, die mit illegalem 
Drogenhandel zu tun haben, vor 
einem US-Bundesgericht. 


Die Bemühungen seitens der Ver- 
teidigungsmannschaft darzuleg- 
gen, in welchem Maße Noriega 
bei dem von der US-Regierung 
geförderten Drogenschmuggel 
und der Finanzierung der nicara- 
guanischen Contras und der Ope- 
ration »Watch Tower« kooperiert 
hatte, wurden vom amerikani- 
schen Justizministerium aus an- 
geblichen Gründen der »nationa- 
len Sicherheit« abgeblockt. 


Immer und immer wieder, wenn 
die Verteidigung Noriegas ver- 
suchte, sich in Noriegas Verbin- 
dungen mit dem CIA und dem 
Mossad-Häuptling Harari zu ver- 
tiefen, wurden diese Bemühun- 
gen vom Bundesrichter William 
M. Hoeveler, in die Sackgasse ge- 
führt. Harari wurde zwar wäh- 
rend des Einmarsches der Ameri- 
kaner in Panama gefangenge- 
nommen, man ließ ihn jedoch an 
Bord eines israelischen Flug- 
zeugs aus dem mittelamerikani- 
schen Land entkommen - CODE 
berichtete darüber -. 


Die Landungen in 
Florida 


Der Offizier der Sondereinheiten 
aus New England, der mit uns bei 
der Untersuchung der »Watch To- 
wer«-Affäre zusammen arbeitet, 
sagte, er sei dort gewesen, wo an- 
scheinend die »Empfangsstelle« 
der Operation war. 


Er habe zu einer »Ausbildungs«- 
Einheit der Special Forces ge- 
hört, die in dem Militär-Komplex 
Truman Annex in der Nähe des 


Marineluftstützpunktes Boca 
Chica in den Florida Keys (Kette 
von kleinen Inseln) wenige Mei- 
len östlich von Key West statio- 
niert war. Der Offizier sagte, er 
habe zu einer Kompanie der Spe- 
cial Forces gehört, die als Teil ih- 
rer Ausbildung, zu einer verlasse- 
nen Luftabwehr-Raketenstation 
auf Boca Chica Key versetzt 
wurde, um dort eine Operation 
zur Beobachtung der Ausladung 


von Drogen längst eines abgele- - 


genen Küstenstreifen südlich der 
Inselkette durchzuziehen. s 
»Uns wurde gesagt, wir hätten le- 
diglich das Eintreffen der Drogen 
an der Küste zu beobachten«, 
sagte er zu unseren Korrespon- 
denten, »aber in Wirklichkeit si- 
cherten wir die Küste ab, damit 
die Boote landen konnten.« 
In der Nähe hätten sich zahlrei- 
che Krabben-Boote befunden, 
welche die militärischen Schnell- 
boote, »Zodiacs« genannt, die 
verwendet wurden, um die Dro- 
gen an Land zu bringen, ab- 
schirmten. Sobald die Drogen an 
Land waren, wurden sie zu der in 
der Nähe liegenden Landstraße 
gebracht. Dort wurden sie ver- 
“ mutlich auf Fahrzeuge geladen 
und abtransportiert. 


»Laut eidesstattlicher Erklärung 
Cutolos gehörte zur Operation 


an 
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Über die Rolle von General Antonio Noriega während der Opera- 
tion »Watch Tower« herrscht verordnetes Schweigen. 


ES 


»Watch Tower« die Errichtung ei- 
ner Reihe von Leuchttürmen, die 
sich von Bogota aus nordwestlich 
der Grenze zu Panama erstreck- 
ten, wo die Flugzeuge, die den 
Leuchtfeuern folgten, auf dem 
Luftstützpunkt Albrook, unmit- 
telbar nördlich von Panama City 
gelegen, von Noriega, Harari 
und untergeordneten Beamten 
begrüßt wurden. 


Laut Cutolo wurden Drogen an- 
scheinend erstmals im Dezember 
1975 aus Kolumbien nach Al- 
brook hinausgeflogen. Zu dieser 
Zeit stand die Operation »Watch 
Tower« unter dem Kommando 
von Oberst »Bo« Baker, der Cu- 
tolo zu dieser Operation 'ange- 
heuert hatte. Oberst Baker 


»starb«, als er dabei war, zusam- 


men mit anderen Offizieren der 
Special Forces die Umstände um 
Cutolos Tod zu untersuchen. 


Cutolo befehligte anschließend 
zwei Lufttransporte von Drogen 
im Rahmen der Operation 
»Watch Tower«, eine im Februar 
und eine im März 1976. Während 
des Einsatzes im Februar 1976, 
berichtete Cutolo in seiner eides- 


stattlichen Erklärung, »landeten 
30 Hochleistungsflugzeuge sicher 
auf dem Luftstützpunkt Al- 
brook«, und »die Mission dau- 
erte 22 Tage«. 


: Die Kolumbianer 


wußten von nichts 


Anscheinend wußte die kolum- 
bianische Regierung und die Mi- 
litärs nichts von den Missionen, 
da Cutolo feststellte, daß die Mis- 
sion von Februar 1976 »mit nur 
einem berichtenswerten Vorfall 
endete, der sich zwischen Mann- 
schaftsmitgliedern und einer Ein- 
heit der kolumbianischen Armee 
ereignete. Unter.den Mitgliedern 
der >Watch Tower«-Mannschaft 
habe es keine Todesfälle gege- 
ben. Es gab auch keinen Hinweis 
darauf, daß die betreffende Ein- 
heit der kolumbianischen Armee 
Todesfälle zu verzeichnen hatte.« 


» Bei der März-Mission gab es ei- 
nen schweren Unfall«, stellte Cu- 
tolo fest, »und dabei wurden 
einige Mitglieder des SAT (spe- 
cial action team) verwundet, als 
sie versuchten, aus Kolumbien 
über die Grenze nach Panama zu 
schleichen, wo Hubschrauber auf 
sie warteten, um sie abzutrans- 
portieren«. 


Von den drei Funkleuchttürmen, 
die während der Operation 
»Watch Tower« errichtet wurden, 
stand einer in der Nähe von Bo- 
gota, einer vielleicht in der Nähe 
von Medellin, Kolumbien, Sitz 
des Medellin Drogen-Kartells, 
und einer soll auf der Isla del Rey 
in der Bucht von Panama, in der 
Nähe von Panama City, errichtet 
worden sein. u 


\ 
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Naher Osten 


i Milliarden von 
den Alliierten 


erpreßt 


Lawrence Wilmot und Dennis Thaggart 


Als er über Militärausrüstung für sein Land in Höhe von Milliarden 
Dollar verhandelte, preßte Prinz Bandar bin Sultan, Saudi-Ara- 
biens Botschafter für die Vereinigten Staaten, angeblich »die höch- 
sten Bestechungsgelder, die jemals in Washington gezahlt wurden,« 
für sich und seine Familie heraus, wie aus kürzlich zu den Akten ge- 
gebenen Gerichtsdokumenten und aus Mitteilungen anderer 
Kreise, die mit den Kaufpraktiken des Königreichs am Golf vertraut 


sind, hervorgeht. 


Oberstleutnant Thomas F. Doo- 
ley, ein Absolvent von West 
Point, der in Vietnam mit dem Sil- 
ver Star ausgezeichnet wurde 
und später in Saudi-Arabien als 
amerikanischer Militär-Attach& 
diente, klagte den Riesenkon- 
zern United Technologies Corpo- 
ration an, Bandar und seinen bei- 
den Brüdern Prozente in Höhe 
von Milliarden Dollar gezahlt zu 
haben, um einen Verkauf von 
Hubschraubern in der Größen- 
ordnung von sechs Milliarden 
Dollar unter Dach und Fach zu 
bekommen. 


Bestechungsgelder unter 
der Hand gezahlt 


Dooley, der 1986 in den Ruhe- 
stand trat, um Verkaufsleiter in 
der Hauptabteilung Sikorsky- 
Hubschrauber bei United Tech- 
nologies zu werden, berichtete in 
Gerichtspapieren, daß der be- 
kannte saudische Gesandte in 
dem Bestechungsplan als »zen- 
trale Figur« fungierte und dafür 
gesorgt habe, daß die lukrativen 
Flugzeug-Aufträge ohne die ge- 
wöhnlich vom amerikanischen 
Verteidigungsministerium vorge- 
schriebene Ausschreibung an 
mehrere Wettbewerber unmittel- 
bar an United Technologies ver- 
geben wurden. Da mit Verteidi- 
gungsaufträgen befaßte amerika- 
nische Offiziere offen ihren Arg- 
wohn über »korrupte Praktiken« 
bei Einkäufen von Kriegsgerät 
durch die Saudis zum Ausdruck 
gebracht hatten, wurden die Aus- 
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William Casey, inzwischen ver- 
storbener Leiter des CIA, ar- 
beitete über Prinz Bandar mit 
dem Mossad zusammen. 


zahlungen unter der Hand als 
Promotion für den Hubschrau- 
ber-Deal bereits an die Brüder 
des saudischen Botschafters, 
Prinz Khalid und Prinz Fahd, ge- 
leistet, wie aus Dooleys Strafan- 
zeige hervorgeht. 


Als meistfotografierter arabi- 
scher Botschafter in Washington 
bekannt, ist Prinz Bandar der 
Sohn von Prinz Sultan, des mäch- 
tigsten Ministers für Verteidi- 
gung und Luftfahrt des saudi- 
schen Königreichs, dessen älterer 
Bruder der herrschende Mo- 
narch des Golfstaates ist: 


Dooleys Anklagen tragen eine 


seit langem schwelende Kontro- 
verse über den mehrere Millio- 
nen schweren saudischen Ge- 
sandten, der mit Skandalen, an- 
gefangen von angeblichen Fi- 
nanzmanipulationen bis zu ei- 
nem berichteten Mordkomplott 
während seines Aufenthalts in 
Washington, in Verbindung ge- 
bracht wurde, auf den Höhe- 
punkt. 


»Die Behauptung, daß bei saudi- 
schen Einkäufen von Kriegsgerät 
oft deftige Auszahlungen eine 
Rolle spielen, ist nichts Neues«, 
erklärte ein Beamter der Arabi- 
schen Liga am Hauptsitz der Ver- 
einten Nationen in New York 
City, der, wie andere diplomati- 
sche Kreise, dieses heikle Pro- 
blem nur von der Vorgeschichte 
her diskutieren wollte. 


Nur eine Tatsache 
des Lebens 


Höflich »Provisionen« genannt, 
sind über Mittelsmänner an 
Schlüsselbeamte gezahlte Pro- 
zente »nur eine Tatsache des Le- 
bens am Golf«, stellte dieser gut- 
informierte Beobachter nüchtern 
fest. 


»Erinnern Sie sich an Nachrich- 
tenbilder jenes riesigen Düsen- 
flugzeugs mit Installationen aus 
solidem Gold, einer Sauna in vol- 
ler Größe und anderen palastarti- 
gen Armaturen, in der der saudi- 
arabische Waffen-Makler Adnan 
Kashoggi umherzufliegen pfleg- 
te, umgeben von Showgirls?«, 
fragte er. »Dollar des US-Vertei- 
digungsministeriums, getarnt als 
»Provisionen< - damit wurde all 
dieses Leben in großem Stil be- 
zahlt, und noch viel mehr.« 


Der Hauptunterschied bestand, 


darin, daß in jenen Tagen Mittels- 
männer wie Kashoggi das Feld 
für sich hatten. Die Botschaft 
von Saudi-Arabien in Washing- 
ton hielt sich von undurchsichti- 
gen Vertragsabschlüssen fern. 


»Scheich Alhegelan, ein aufrich- 
tiger Gentleman der alten 
Schule, der vor Bandar Botschaf- 
ter in Washington war, ließ nicht 
zu, daß er selbst oder seine Mitar- 
beiter mit irgendwelchen fragli- 
chen Transaktionen in Verbin- 
dung gebracht werden konnten«, 
sagt ein altgedienter libanesi- 
scher Journalist, der für einen 
Verlagskonzern in Washington ar- 


beitet. »Das saudische diplomati- 
sche Corps wurde wegen seines 
makellosen und streng ethischen 
Verhaltens hoch geachtet.« 


Aber als eine plötzliche Krank- 
heit in der Familie Scheich Alhe- 
gelan 1985 dazu zwang, seinen 
Posten aufzugeben, wurde Prinz 
Bandar zum Botschafter in Was- 
hington ernannt und die Dinge 
begannen sich zu wandeln. 


»Scheich Alhegelan wurde als 
Führer des arabischen diplomati- 
schen Corps in Amerika angese- 
hen«, erinnerte sich der Journa- 
list. »Als er von Bandar abgelöst 
wurde, schwand das hohe Anse- 
hen der saudischen Botschaft da- 
hin.« 


Den neuen Gesandten zog es 
nach Machtzentren, die für die is- 
lamische Welt lange Zeit ein rotes 
Tuch waren. Zu diesen neuer- 
dings gepflegten Kontakten ge- 
hörte der CIA, Wall Street-Finan- 
ziers und Zeitungen des Esta- 
blishments, die für ihre pro-isra- 
elischen Tendenzen bekannt wa- 
ren, und schließlich die Israel- 
Lobby. 


Viele Gerüchte 
schwirren umher 


»Anstatt sich das Gewand der 
Führung für die Sache der Ara- 
ber, das sein Vorgänger hinterlas- 
sen hatte, anzuziehen und dessen 
Kontakte zu amerikanischen 
Gruppen, die als Verfechter einer 
ausgewogenen Strategie Ameri- 
kas im Nahen Osten bekannt wa- 
ren, weiterhin zu pflegen, erwies 
sich Bandar als Hinterzimmer- 
Operateur«, behauptet ein ehe- 
maliger Mitarbeiter des Weißen 
Hauses. »Er wurde als Schützling 
von Bill Casey - des inzwischen 
verstorbenen Leiters des zentra- 
len Nachrichtendienstes CIA be- 
kannt. Es liefen Gerüchte umher, 
die besagten, daß dieser arabi- 
sche Fürst über Casey mit dem 
Mossad, Israels Geheimpolizei, 
in Verbindung stand.« 


Es dauerte nicht lange, bis diese 
Gerüchte eine hochnotpeinliche 
öffentliche - Bestätigung erfuh- 
ren, und zwar aus einer Quelle, 
die Bandar wohl vergeblich kulti- 
viert hatte: der innere Kreis der 
»Washington Post«. 


1989 wurde in einer sensationel- 
len Entlarvung des CIA durch ei- 
nen Redakteur der »Washington 


Der saudische Botschafter Prinz Bandar bin Sultan (links) wäh- 
rend eines Gesprächs mit US-Präsident George Bush im Weißen 
Haus. 


Post« enthüllt, daß der saudische 
Botschafter und der CIA-Chef 
Casey mindestens bei einer Gele- 
genheit an einem Komplott betei- 
ligt waren, das darauf abzielte, 
Scheich Ahmed Fadlallah, einen 
hochverehrten islamischen fun- 
damentalistischen Führer im Na- 
hen Osten, zu ermorden. 


»Bandar besorgte angeblich das 
Bargeld — etwa drei Millionen 
Dollar -, während der CIA und 
der Mossad die Muskeln spielen 
ließen, das heißt, die Killer stell- 
ten«, erinnerte sich der ehema- 
lige Mitarbeiter des Weißen Hau- 
ses. »Der Mordversuch wurde 
verpfuscht, wie so manches Ge- 


Der saudi-arabische Waffen- 
Makler Adnand Kashoggi lebte 
von den Provisionen des ame- 
rikanischen Verteidigungsmi- 
nisteriums. 


meinschaftsunternehmen dieser 
beiden Spionagedienste. Scheich 
Fadlallah blieb bei der Explosion 
der monströsen Autobombe, die 
gelegt wurde, um ihn zu töten, 
unverletzt, aber 81 unschuldige 
Zuschauer kamen dabei um. Die 
Sache erregte in der gesamten is- 
lamischen Welt helle Empö- 
rung.« 


Jetzt wird der saudische Bot- 
schafter mit diesem neuen Skan- 
dal in Verbindung gebracht: Un- 
ter Eid vor einem Bundesgericht 
vorgetragene Beschuldigungen, 
daß von einem Auftragnehmer 
des US-Verteidigungsministe- 
riums, der sich eifrig um einen 
großen Flugzeug-Auftrag vom 
Persischen Golf bemühte, hohe 
Prozente (kickbacks) an Prinz 
Bandar und seine Brüder gezahlt 
wurden. 


Die Tage des Botschafters 
sind gezählt 


In dem Prozeß berichtet Dooley, 
daß er, alser die korrupten Bezie- 


hungen zwischen der Firma, bei 
der er beschäftigt war, und dem 
saudischen Botschafter ent- 
deckte, Protest einlegte. Seine 
»Belohnung«: er wurde gefeuert. 


An ihrem Hauptsitz in Connecti- 
cut bestritt die Firma United 
Technologies jegliches Vergehen. 
»Wir wußten seit Monaten von 
diesen Beschuldigungen«, sagte 
der-Sprecher der Firma zu unse-. 
ren Korrespondenten, »und wir 
beauftragten neutrale Berater — 
die Washingtoner Anwaltspraxis 
Covington and Burling - den Fall 
zu untersuchen. Sie kamen zu 
dem Ergebnis, daß unsere Hub- 
schrauber-Geschäfte mit Saudi- 
Arabien nicht durch Bestechung 
befleckt wurden, und daß Oberst 
Dooleys Beschuldigungen daher 
unbegründet sind.« 


In Washington war Prinz Bandar 
nicht Zu einer Stellungnahme be- 
reit. Ein Sprecher für die saudi- 
sche Botschaft sagte lediglich, 
daß »der Botschafter versichert 
habe, er wisse nichts von irgend- 
welchen Auszahlungen«. 


Nach Auskunft von Rechtsexper- 
ten sind dies weniger als kategori- 
sche Dementis — zu sagen, daß 
Bestechung einen spezifischen 
Vertrag nicht »befleckt« habe, ist 
keine Bestätigung dafür, daß es 
keine Auszahlungen zwischen 
der Firma und saudischen Beam- 
ten gegeben hat -, aber wie der 
Streit vor Gericht entschieden 
wird, ist schwer vorauszusagen. 


In Washington und New York 
schien. jedoch Übereinstimmung 
darüber zu herrschen, daß, ganz 
gleich wie der Rechtsstreit ausge- 
hen mag, Prinz Bandars Tage als 
saudischer Botschäfter und 


Washingtoner »wheeler-dealer« 
(Mauschler) gezählt sind. Oo 


Das Land | 


x 


wird seine 
»Bombe« 
bekommen 


Alec de Montmorency 


Ungeachtet der Inspektionsmannschaften der Vereinten Nationen 
und des Säbelrasselns von US-Präsident George Bush wird Iraks 
Saddam Hussein eine Atombombe bekommen. Und das Gleiche gilt 


für Pakistan. 


Das ist die Meinung von Stanley 
Orman, ehemaliger stellvertre- 
tender Leiter des Atomic Wea- 
pons Establishment in Alderma- 
ston in England. Orman begrün- 
det seine Voraussage auf dem 
fortgeschrittenen Stand der indu- 
striellen Infrastruktur des Iraks 
und Pakistans, und der Bereit- 
schaft des Westens - offen oder 
»unter dem Ladentisch« - die er- 
forderliche Ausrüstung zu ver- 
kaufen, vorausgesetzt der Preis 
stimmt. 


Zurückgreifen auf 
eine alte Methode 


Orman wurde in der Londoner 
»Times« als »besonders beein- 
druckt« durch die Entdeckung ei- 
ner »Gaszentrifuge zur Anreiche- 
rung von Uran« in den Außen- 
bezirken von Bagdad durch die 
Vereinten Nationen zitiert. 


Nils Bohr, der dänische theoreti- 
sche Physiker, der während des 
Zweiten Weltkriegs an dem ame- 
rikanischen »Manhattan Project« 
gearbeitet hatte, faßte die ver- 
‘schiedenen Technologien, .die 
eingesetzt werden, um eine kon- 
trollierbare Atomreaktion zu er- 
zielen, zusammen. 


Die erste sei die »gasförmige Dif- 
fusion«, die von den Briten aus- 
gearbeitet wurde. Sie bestand 
daraus, vergastes Uranium-He- 
xafluorid, oder Kurz »Hex«, 
durch eine Vielfalt von Sieben zu 
drücken, wo der Wichte-Unter- 
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_ in einem Reaktor des »Man- 


hattan Project« gewonnen 
wurde, bei dem die von Enrico 
Fermi aus Italien vorgeschlagene 
Methode zum Tragen kam. Sie 
wurde zur Herstellung von »Fat 
Boy«, der auf Nagasaki abgewor- 
fenen Bombe angwendet. 


Bohr erwähnte eine dritte Me- 
thode, die nicht funktionierte: 
Die der »Ultrazentrifuge«, bei 
der auch das »Hex« verwendet 
wurde. Diese Methode war von 
dem schwedischen Wissenschaft- 
ler Theodore Svedberg entwik- 
kelt worden, der 1925 für seine 
Erfindung den Nobelpreis erhielt 
Svedbergs Theorie funktionierte 
zwar auf dem Papier, aber Expe- 
rimente ergaben eine Anreiche- 
rung von nur acht Prozent, statt 
der durch andere Verfahren er- 
reichten 80 Prozent. Dieser Fehl- 
schlag, so wurde festgestellt, war 
auf das Fehlen von ausreichend 


Spektakuläre Atomtests gehören der Vergangenheit an. Heute 
kann man in der Waschküche eine Atombombe bauen. 


schied zwischen dem schweren, 
trägen Uranium - U-238 - von 
dem leichteren, spaltbaren U- 
235, das in die auf Hiroshima ab- 
geworfene Bombe ging, getrennt 
wird. 


Bei der zweiten Vorrichtung 
wurde Plutonium verwendet, das 


harten Werkstoffen zum Bau ei- 
ner gebrauchsfähigen Ultrazen- 
trifuge zurückzuführen. Diese 
Werkstoffe stehen der Industrie 
seit den siebziger Jahren zur Ver- 
fügung. Und Swedbergs Ultra- 
zentrifuge ist im Westen seit ei- 
nem Vierteljahrhundert in: Be- 
trieb. 


Die fortschrittliche Technologie 
und Werkstoffe machen die dritte 
Option realisierbar, in gleicher 
Anreicherung oder über. die 80 
Prozent Anreicherung der beiden 
ersteren Methoden hinausge- 
hend. ; 


Für die Herstellung 
braucht man nur 
einen Kellerraum 


Hier liegt nun das Problem. Eine 
Ultrazentrifuge, die in der Lage 
ist, spaltbares Material zu produ- 
zieren, paßt bequem in den Kel- 
ler eines Einfamilienhauses hin- 
ein. Nach einer solchen Art von 
Ausrüstung zur Herstellung von 
Bomben zu suchen, käme der Su- 
che nach einer Nadel im Heuhau- 
fen gleich. 


Keiner kann sie hindern 
Atombomben zu bauen 


Der britische Experte Michael 
Evans sagt: »Diese fatalistische 
Bewertung des Atomwaffen-Po- 
tentials des Irak soll die gegen- 
wärtigen Versuche, Saddam Hus- 
seins heimliches Programm zu 
entlarven, nicht schmälern, son- 
dern lediglich in den richtigen 
Zusammenhang bringen. Ebenso 
wie internationale Absicherun- 
gen und Beschränkungen in der 
Vergabe von Technologien Nord- 
korea, Pakistan und andere mut- 
maßliche Atomstaaten nicht 
daran hindern werden, Atomwaf- 
fen zu entwickeln, wird dies auch 
dem Irak eines Tages gelingen, 
egal, wieviele amerikanische 
Bomben abgeworfen und wie- 
viele UNO-Inspektoren hinaus- 
gesandt werden, um das Land 
nach geheimen Einrichtungen zu 


durchsuchen.« 


Laut britischen Experten wußte 
der Westen bisher noch nicht, 
daß der Irak eine Ultrazentrifuge 
hat, sondern »es gibt wahrschein- 
lich mindestens eine gleiche 
zweite Anlage«, die noch nicht 
von den Inspektoren entdeckt 
wurde. m 


Irak 


Die Opfer 


der Zivil- 
bevölkerung 


John Mc Brien 


Präsident George Bush hat wiederholt vor, während und nach sei- 
nem Krieg am Persischen Golf erklärt, der irakische Präsident sei 
sein Feind, nicht die Zivilbevölkerung des Landes. Und doch, ob- 
wohl Bush sagte, es sei nicht angemessen, amerikanische Streit- 
kräfte nach Bagdad zu entsenden, um Saddam Hussein zu entmach- 
ten, hatte er anscheinend keinerlei Hemmungen, das schwerste Luft- 
bombardement in der Geschichte - eine Orgie der Zerstörung, die 
Tausenden von hilflosen Zivilisten das Leben kostete und immer 
- noch-das Leben gewöhnlicher irakischer Bürger bedroht - vom Sta- 


pel zu lassen. 


Es gab in den Medien des Esta- 
blishments zwar einige Berichte 
über die massive Entwurzelung 
der irakischen Gesellschaft und 
Zerstörung der Infrastruktur des 
Landes, aber diese erschienen ty- 
pischerweise in Artikeln auf den 
letzten Seiten der Zeitungen ver- 
steckt. Weit größere Aufmerk- 
samkeit wurde den Behauptun- 
gen der Bush-Regierung, wo- 
nach der Irak weiterhin irgend- 
wie eine Bedrohung für die 
Menschheit darstelle, und War- 
nungen, daß weitere Bomben fal- 
len könnten, zuteil. 


Grund für 
den Krieg 


Darüber hinaus bestehe die ein- 
zige Rettung für den Irak darin, 
so heißt es, seine Ölindustrie 
ganz einfach an Bush und andere 
Führer des Westens anzuglie- 
- dern. Ol ist Iraks einzige einkom- 
mensträchtige Industrie, und 
selbst ein Verrückter wie Saddam 
Hussein ist nicht dazu bereit, Ge- 
winne in der Form von Kriegsre- 
parationen nach Kuwait und an 
die Vereinten Nationen abzu- 
zweigen, zumal jeder Cent benö- 
tigt wird, um das Land im Griff 
zu halten und für die grundlegen- 
den Bedürfnisse der Bevölke- 
rung zu sorgen. 


Indessen weigert sich die Bush- 
Regierung, die im Herbst 1990 
gegen den Irak erhobenen Wirt- 


schaftssanktionen, eine Blok- 
kade, die bereits tief in Iraks Im- 
porte von Medikamenten und 
Nahrungsmitteln eingeschnitten 
hatte, wieder aufzuheben. Vor 
dem Beginn des Golf-Krieges 
war es sogar Mitgliedern des 
amerikanischen Kongresses klar, 
daß das Embargo den Irak 
schließlich dazu zwingen werde, 
aus Kuwait abzuziehen, was dem 
angeblichen Ziel einer möglichen 
von den Vereinigten Staaten an- 


geführten Militäraktion gegen 
Husseins Streitkräfte voll ent- 
sprochen hätte. In seiner Eilfer- 
tigkeit, einen Krieg vom Zaun zu 
brechen und um seine Populari- 
tät bei den Wählern zu erhöhen, 
wischte Bush diesen Einwand je- 
doch beiseite. 


Aber der Reingewinn des Blut- 
bads im Nahen Osten ist und wird 
sich weiterhin für die USA als ka- 
tastrophal erweisen, wie CODE 
seinerzeit mehrfach berichtete. 
Amerika wird letztenendes der 
Verlierer sein, weil, wie jetzt so- 
gar von Bush eingeräumt wird, 
der Hauptgrund für den Angriff 
gegen den Irak darin bestand, Is- 
rael zu beschützen. 


Die wahren Gegner 
des Krieges 


Vor und während seines Krieges 
hatte Bush dies niemals gesagt. 
Uns wurde erzählt, der Grund für 
den Krieg bestehe darin, den 
Emir von Kuwait wieder auf den 
Thron zu setzen und das Märchen 
aufgetisch, Saddam werde 
Saudi-Arabien angreifen. 


Wir wurden rundheraus kritisiert 
— selbst von einigen unserer Le- 
ser -, weil wir den Golf-Krieg als 
»no-winn proposition« (verlo- 
rene Sache) bezeichnet hatten. 
Die Widerlegung wurde unver- 
züglich in Begriffe des Patriotis- 
mus gekleidet; gegen den Krieg 


Hunger, Unterernährung, Cholera und Typhus bedrohen die iraki- 
sche Bevölkerung Monate nach Ende des Krieges. 


zu sein bedeute, die von amerika- 
nischen Soldaten und Soldatin- 
nen gebrachten Opfer zurückzu- 
weisen. Wir sagten jedoch richtig 
voraus und CODE berichtete 
darüber, daß amerikanische Steu- 
erzahler und Verbraucher, die 
amerikanische Wirtschaft und 
das Ansehen des Landes auf 
Jahre hinaus die Verlierer sein 
würden. Die einzigen Gewinner, 
schrieb CODE seinerzeit, seien 
»Israel, der Emir von Kuwait, die 
Oligarchen am Persischen Golf, 
die Trilaterale Kommission und 
andere Nutznießer der Neuen 
Weltordnung.« 


Saddam Hussein herrscht immer 
noch über den Irak, ein Land das 
buchstäblich von einer Grenze 
zur anderen Grenze verwüstet 
worden ist. Die Bomben forder- 
ten schätzungsweise allein in 
Bagdad 220000 Menschenleben 
und weitere 75000 anderswo im 
Lande. Mehr als 70 Prozent der 
Bomben verfehlten ihre Ziele. 


Fast ein Jahr nach Ende des Krie- 
ges ist immer noch nicht gewiß, 
wieviele irakische Soldaten - von 
denen einige in Gräben lebendig 
begraben wurden, ein klarer Ver- 
stoß gegen die Kriegsgesetze - 
von amerikanischen und alliier- ° 
ten Streitkräften getötet wurden. 
Seinerseits konnte das amerika- 
nische Verteidigungsministerium 
nur schätzen, daß 100000 iraki- 
sche Soldaten getötet und wei- 
tere 300000 verwundet wurden. 


Viele Kinder 
müssen sterben 


Unterdessen haben Ärztemann- 
schaften, die versuchen, die S$i- 
tuation des Öffentlichen Gesund- 
heitswesens im Irak zu bewerten, 
warnend darauf hingewiesen, 
daß die Sterblichkeitsziffer von 
Kindern unter fünf Jahren mög- 
licherweise auf das Dreifache der 
Zahlen vor dem Golf-Krieg an- 
steigen werde. Es wird vorausge- 
sagt, daß Cholera, Typhus und 
Unterernährung den Tod von 
Hunderttausenden von Kindern 
über die Zahl hinaus, die unter 
normalen Umständen sterben 
würden, herbeiführen werde. 


Das Internationale Komitee des 
Roten Kreuzes hat davor ge- 
warnt, daß dem Irak ohne sofor- 
tige Hilfsaktionen eine »langfri- 
stige Katastrophe« bevorstehe. 
Eine amerikanische Mannschaft _ 
aus Harvard, die das Land berei- 
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Irak | 
Die Opfer 
der Zivil- 
bevölkerung 


ste, sagte, Hungersnot »ist eine 
sehr reale Möglichkeit«. 


“ „ Bush beharrte auf seiner These, 


daß unschuldige irakische Zivili- 
sten nicht zu leiden brauchten, 
aber genau das ist eingetreten. 
Große Aufmerksamkeit wurde 
auf das Elend der kurdischen 
Minderheit und deren andau- 
ernde Revolte gegen die Regie- 
rung des Irak gelenkt. Was aber 
nur selten erwähnt wird, ist die 
Tatsache, daß alliierte Regierun- 
gen die Kurden aufgestachelt ha- 
ben, in der Hoffnung, die Auf- 
merksamkeit der irakischen Trup- 
pen abzulenken. Sobald die wü- 
tenden Kämpfe ausgebrochen 
waren, wurden die Kurden grau- 
. sam ihrem Schicksal überlassen, 
fast so wie es zur Zeit der Nixon- 
Regierung geschah, als ein Kur- 
denaufstand von Henry Kissin- 
ger solange ermutigt wurde, bis 


der Irak die von den USA ge-' 


wünschten Konzessionen an den 
Iran machte. 


Während der weithin publizier- 
ten Belehrungen der gespannt 
lauschenden Journalisten in 
Saudi-Arabien und im amerika- 
nischen Verteidigungsministe- 
rium ergötzten sich amerikani- 
sche und alliiertte Kommandeure 
daran, zu zeigen, wie ihre »klu- 
gen« Waffen zum Beispiel genau 
auf einen Türeingang in einem 
Bunkerkomplex gezielt werden 
konnten. Nicht so offensichtlich 
für die Reporter waren jedoch 
die.gewaltigen Schäden als Folge 
der weitaus schwereren Behar- 
kung mit »dümmeren« Waffen, 
"denjenigen, die auf spezifische 
Gebiete irakischer Immobilien 
abgeworfen oder abgeschossen 
wurden. In allen modernen Krie- 
‘gen werden Zivilisten getötet 
und verwundet. Aber die Allüer- 
ten scheinen die Zahlen über die 
sogenannten nebensächlichen 
Schäden verheimlicht zu haben. 


Krankenhäuser 
vorsätzlich ausgebrannt 


. Der Euphemismus über »neben- 
sächliche Schäden« des Krieges 
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bedeutete unbeabsichteten Tod 
und Verletzung von Zivilperso- 
nen und Zerstörung der iraki- 
schen Infrastruktur. In Wirklich- 
keit ist jetzt klar, daß Iraks Kraft- 
werke, Ölraffinerien und Trans- 
portnetzwerke willkürlich ver- 


“ nichtet wurden. Auch Kranken- 


häuser, Wasserversorgungs- und 
Abwasseranlagen und die Land- 
wirtschaft wurden bewußt zer- 
stört. 


Bush entschied sich dafür, sein 
Glück beim amerikanischen Volk 
nicht zu strapazieren und befahl 
den amerikanischen Truppen 
nicht, bis Bagdad vorzustoßen 
und Saddam Hussein leibhaftig 
aus der Macht zu entfernen. Seit 
Ende des Golf-Krieges versucht 
er, Sanktionen als Mittel zu ver- 
wenden, um ihn zu vertreiben, 
anscheinend in dem Glauben, 
eine Palastrevolte werde zu einer 
neuen Regierung führen. Die 
Wünsche des irakischen Volkes 
sind jedoch völlig belanglos, da 
amerikanische und israelische 
Regierungsbeamte nicht die Ab- 
sicht haben, einen Moslem des 
harten Kurses in einer nationalen 
Revolte zur Macht kommen zu 
lassen. 


Obwohl hierzulande weiterhin 
Berichte über steigende Todeszif- 
fern besonders unter Kindern 
durchsickern, hält Bush an sei- 
nem Statement fest: »Ihr, das ira- 
kische Volk, seid nicht unser 
Feind. Wir streben nicht nach eu- 
rer Vernichtung. « 


Dies wird zweifellos Millionen 
von irakischen Familien, die in 
Abwasserkanälen hausen, deren 
Kleinkinder durch Seuchen und 
Hungersnot sterben, die den Tod 
ihrer Lieben betrauern und dem 
Verlust derjenigen entgegense- 
hen, die noch in den kommenden 
Wintermonaten als direkte Folge 
von Bushs sadistischem, unnöti- 
gem Krieg sterben werden, kei- 
neswegs beruhigen. DO 


Israel 


Ein Ausweg 
aus der Krise 


Victor Marchetti 


Jetzt, wo die Länder der Welt im Kielwasser des Zusammenbruchs 
des Sowjetreiches und des Endes des Kalten Krieges auf die gewalti- 
gen Veränderungen in den grundlegenden Dingen politischer Ver- 
hältnisse reagieren, liegt der neue Schwerpunkt auf wirtschaftli- 
chem, im Gegensatz zum militärischen Wettbewerb. Die politische 
Führung wird sich langsam darüber klar, wie Japan es schon getan 
hat, daß die staatliche Sicherheit im 21. Jahrhundert von der Fähig- 
keit eines Landes abhängt, auf dem Weltmarkt konkurrieren zu kön- 


nen. 


Der schärfste Wettbewerb zwi- 
schen den Ländern - wenn erst 
einmal die politische Landschaft 
in Osteuropa umgestaltet und 
neue Länder aufgenommen wor- 
den sind - wird zum wirtschaftli- 
chen Vorteil gereichen. Diese 
Umwandlung im grundlegenden 
Verhältnis zwischen den Ländern 
muß im Nahen Osten, wo riesige 
stehende Heere, vor Massenver- 
nichtungswaffen strotzend, sich 
über umstrittene Grenzen hin- 
weg einander anstarren, erst 
noch an Land gespült werden. 
Dort geht das Wettrüsten rasch 
weiter, obwohl sich die Super- 
mächte anschicken, ihre gewalti- 
gen Atom-Arsenale auszuräu- 
men und aus aufgeblähten Vertei- 
digungshaushalten die Luft her- 
auszulassen. Aber es ist nur noch 
eine Frage der Zeit, bis die Län- 
der des Nahen Ostens diesem 
Kurs folgen, entweder aus eige- 
nem Antrieb heraus oder als Re- 
aktion auf Druck durch die Völ- 
kergemeinschaft, die eine fort- 
dauernde Bedrohung des Welt- 
friedens nicht hinnehmen kann, 
vor allem nicht in einer Region, 
die derart lebenswichtig für die 
Energieversorgung der Welt ist. 


Gemeinsamer Markt für 
den Nahen Osten 


Israels Führer der Arbeiter-Par- 
tei, Shimon Peres, verlieh kürz- 
lich seiner Vision der Verände- 
rungen Ausdruck, deren Israel 
sich unterziehen müsse, um sein 
politisches und wirtschaftliches 
System umzuwandeln, damit es 
in der neuen Welt wettbewerbsfä- 
hig bleiben kann. In einem kürzli- 


chen Artikel für die »Jerusalem 

Post« schrieb er: »Das Schicksal 

der Verteidigung in unseren Ta- 
gen hängt stark vom Zustand un- 
serer Wirtschaft ab. Die Märkte 

von heute erzeugen Politik und 

verteidigen sie; die Macht eines 

Marktes ist greifbarer als die ei- 
nes Staates.« 


Angesichts einer Reihe von Pro- 
blemen, darunter eine schnell 
wachsende Bevölkerung, einer 
stagnierenden und mehr und 
mehr verkümmernden Wirt- 
schaft, politischer Unstabilität 
und Bedrohung der inneren Si- 
cherheit durch die große palästi- 
nensische Bevölkerung, und die 
mögliche Umleitung amerikani- 
scher Hilfsleistungen nach Osteu- 
ropa, verlangt die Peres-Lösung 
nach nichts weniger als die Schaf- 
fung eines »neuen Nahen 
Östen«. 


»Nur ein Naher Osten dessen 
Grenzen offen sind und inner- 
halb derer regionale Entwick- 
lungsprogramme voranschreiten, 
in dem ein gemeinsamer Markt 
ensteht, kann die Frage der Gren- 
zen und Territorien in etwas weni- 
ger Entscheidendes verwandeln, 
als dies heute der Fall zu sein 
scheint«, schreibt Peres. 


Mit dieser Erklärung räumt er 
ein, daß Israels derzeitige Pro- 
blemlösung der Bedrohung der 
äußeren und inneren Sicherheit - 
Militärmacht und bewaffnete 
Einschüchterung - die Probleme 
des Nahen Ostens niemals lösen 
wird. Die wirtschaftliche Lösung 
ist die einzige tragbare Option. 

»Es wäre vom Standpunkt der 


Verteidigung aus gesehen ab- 
surd, und verteidigungsmäßig in- 
nerhalb des Umkreises unserer 
Grenzen zu beschränken: dies 
könnte eine territoriale Antwort, 
aber keine strategische sein. Die 
Strategie unserer Zeit beweist, 
daß eine militärische Konfronta- 
tion heute manchmal eher der 
- Zusammenstoß der Technolo- 
.gien als der zwischen Armeen 
ist«, schreibt Peres. 


»Das Gleiche gilt für den Frie- 
den: Wenn als Ergebnis einer 
Friedensvereinbarung, was im- 
. mer dabei herauskommen mag, 
. eine Feuereinstellung oder Abrü- 
stung oder gar das Ende des Krie- 
ges ist, wäre es ein historischer 
Fehler, da alle diese Fragen ein 
relatives und sich ständig verän- 
derndes Gewicht haben; was ein 
dauerhaftes Gewicht hat, ist eher 
die Struktur als das Mittel.« 


Alternative zur 
messianischen Vision 


-Mit anderen Worten, Israel 
würde einen Fehler begehen, 
seine Zukunft der militärischen 
Lösung anzuvertrauen, da es 
sehr bald feststellen würde, daß 
die Umwandlung des Globus 
diese weit hinter sich gelassen ha- 
ben wird. Owohl seine militäri- 
sche Macht Israel in die Lage ver- 
setzen würde, Tod und Verderben 

“über seine Nachbarn zu bringen, 

würde dieses Werkzeug der Di- 

plomatie in der neuen Welt veral- 

ten. Und Israel wäre vom wirt- 
schaftlichen Hauptstrom abge- 
schnitten. 


Zum Beispiel, die neu enste- 
hende Europäische Gemein- 
schaft (EG), die der größte Ein- 
zelmarkt auf der Erdoberfläche 
und ein mächtiger Konkurrent in 
der wirtschaftlichen Arena sein 
wird - einmal mit ihrem Einfluß, 
denjenigen Bedingungen aufzu- 
erlegen, die mit ihr Geschäfte 
machen wollen, Bedingungen, 
die weit über einfache Festset- 
zungen von Preisen und einem 


“ - Warenangebot hinausgehen -, ist 


ein neuer Mitspieler auf der poli- 
tischen Bühne. 

Peres schreibt: »Die Europäer sa- 
gen uns in einer fast ruppigen 
Sprache: Entweder löst ihr das 
Palästinenser-Problem, oder ihr 
könnt uns von hinten betrach- 
ten.« 


Peres bringt die grundlegenden 
Voraussetzungen seines Planes, 


= 


die wahrscheinlich von seiner 
Partei als ideologische Alterna- 
tive zu Israels messianischer Vi- 
sion des Eretz Yisrael übernom- 
men werden, mit kühnen Worten 
zum Ausdruck, indem er sagt: 
»Nichts könnte Israels Sicher- 
heit, die Aufnahme von Einwan- 
derern, die Gleichheit der arabi- 
schen Bürger des Landes, die Ver- 
hinderung der Auswanderung 
und die Verringerung der Ar- 
beitslosigkeit besser gewährlei- 
sten als eine Nahost-Gemein- 
schaft, in der jedes Volk seine 
Identität, jede Religion ihr Ge- 
betbuch, jeder Staat seine eige- 
nen Regierungsinstitutionen bei- 
behalten würde. Der Unter- 
schied würde in den Grenzen und 
den Herrschern bestehen: Sie 
werden beim Aufbau der Volks- 
wirtschaften und Gesellschaften 
aller Länder der Region nicht im 
Wege stehen.« ; 

Die Nahost-Gemeinschaft die Pe- 
res vorschlägt soll auf einem re- 
gionalen gemeinsamen Markt be- 
ruhen. 


Förderung des Konsums 
statt Atomwaffen 


Er nennt wiederholt das europäi- 
sche Modell als Beispiel für das, 
was erreicht werden kann. Aber 
er weist die gegenwärtige israeli- 
sche Strategie, die darin besteht, 
den Schwerpunkt auf Aufnahme 
in die EG selbst zu legen, zurück 
und plädiert somit für die Her- 
stellung wirtschaftlicher Bezie- 
hungen Israels zu seinen Nach- 
barn. 


Peres weist darauf hin, daß die 
EG »zwei Europas« repräsentiert 
— das wohlhabende im Westen 
und das schwankende im Osten. 
Dieses »zweite« Europa, der 
Osten, stehe am Rande des wirt- 
schaftlichen Zusammenbruchs, 
seine Arbeiter seien bereit, für 
Hungerlöhne zu arbeiten, als Ge- 
genleistung für die magere Si- 
cherheit des täglichen Brotes und 
Brennstoffes, um die kalten Win- 
ternächte zu überstehen. 


Peres führt weiterhin aus, daß die 
Vereinigten Staaten irgendwann 
in der Zukunft nicht umhin kom- 
men werden, ihr Auslandshilfe- 
und Investitionskapital nach Ost- 
europa umdirigieren zu müssen, 
»da gesellschaftliche Auflösung, 
die wachsenden Knappheiten 
und ein großes Arsenal von 
Atomwaffen keine einfache 
Kombination sind«. 


Als Vorbereitung auf das Unver- 


meidliche sollte Israel sein 
Schicksal in die eigene Hand neh- 
men und damit beginnen, das 
Fundament zu seinem Anteil am 
nahöstlichen Wohlstand zu legen. 
»Dies ist ein logischer Verlauf, 


‚weil das Vorhandensein eines re- 


gionalen gemeinsamen Marktes 
den Frieden besser gewährleisten 
wird, als die Verringerung der 
Anzahl von Raketen. Er ist lo- 
gisch, weil wir, wie die Europäer, 
uns innerer, billiger Transport- 
wege erfreuen könnten. Dies ist 
logischer als alle anderen Aus- 
sichten, nicht nur andere Gefah- 
ren, da diese Aussichten mehr 
von regionalen als von Weltsitua- 
tionen abhängig wären.« 


Peres sagt, es sei unvernünftig, 
von Israel zu erwarten, als gleich- 
berechtigter Partner entweder 
am europäischen gemeinsamen 
Markt teilnehmen zu dürfen, 
oder sowohl aus praktischen oder 
politischen Erwägungen heraus 
dazu in der Lage zu sein. Die Lö- 
sung - zumindest in deren ersten 
Phase - bestehe darin, unmittel- 
bar zu Hause einen neuen Markt 
zu errichten auf dem Israels Wa- 
ren verkauft werden, so daß es 
eine eigene Industriekapazität 
entwickeln kann. 


Es geht um 
Israels Überleben 


Es steht nichts weniger auf dem 


Spiel als Israels Überleben. Perez 


versichert: »Wir stehen vor einer 
harten Wahl: entweder Kraft der 
Anzahl von Palästinensern, über 
die wir herrschen, ein großes Is- 
rael zu sein, oder entsprechend 
dem Umfang des Marktes, der 
uns zur Verfügung steht, ein gro- 
Bes Israel zu werden.« 


Er warnt davor, daß, wenn Israel 
keine Exportmärkte entwickelt, 
seine Jugend niemals Arbeits- 
plätze finden und auf der Suche 
nach Arbeit auswandern wird. 
Was noch schlimmer sei, es wäre 
die beste Jugend des Landes -die 
fähigste, gebildetste und ehrgei- 
zigste -, die das Land verlassen 
würde. 


Um ausländische Investitionen 
anzulocken, die Israel so’ verzwei- 
felt benötigt, muß es die interne 
politische Lage stabilisieren und 
die Bedrohung von außerhalb 
seiner Grenzen verringern. Es 
gibt viele Ausreden für den Man- 
gelan Auslandskapital, das für Is- 


rael bestimmt ist, die gebräuch- 
lichste davon lautet, daß Israels 
überbürokratisierte, zentralge- 
plante Wirtschaft Geldanleger 
abschrecke. Dies ist aber nur ein 
Teil des Problems, sagt Perez. Es 
herrscht auch der »nie endende 
Kampf zwischen den Ministern, 
aus denen sich die Koalitionsre- 
gierung zusammensetzt«. Aber 
das größte Hindernis sei die 
grundlegende Fehleinschätzung 
der Marktkräfte. »Geld ist ein. 
sehr verwöhnter und wähleri- 
scher Gegenstand. Es wird von 
solchen Stellen angezogen, wo 
politisch und wirtschaftlich Ruhe 
und Frieden herrscht.« - 


Die Konstellation 
der Vorteile 


Peres nennt spezifische Beispiele 
für die Möglichkeiten, bei denen 
eine regionale Kooperation allen 
Parteien zugute kommen könnte. 


. Wasser und Tourismus sind die 


beiden vielversprechendsten und 
grundlegendsten, schreibt er. 


»Der gemeinsame Markt im Na- 
hen Osten muß sich bald mit die- 
sen beiden Themen befassen, so 
wie Europa in den frühen Stadien 
der Verhandlungen über die Bil- 
dung der Europäischen Gemein- 
schaft mit Kohle und Stahl be- 
gann. Gleichzeitig ist die Kon- 
stellation der Vorteile - wie saudi- 
sches Ol, türkisches Wasser, der 
ägyptische Markt - mehr regio- 
nal als national.« 


Die Durchführbarkeit von Peres’ 
Plan ist äußerst zweifelhaft, ange- 
sichts vor allem der mächtigen 
politischen Kräfte, die in Israel 
an der Arbeit sind, aber als natio- 
nales Ziel ist er eine weit überle- 
genere Alternative als Likuds‘ 
Traum von der Eroberung - 
Eretz Yisrael - und führt schnel- 
ler zum Frieden. 


Vielleicht als Beschwichtigung 
für die Attraktivität des messiani- 
schen Reizes- der heiligen Mis- 
sion des Likud, kleidet Peres sei- 
nen Vorschlag in gleichermaßen 
mystische Worte; »Frieden ist 
nicht nur ein Ziel«, so beschließt 
er seinen Artikel, »sondern ein 
Mittel zu einem höheren Zweck: 
Ein goldenes Zeitalter für die Be- 
völkerung des Nahen Ostens zu 
ermöglichen, ein Zeitalter, wie es 
die Geschichte niemals gekannt 
hat, eine goldene Epoche, die zu 
einem Gebiet paßt, das die ganze 
Welt umfaßt.« m) 
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Zionismus 


Zahl der 


Juden 


Victor Marchetti 


Nur 26 Prozent der amerikanischen Juden behaupten, sie seien Zio- 
nisten. In einem Beitrag in der neuesten Ausgabe von »Commen- 
tary«, das Journal des American Jewish Committee, »das von be- 
merkenswerten Gedanken und Meinungen getragen wird«, fragt Ed- 
ward Norden: »Wieviele Juden gibt es heute auf dem Planeten, und 
wieviele werden es in der nächsten Generation sein? Wo sind sie, und 
wo werden sie, ihre Kinder und Kindeskinder möglicherweise im 
Jahre 2021 sein? Was macht das für einen Unterschied?« 


Um diese Fragen zu beantwor- 
ten, schreibt Norden: »Der erste 
Schritt ist, eine Gegenfrage zu 
stellen, nämlich: Wer ist Jude?« 
Seine Antwort: »Ein Jude zu 
sein, einst eine Bedingung, oder 
Schicksal, oder Berufung, ist zu 
einer Auswahlmöglichkeit gewor- 
den, und dies nirgendwo spekta- 
kulärer als in den USA.« 


Der Krieg der 
Gebärmutter 


Norden, der sich auf Daten 
stützt, die weitgehend von israeli- 
schen Demographen zusammen- 
gestellt wurden, kommt zu eini- 
gen faszinierenden Schlußfolge- 
rungen, deren keineswegs gering- 
ste folgende ist: »Die Diaspora 
und Zion werden einander wei- 
terhin bedürfen, so wie Yin Yang 
nötig hat, und um beide muß man 
sich irgendwie kümmern. Das 
Ironische an der Sache ist, daß 
die ehemalige - vorwiegend ame- 
rikanische Judenheit — größere 
Gefahr läuft, durch Freundlich- 
keit getötet zu werden, als letzte- 
rer (Israel) durch bis an die 
Zähne bewaffneten Haß.« 

Das Problem in Israel, schreibt 


Norden, ist nicht wieviele Juden ° 


in 30 Jahren dort sein werden, 
sondern wieviele Palästinenser 
dort sein werden. Trotz Israels 
Gesetzgebung und Kultur, die 
darauf abzielen, sicher zu gehen, 
daß alle im zionistischen Staat le- 
benden Juden in der einen oder 
anderen Form Juden bleiben wer- 
den, werden die eingeborenen 
Palästinenser, sowohl in Israel 
selbst als auch in den besetzten 
Gebieten, den Juden zahlenmä- 
Big überlegen sein. 
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tiert. Er zitiert einen pessimisti- 
schen Demographen, der voraus- 
sagt: »Wenn die derzeitigen 
Trends nicht gestoppt oder ins 
Gegenteil verkehrt werden, dann 
steht die amerikanische Juden- 
heit in der ersten Hälfte des 21. 
Jahrhunderts, durch eigene 
Hand, vor ihrer Auslöschung als 
bedeutsamer Rechtsträger.« 


Aber während sich die amerika- 
nische Judenheit langsam mit der 
amerikanischen Gesellschaft ver- 
mengt, lehrt der klassische Zio- 
nismus, daß »es letztendlich eine 
antisemitische Reaktion geben 
muß«, stellt Norden fest. »Diese 
Gegenreaktion, ausgelöst durch 
harte Zeiten und/oder einen ver- 
lorenen Krieg, wird den Schmelz- 
prozeß zum Erliegen bringen« — 


Die niedrige Geburtenziffer der israelischen Juden wird im Krieg 
der Gebärmutter gegen die Palästinenser ein großes Hindernis 
sein. 


Selbst der derzeitige Strom so- 
wjetischer Juden nach Israel hin- 
ein kann diesen Trend auf lange 
Sicht nicht ausgleichen. Die nied- 
rige Geburtenziffer der israeli- 
schen Juden, zusammen mit dem 
stetigen Strom von Auswande- 
rern nach den USA und nach 
dem Westen, wird im Krieg der 
Gebärmutter gegen die Palästi- 
nenser weiterhin ein überwälti- 
gendes Hindernis sein. 


Indessen gewinnt in der Dia- 
spora, speziell in Amerika, der 
Trend zur Assimilation durch 
Mischehen und Herausfallen aus 
dem Judentum an Schwungkraft, 
räumt Norden bedauernd. ein. 
Darüber hinaus, schreibt er, wird 
dieser Trend mehr und mehr un- 
ter amerikanischen Juden akzep- 


und möglicherweise manchen as- 
similierten und halb-assimilier- 
ten Juden nach Israel treiben. 


Was sich viel wahrscheinlicher er- 
eignen werde, sei folgendes: »Bis 
spätestens 2021 wird die Dia- 
spora wahrscheinlich in aller 
Stille um eine Million oder mehr 
Körper und Seelen zusammenge- 
schmolzen sein. Um diesen ver- 
kleinerten Kern herum ... wer- 
den viele Millionen Amerikaner 
mit einem jüdischen Eltern- oder 
Großelternteil ihr eigenes Leben 
führen.« Aber er hofft: »Wie esin 
der Sowjetunion über Jahrzehnte 
hinweg, in denen es viele Mische- 
hen gegeben hat, geschehen ist, 
so bildet sich jetzt in einem noch 
größeren Ausmaß in den USA 
ein Reservoir von potentiellen 


Juden, just in dem Augenblick, 
wo so viele wirkliche Juden wahl- 
weise aus dem Judentum aus- 
scheiden.« 


Und er kommt zu der kühnen 
Schlußfolgerung: »Die Zeit kann 
natürlich einen Ozean von Ex-Ju- 
den in Nacht und Nebel auflösen, 


“wie es mit den conversos in Spa- 


nien geschah. Aber ... muß ein 
kleineres jüdisches Volk ... unbe- 
dingt ein schwächeres und neuro- 


-tischeres oder weniger fähigeres 


oder konsequentes Volk sein, 
jetzt, wo seine nächsten 4000 
Jahre beginnen?« 


Die wahre 
Situation der Juden 


Der Soziologe Steven Cohen 
vom New Yorker Queen’s Col- 
lege heizt in einer für das Insti- 
tute on American Jewish-Israeli 
Relations des American Jewish. 
Committee durchgeführten Un- 
tersuchung die düstere Voraus- 
sage weiter an. Laut Cohens 
Überblick über amerikanische 
Juden: 


»Sagten sage und schreibe 63 Pro- 
zent von ihnen sind niemals in Is- 
rael gewesen. Und 26 Prozent 
nur bestätigen, daß sie sich als 
Zionisten betrachten, sieben Pro- 
zent bezeichneten sich als Ortho- 
doxe, 38 Prozent als Konserva- 
tive, 31 Prozent als Reformierte, 
ein Prozent als Rekonstruktioni- 
sten und 23 Prozent als ganz ein- 
fach Juden.« 


60 Prozent identifizierten sich als 
Demokraten, 16 Prozent als Re- 
publikaner, 21 Prozent als Unab- 
hängige, und vier Prozent waren 
sich nicht sicher. 


49 Prozent stimmten zu, daß die 
Einwanderung sowjetischer und 
äthiopischer Juden nach Israel ih- 
nen das Gefühl einer besonderen 
Verantwortung verleihe, an kari- 
kative Verbände zu spenden, die 
Juden bei der Ansiedlung in Is- 
rael helfen; 30 Prozent waren an- 
derer Meinung und 21 Prozent 
waren sich nicht sicher. 


45 Prozent sagten, sie wüßten 
nichts über den Spionagefall Jo- 
nathan Pollard. Nur 16 Prozent 
sagten Pollards Urteil sei zu hart, 
und nur 12 Prözent sagten, daß 
amerikanische jüdische Gruppen 
einen Feldzug unternehmen soll- 
ten, um ein abgemildertes Urteil 
für Pollard zu erreichen. oO 


| Fionismus 


Eine neue 


Identität 


Israel 


Victor Marchetti 


für 


Als Reaktion auf die dramatischen Veränderungen, die über den 
Globus hinwegfegen - das Ende der Konfrontation zwischen den Su- 
permächten und die steigende Bedeutung der Wirtschaftsmacht als 
definierendes Element der nationalen Sicherheit - schätzen ameri- 
kanische Juden die Rolle Israels im jüdischen Leben neu ein. Insbe- 
: sondere bewerten sie die Richtigkeit ihrer Schuld, nicht nach aliyah, 
der Heimstätte der Juden, gegangen zu sein, und die sich daraus er- 
gebende Heftigkeit ihrer Hingabe zu Israel neu. 


Über die letzten Monate hinweg 
“hat sich der Trend entwickelt, daß 
immer mehr amerikanische Ju- 
den die Rolle des Judentums in 
der Diaspora bei der Unterstüt- 
‚zung Israels neu definieren. Der 
... Trend setzte ein, als 1987 die er- 
“sten Anzeichen eines Tauwetters 
» zwischen Moskau und Washing- 
ton erkennbar wurden. Die Er- 
‚ wärmung kam als unwillkomme- 
ner Schock für Israel und seine 
Anhänger, die ihre Rolle als ame- 
rikanisches Bollwerk gegen so- 
- wjetische Expansion im Nahen 
Osten genossen und davon profi- 
tiert hatten. Wie wir des öfteren 
in der Vergangenheit feststellten, 
war Israels Wert als Stellvertreter 
der Vereinigten Staaten und mili- 
tärischer Verbündeter in den Vor- 
stellungen und in der Öffentlich- 
keitsarbeit der Israel-Lobby viel 
größer alsin Wirklichkeit. . 


Der »Stellvertreter« 
der USA 


Aber dieses sogenannte strategi- 
sche Verhältnis mußte zu Schein- 
. begründungen für das starke fi- 
nanzielle und politische Engage- 
ment der USA in Bezug auf Isra- 
els Militärmacht und wirtschaftli- 
che Sicherheit herhalten. Als die- 
ser gesamte Punkt in der Argu- 
mentation zusammen mit dem 
der sowjetischen Bedrohung weg- 
fiel, sahen sich die Israelis und 
ihre Anhänger gezwungen, auf 
. das sogenannte moralische Argu- 
ment zurückzugreifen, das heißt, 


- daß die USA es Israel einfach 


schuldig seien, seine fortdau- 
ernde Existenz zu finanzieren, 
weil Israel die »einzige Demokra- 
tie« im Nahen Osten sei, und um 
das Leiden der Juden im Zweiten 
Weltkrieg wiedergutzumachen. 


Zum ersten Mal seit acht Jahren 
war eine amerikanische Regie- 
rung an der Macht, die Israel 
nicht jene fast religiöse Hingabe 
zuteil werden ließ, wie es die 
Reagan-Regierung getan hatte. 
Da ihr das strategische Argument 
zur Untermauerung des An- 
spruchs des Judenstaates auf das 
amerikanisch Finanzministe- 
rium aus den Händen geglitten 
ist, und da ihr sehr wohl bewußt 
ist, daß das »moralische« Argu- 
ment auf eine unfreundliche 
Bush-Regierung nur sehr wenig 
Eindruck macht, griff die Israel- 
Lobby in größerem Maße als je 
zuvor auf Machtpolitik, Armver- 
renkungen, Drohungen und hy- 
sterische Angriffe auf ihre Geg- 
ner, eingebildete oder wirkliche, 
zurück. 


Die Suche nach 
einem Leitprinzip 


Sogar die israelfreundliche »New 
York Times« räumte kürzlich die 
Realität dieser Veränderung ein, 
als ihr Korrespondent Thomas 
Friedman, ein Kenner des Nahen 
Osten und Verfasser eines Best- 
sellers über Israel, die »Angste« 
der Israelis beschrieb, die instink- 


-tiv spüren, daß »jetzt die Verei- 


nigten Staaten die einzige Super- 


macht der Welt sind, die sich von 
ihrer Rolle als Israels Schutzpa- 
tron.in Weltangelegenheiten auf 
eine solche des mehr oder weni- 
ger neutralen Schiedsrichters zu- 
bewegen, der leidenschaftslos 
zwischen Israel und seinen arabi- 
schen Nachbarn vermittelt, und 
dies in der Zukunft verstärkt tun 
wird«. 


Es ist diese immer verzweifelter 
werdende Suche nach einem 
Leitprinzip zur Festlegung der 
Rolle Israels in der neuen Welt, 
die unter amerikanischen Juden 
zu einer Neubewertung des Plat- 
zes, den Israel in ihrem persönli- 
chen und Gemeindeleben und in 
der Definition ihres eigenen jüdi- 
schen Bewußtseins einnehmen 
sollte, geführt hat. 


Gideon Shimoni, Professor für 
Israel-Diaspora-Beziehungen am 
Institut für Zeitgenössisches Ju- 
dentum an der Hebräischen Uni- 
versität, liefert in einem kürzlich 
in der Zeitschrift »Moment« ver- 
öffentlichten Artikel eine präg- 
nante Untersuchung, der sich 
verändernden Identifizierung 
der in der Diaspora lebenden Ju- 
den mit Israel. Shimoni erkennt 
an, daß Israel seit seiner Existenz 
eine zentrale Position im jüdi- 
schen Leben eingenommen hat, 
eine radikale Abkehr von der 
Zeit vor dem Zionismus, in der 
das Judentum zwischen denjeni- 
gen, die für die Errichtung eines 
jüdischen Heimatlandes eintra- 
ten und denjenigen, die »glaub- 
ten, dies würde mehr Probleme 
schaffen als lösen, oder daß die 
Hoffnung darauf quixotisch sei«, 
gespalten war. 


Der Zionismus wurde in den 
sechziger Jahren neu definiert, 
als er zu einem Glaubensartikel 
wurde, daß alle guten Juden auch 
Zionisten sein müssen. Die zioni- 
stische Weltorganisation hob so- 
gar die Bedeutung des Zionismus 
in einer Welt hervor, in der das jü- 
dische Heimatland eine festste- 
hende Tatsache und kein Traum 
mehr war. Die Erklärung wurde 
als das Jerusalemer Programm 
bekannt. Sie bestand aus fünf 
Grundsätzen: 


Die Einheit des jüdischen Volkes 
und der Mittelpunkt Israels im jü- 
dischen Leben. 


Das Hereinholen des jüdischen 
Volkes in sein historisches Hei- 
matland, Eretz Yisrael, aus allen 
Ländern. 


Die Stärkung des Staates Israel 
auf der Grundlage der Prophezei- 
ung. 


D 


Das Jersualemer 
Programm 


Die Bewahrung der Identität des 
jüdischen Volkes durch Pflege 
der jüdischen und hebräischen 
Bildung. 


Der Schutz jüdischer Rechte 
überall. 


Diese Grundsätze stellen nun die 
Gegebenheiten des jüdischen Le- 
bens dar, aber für Shimoni be- 
steht ein Unterschied darin, wie 
der erste Grundsatz von Mitglie- 
dern der amerikanisch-jüdischen 
Gemeinde ausgelegt wird: »Die 
Zentralität Israels kann auf eine 
und auf eine völlig andere Weise 
verstanden werden«, schreibt er. 
»Die eine nenne ich »innewoh- 
nende Zentralität«, die andere 
eine »detaillierte, ins Einzelne ge- 
hende Zentralität«.« 


Diejenigen, die einem Glauben 
an die innewohnende angebo- 
rene Zentralität Israels nachge- 
hen, bekennen, daß die Kultur 
und Gesellschaft der Juden in Is- 
rael das »entscheidend Bestim- 
mende der kollektiven Zukunft 
der Juden« ist, schreibt Shimoni. 
»Nach dieser Ansicht kann die 
Diaspora niemals eine lebensfä- 
hige Alternative zur autonomen 
jüdischen Gesellschaft und. Kul- 
tur Israels sein. Daher muß, im 
Grundsatz, dem Überleben und 
der Kreativität Israels Vorrang 
eingeräumt werden, wenn man 
sich auf die Ressourcen des jüdi- 
schen Lebens beruft und sie in 
Anspruch nimmt.«. 


Andererseits, diejenigen, die die 
»detaillierte Zentralität« Israels 
im jüdischen Leben akzeptieren, 
erachten »eine doppelte kultu- 
relle Identität mindestens als 
gleichwertig mit einer vollständi- 
gen kulturellen Identität inner- 
halb eines ganz und gar jüdischen 
Ambiente«. 


Zionistischer als 
die Israelis 


Bei der Beschreibung dieser bei- 
den Positionen setzt Shimoni ab- 
sichtlich den herausragendsten 
Glauben der Mehrheit der israeli- 
schen Bürger herab, daß in der 
Diaspora kein lohnender Aus- 
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:  Zionismus 


Eine neue 
Identität für 
Israel 


druck der jüdischen Identität ge- 
. geben ist, und daß man kein ech- 
ter Jude sein kann,.wenn man 
nicht in Israel lebt und die angeb- 
lichen Härten und Gefahren des 
jüdischen nationalen Lebens und 
der Kultur miteinander teilt. 


Es ist diese Abspaltung die die 
meisten amerikanischen Juden in 
die Defensive drängt, und sie nei- 
gen dazu, dies dadurch wieder 
wettmachen zu wollen, daß sie 
zionistischer als die Israelis selbst 
sind. Jüdische Anhänger Israels 
führen im amerikanischen Kon- 
greß oft Kampagnen im Namen 
Israels, die die Israelis selbst am 
liebsten vermeiden, oder zumin- 
dest herunterspielen möchten. 
Diese übertriebene Schuld hat zu 
solch einem Verrat wie den des 
Jonathan Jay Pollard und vieler 
anderer geführt, die nie dabei ge- 
faßt wurden. Dies tut sich auch in 


 Pollards Anhängern kund, die 


glauben, seine Handlungen ver- 
teidigen zu müssen und lauthals 
seine Freilassung fordern. 


Einige amerikanische Juden be- 
. haupten sich jedoch allmählich 
angesichts des herablassenden 
Gebarens der Israelis und sagen: 
»Seht, wir haben uns um alle eure 
Bedürfnisse gekümmert, wir ha- 
ben sichergestellt, daß das Geld 
weiterhin fließt, wir haben für 
eure Verteidigung gesorgt, wir 
haben großzügig aus eigener Ta- 
sche an euch gespendet; jetzt ist 
die Zeit für uns gekommen, un- 
ser eigenes Leben zu führen, 
und, obwohl wir eure Interessen 
nicht vernachlässigen, so werden 
wir jedoch den Status zweitklassi- 
ger Juden nicht länger hinneh- 
men.« 


Zusammen mit den Chris- 


ten gegen Ungläubige 


Der Rechtsanwalt Alan Dersho- 
witz behauptet in seinem Buch 
»Chutzpah« (»Chutzpe«) stolz, 
er habe seine Pflicht Israel gegen- 
über als Jude in Amerika wirksa- 
mer erfüllt, als wenn er nach dort- 
hin ausgewandert wäre. Und er 
fordert angriffslustig jeden isra- 
elischen Juden heraus, etwas an- 
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.deres zusagen. Er sagt, daß ame- 


rikanische Juden, um Israel wirk- 
samer unterstützen zu können, 
ihre Präsenz in Amerika auf im- 
mer tiefgreifenderen Ebenen 
fühlbar machen müssen; sie müs- 
sen sich kulturell, politisch und 
wirtschaftlich behaupten. Der 
Reinerfolg dessen, daß sie sich in 
diesem Lande wichtig machen, 
wird Israel zugute kommen, da 
die jüdisch-amerikanische Ge- 
meinde zu einem gefährlicheren 
Gegner derjenigen wird, die Is- 
rael am liebsten abschreiben 
möchten. 


In einem anderen Beispiel er- 
klärte Irving Kristol, daß ameri- 
kanische Juden den Tatsachen ins 
Auge schauen und zugeben müs- 
sen, daß sie niemals nach Israel 
gehen werden, und daß es Zeit 
ist, mit den Christen gegen die 
»Ungläubigen«, das heißt gegen 
jeden außerhalb der »jüdisch- 
ehristlichen« Tradition, der mög- 
licherweise gegen Israel ist, ge- 
meinsame Sache zu machen. 
Was bei dieser Wandlung und 
neuen Rechthaberei seitens ame- 
rikanischer Juden herauskommt, 
ist, daß es über die Zeit hinweg 
höchst wahrscheinlich zu einer 
besonneneren, leidenschaftslose- 
ren Ansicht über Israel führen 
wird, da, ungeachtet dessen, wie 
eng amerikanische Juden sich mit 
Israel identifizieren, ihre Interes- 
sen unvermeidlicherweise hier 
und dort voneinander abweichen 
werden, und, was noch wichtiger 
ist, amerikanische Juden werden 
langsam einsehen, daß das Beste 
für Israel nicht immer der Kurs 
ist, den seine politischen Führer 
eingeschlagen haben. 


Jetzt, wo die Israel-Recht-oder- 
Unrecht-Ethik dahinschwindet, 
wird dies in der Denkart amerika- 
nischer Juden eine gewisse Aus- 
gewogenheit herbeiführen. Na- 
türlich werden jüdische Geld- 
eintreiber und alle anderen, die 
ihren Lebensunterhalt der groß- 
zügigen und gedankenlosen Un- 
terstützung Israels durch Juden 
verdanken, diesen Trend be- 
kämpfen, weil Geldspenden, 
selbst wenn sie nicht austrock- 
nen, mehr als wahrscheinlich 
durch alternative Quellen ge- 
schleust werden, weil mehr Be- 
dingungen an die Art und Weise 
geknüpft werden, in der Israel sie 
ausgeben kann, denn amerikani- 
sche Spender verlangen jetzt ein 
größeres Mitspracherecht dar- 
über, wie ihr Geld verwendet 
wird. 


Revisionismus 


Noch einmal 


das Massaker 
von Katyn 


John Tiffany 


Anfang der vierziger Jahre, nach dem fast gleichzeitigen Angriff auf 
Polen durch die Deutschen und Sowjets, verschwanden bis auf we- 
nige Hundert alle 15000 polnischen Offiziere, die creme de la creme 
der polnischen Intelligenz, die von den Sowjets gefangengenommen 


worden waren. 


‚Als zwei Jahre später, nachdem 


die Sowjets und die Deutschen 
damit begonnen hatten, gegen- 
einander Krieg zu führen und der 
Raum Smolensk - der unter so- 
wjetischer Besetzung stand - von 
den deutschen Truppen über- 
rannt wurde, fand man die Lei- 


“ chen von 4300 dieser Offiziere im 


Wald von Katyn, westlich von 
Gnezdowo, das wiederum west- 
lich von Smolensk liegt. 


Suchen Sie Katyn auf ihrem At- 
las, wenn sie wollen, aber die 
meisten Karten dieses Gebiets 
sind sehr ungenau - auf vielen At- 
lanten findet man zum Beispiel 
Smolensk, aber nicht Gnezdowo 
oder Katyn -. Der genaue Tatort 
im Wald war eine Stelle, die Zie- 
genhügel (Kosy Gory oder Kosi- 
gorij) genannt wurde, wo die so- 
wjetische Geheimpolizei, damals 
als NKWD bezeichnet, eine Dat- 
scha hatte. Die Leichen waren in 
acht Massengräbern verscharrt 
worden. 


Von den 4143 Leichen, die zu- 
nächst von den Deutschen exhu- 
miert wurden, konnten 2914 na- 
mentlich erkannt werden. Alle 
anderen wurden nach ihrem 
Dienstrang identifiziert. Unter 
den Leichen befanden sich drei 
Generale - Bronislaw Bohatyre- 
wicz oder Bonaterewicz, H. Min- 
kiewicz, Mieczyslaw Smorawins- 
kij - und ein Konteradmiral mit 
Namen K. Tschernitzkjj. 


Da waren auch annähernd 100 
Oberste und Oberstleutnants, 
300 Majore, 1000 Hauptleute, 
2500 Leutnants und mehr als 500 
Kadettenoffiziere. 


Ohne Ausnahme wurden alle Op- 
fer, deren Leichen in den Grä- 
bern von Katyn gefunden, durch 


Genickschuß getötet. Etwa fünf 


Prozent der Opfer hatten ihre‘. 


Hände auf dem Rücken gefes- 
selt. Der auf gleiche Länge ge- 
schnittene Strick war, wie eine in- 
ternationale Arztekommission, 
die den Tatort dieses Kriegsver- 
brechens des Jahrhunderts 1943 
untersuchte, sowjetischer Her- 
stellung. 


Außerdem waren die Kinnladen 


einiger Soldaten eingeschlagen 
worden oder die Soldaten erlit- 
ten im Rücken beziehungsweise 
im Unterleib Stichwunden durch 
Seitengewehre. 


Eine Anzahl »anderer Katyns« 
sind inzwischen aufgetaucht, 
aber das ursprüngliche Katyn ist 
und bleibt der berüchtigtste und 
symbolhafteste dieser Massen- 
mord-Tatorte des NKWD. 


Wer hat 


 esgetan? 


Als die Leichen zuerst ausgegra- 
ben wurden, war der Fall des Wal- 
des von Katyn hinsichtlich der Tä- 
ter das größte Fragezeichen in 
der Geschichte. Die Reaktion 
der Sowjets auf die Offenlegung 
des NKWD-Massenmords be- 
stand darin, zu behaupten, die 
Deutschen hätten diese Morde 
1941 begangen. Jahrzehntelang 
zog das amerikanische Außenmi- 
nisterium bei dieser sowjetischen 
Lüge mit. 

Winston Churchill sagte über Ka- 
tyn: »The issue should be avoi- 


ded« (»Das Thema sollte vermie- 
den werden«). 


Ein ehemaliger demokratischer 
Gouverneur von Pennsylvania, 
George H. Earle, kam zu der 
Zeit, als er als US-Präsident 
Franklin Delano Roosevelts Son- 
. derbotschafter in der Türkei 
diente, in den Besitz von Doku- 
menten, mit denen die Schuld 
der Sowjets an diesem grauenvol- 
len Massenmord bewiesen 
wurde. 


* Earle setzte Roosevelt über das, 
was er gefunden hatte, in Kennt- 
nis und wurde unverzüglich von 
seiner ‘ Dienststelle abberufen 
‘und auf einen Posten der US- 
Navy im fernen Samoa versetzt. 
Als er um Erlaubnis bat, die Do- 
kumente zu veröffentlichen, 
lehnte Roosevelt dies ab, da dies 
»ein böser Verrat an einem Alli- 
ierten« wäre. 


Earle blieb in Samoa bis Roose- 
velt starb. Danach wurde er nach 
Washington zurückberufen. Dort 
entschuldigte sich der Personal- 
chef der Kriegsmarine für die Ab- 
berufung und versicherte ihm, 
daß die Entscheidung, ihn nach 
Samoa zu verbannen, nicht von 
der Kriegsmarine gekommen sei. 


Einzelne Gesichtspunkte 
des Massakers 


»Katyn: The Untold Story« von 


Allen Paul ist ein Buch des Esta- . 


blishments. Es gibt einige 


Aspekte des Massakers, die der‘ 


Verfasser nicht untersuchen kann 
oder will. Er erzählt uns vor al- 
lem nichts über die ethnische 
Herkunft der mutmaßlichen 
Mörder. Paul erwähnt nur die Na- 
men von zwei oder drei Tätern, 
obwohl viel umfangreichere Li- 
sten, die zwar immer noch unvoll- 
ständig sind, zur Verfügung ste- 
hen. Leser, die nach Beweisen 
dafür suchen, daß dies ein Ver- 
brechen des Rassenhasses gegen 
Nichtjuden war, werden sie hier 
nicht finden. Auch geht der Ver- 
fasser nicht auf die Beweggründe 
ein. Er sagt lediglich, diese geben 
ihm Rätsel auf. 


Und um seinen Standort inner- 
halb des Establishments zu be- 
wahren, macht er die üblichen 
Verbeugungen gegenüber dem 
sogenannten Holocaust. Zur 
Rechtfertigung der Art und 
Weise, wie Paul das Thema be- 
handelt, muß gesagt werden, daß 


Eine internationale Kommission besichtigt ein Massengrab 
bei Katyn. 


er den Schwerpunkt auf die Op- 
fer, nicht auf die Mörder, legt. 


Keine schrecklichen 
Fotos 


Anders als in dem früheren Buch 
gleichen Titels (»Katyn«), daszur 
Zeit leider in den USA vergriffen 
ist, des revisionistischen Wissen- 
schaftlers Fitz Gibbon, sind in 
diesem Buch keine Fotos, aber es 
hat einen Index. Für Leser mit 
empfindsamem Magen ist die 
Weglassung von schrecklichen 
Fotos ein Plus. 


Seien Sie nicht überrascht, wenn 
Sie Pauls Buch kaum aus der 
Hand legen können, nachdem sie 
angefangen haben, es zu lesen. 
Es ist packend geschrieben und 
liest sich wie ein Roman. Paul 
zeichnet die persönlichen Erleb- 
nisse der Czarneks, der Hoff- 
mans und der Pawulskis - drei Fa- 
milien, die ihre Lieben bei Katyn 
verloren und die sowjetische Be- 
setzung erdulden mußten - nach. 
Er macht Geschichte in eindring- 
lichen und ergreifenden Einzel- 
heiten lebendig. 


Für diejenigen, die zwischen den 
Zeilen lesen können, ist Roman 
Dmowskij, Vorsitzender der Na- 
tionaldemokratischen Partei, der 
für ein »Polen für das polnische 
Volk« eintrat, der unbesungene 
Held..Natürlich wird er nur in we- 
nigen Zeilen erwähnt, aber das 
ist immerhin besser, als das, was 
man möglicherweise in. einem 
Nachschlagwerk des Establish- 
ments findet, wo der Patriot in 
das Erinnerungsloch fällt. 


Werke über Katyn sind derzeit 
besonders zeitgemäß, da die 
UdSSR erst vor kurzem ihre 
Schuld an dem Massenmord ein- 
gestanden hat. Die Frage bleibt 
jedoch offen: Werden diese des 
Völkermords Schuldigen, diese 
Kriegsverbrecher — diejenigen 
von ihnen, die noch leben - je- 
mals zur Verantwortung gezo- 
gen? Wird sich das amerikanische 
Office of Special Investigations 
an einer weltweiten Fahndung 
beteiligen, um die Schuldigen zu 
fassen? Und wenn nicht, warum 
nicht? DO 


»Katyn: The Untold Story« von Allen 
Paul. Erhältlich bei Liberty Library, 
300 Independence Ave. SE, Was- 
hington, D.C. 20003, USA. Preis: 
26,95 Dollar. 
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China 
Hardliner 
fürchten 
Boris Jelzin 


Der Führer der Hardliner-Frak- 
tion der Chinesischen Kömmuni- 
sten, Chen Yun, soll vor der Mög- 
lichkeit. gewarnt haben, daß 
einige der Schützlinge von Deng 
Xiaoping Konterrevolutionäre 


nach dem Muster’des russischen’ 


Präsidenten Boris Jelzin werden 
könnten. 


Der Reporter der »South China 
Morning Post«, ‚Willy Wo Lap 
Lam, schrieb: »Der einflußreiche 
Partei-Älteste Chen Yun hat war- 
nend darauf hingewiesen, daß 
die Chinesische Kommunistische 
Partei alles in ihrer Macht ste- 
hende tun muß, um das Hervor- 
treten einer »Jelzin-ähnlichen Fi- 
gur< zu verhindern. Der konser- 
vative Patriarch hat auch indirekt 
den höchsten Führer Deng Xiao- 
ping kritisiert, weil dieser Füh- 
rungskräfte mit zweifelhafter 
Loyalität zum Marxismus fördert 
und die Landwirtschaft »privati- 
siert. Wie aus chinesischen Quel- 
len verlautet, sagte der konserva- 


tive Patriarch bei einer Bespre- 


chung mit engen Parteifreunden 
nach dem 
Staatsstreich in Moskau, die Par- 
tei müsse aus dem Zusammen- 
.. bruch des Kommunismus in der 
“ Sowjetunion und der Vorherr- 
schaft bürgerlich-liberaler Politi- 
ker die »richtigen Lehren« zie- 
hen.« 


»China muß das Auftauchen von 
Rädelsführern wie Jelzin verhin- 
dern«, sagte.der 87jährige Chen. 
»Wir müssen unsere Lehre aus 
der Sowjetunion ziehen und poli- 


tische Grundsätze und die ideolo- 


gische Reinheit in den Vorder- 
grund stellen,‘ wenn wir Füh- 
rungskräfte fördern.« 


Von unserem Informanten war 
weiterhin zu erfahren, daß Chen, 
der Vorsitzende der Central Advi- 
sory Commission (CAC), Deng 
. Xiaoping indirekt kritisiert habe, 
weil dieser viele »ideologisch 
schwache Führungskräfte, darun- 
ter die ehemaligen Generalsekre- 
täre der Partei, Hu Yaibang und 
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fehlgeschlagenen | 


Zhao Ziyang, an die Spitze ge- 


bracht hat. Und was noch wichti- ' 


Vertrauliches | 


ger ist, konservative Führer, die 
Cheng nahestehen, haben sein 
jüngstes Diktum dazu verwen- 
det, die Autorität von Dengs 
jüngstem Kandidaten für ein ho: 
hes Amt, den Vizepräsidenten 
Zhu Rongji, im Westen am be- 
sten als »Chinas Gorbatschow« 
bekannt, zu untergraben. D 


Aids 
Asien und 
Südafrika 
stehen vor einer 
neuen Virus- 
Explosion 


Asien steht vor einer explosions- 
artigen Aids-Epidemie von glei- 
chem Ausmaß wie Afrika, wurde 
auf einer Arztekonferenz in 
Kuala Lumpur, Malaysia, berich- 
tet. John Dwyer, Vorsitzender 
der Aids Society für Asien und 
den Pazifik, sagte: »Die Epide- 
mie in Asien ist jung, breitet sich 
aber schnell aus«. Er meinte, ob- 
wohl die Zahl der voll ausgebro- 
chenen Aids-Fälle im Vergleich 
zu weltweiten Ziffern gering sei, 
machen die bekannten 'Infek- 
tionsfälle in Asien bereits-zehn 
Prozent oder 800000 Fälle aus. 
Dwyer ist Professor für Medizin 
an der Universität von New 
South Wales in Australien. 


Indessen werden in Südafrika 
monatlich 10000 neue Aids-Fälle 
entdeckt, heißt es in einem Leit- 


. artikel der Johannesburger Zei- 


tung »The Star«. In dem Leitarti- 
kel wird die Tatsache beklagt, 
daß das Land »auch nicht annä- 
hernd auf eine expandierende 
Krankheit dieses Ausmaßes vor- 
bereitet ist ... Viele Schwarze 
glauben, Aids sei nur ein Kom- 


plott, um sie daran zu hindern, 


Kinder zu bekommen. Und wei- 
Ben Führungspersönlichkeiten 
gelang es ebensowenig, Weiße, 
die Aids als überwiegend 
schwarze Seuche auffassen, von 
deren schlimmen wirtschaftli- 
chen und sozialen Folgen für je- 
dermann zu überzeugen.« 


Der Leitartikler vermutet: »Es 
hat in Südafrika wahrscheinlich 
keine vorsätzliche Vertuschung 
von Statistiken gegeben - nicht 
wie in Zimbabwe, wo der neue 


Gesundheitsminister plötzlich 
enthüllte, daß mehr als einer von 
vier Arbeitern HIV-positiv sei. 
Aber unsere Zahlen dürften 
nicht weit davon entfernt liegen. 
HIV-Infektion muß zu. einer 
Krankheit werden, die der Anzei- 


gepflicht unterliegt!« 


Die Behörden in Mexiko sind 
über die Aids-Vorkommen, vor 
allem unter weiblichen Perso- 
nen, sehr beunruhigt. In der Ge- 
meinde Nezahualcovotl von Me- 
xico City wird von über 400000 Trä- 
ger des Virus berichtet. Das Ver- 
hältnis der mit Aids infizierten 
Frauen zu Männern ist von einer 
Frau auf 25 zu einer Frau auf vier 
Männer angestiegen. Aus jüng- 
sten Berichten geht hervor, daß 
die Mehrzahld er Virusträger in 
diesem Stadtviertel Hausfrauen 
sind. DO 


Hongkong 
Peking 

bei Wahlen 
erfolglos 


Bei den allerersten Volkswahlen 
in Hongkong errangen die Pro- 
Peking-Kandidaten keine Sitze. 
Die Wahl selbst war eine Farce, 
da nur 18 der 60 Sitze im Gesetz- 
gebenden Rat gewählt wurden - 
die übrigen wurden durch die ko- 
loniale Regierung oder durch 
ausgewählte Gruppen aus der 
Geschäftswelt ernannt -. Als 
Folge davon nahmen nur 39 Pro- 
zent der Wahlberechtigten an der 
Wahl teil, aber sie wählten mit 
überwältigender Mehrheit gegen 
die Pro-Peking-Kandidaten, die 
von der P.R.C. stark unterstützt 


. worden waren. 


Martin Lee, Leiter der Vereinig- 
ten Demokraten, die den Feld- 
zug gegen die für 1997 geplante 
Eingliederung Hongkons in 
China angeführt hatten und des- 
sen Partei 16, der zur Wahl ste- 
henden 18 Sitze errang, wurde 
von Reuters wie folgt zitiert: 
»Die Sonne wird am 30. Juni 1997 
wegen der Art und Weise, wie die 
Briten uns verraten und verkauft 
haben, verschämt untergehen. 
Wir werden einem kommunisti- 
schen Unterdrückungsregime 
ausgeliefert ..., ohne daß wir eine 
bedeutsame Demokratie im 
Lande haben.« 

Chinas »People’s Daily« nannte 
Lee einen Konterrevolutionär, 
eine der schwersten Anlagen im 


Vokabular der Kommunistischen 
Partei. Aber seine Popularität ist - 
in Hongkong gestiegen. ‚Über | 
den Zusammenbruch des Kom- 
munismus in Osteuropa und in 
der Sowjetunion befragt, sagte 
Lee: »Der Papst sagte kürzlich, 
der Kommunismus sei am Ende, 
und der ist bekanntlich unfehl- 
bar.« DO 


Südafrika . 
Absprachen 
gelten als 

Todesurteile 


Im September 1991 fand eine Ge- 

heimsitzung statt, die den Tod 
von tausenden von schwarzen 
und weißen Südafrikanern besie- 
gelte. Präsident F. W. De Klerk, 
sechs Mitglieder seines Kabinetts 
und Spitzenführer des African 
National Congress/South African 
Communist Party (ANC/SACP). 


„unterzeichneten mehrere Verein- 


barungen, die im Februar 1992 in 
Kraft treten sollen. 


Die Vereinbarungen werden zum 
Ausstoß aller Beamten, die ge- 
gen die Übernahme des Landes 
durch die Kommunisten waren, 
aus der Regierung führen. An- 
dere Merkmale des Dokuments 
sind die Eingliederung militanter 
Terroristen in die südafrikanische 
Armee und Polizei. Der verein- 
barte Zeitplan legt den Januar 
1993 als den Zeitpunkt fest, an 
dem ANC/SACP die volle Kon- 
trolle über die bewaffneten 
Streitkräfte und die Polizei über- 
nehmen wird. j 

Die Architekten der Machtüber- 
nahme durch die Kommunisten 
sind das British Foreign Office 
und das amerikanische Außenmi- 
nisterium. Die Aufstellung des 
Zeitplans und die Planung selbst 
erfolgten innerhalb der Wände 
der US-Botschaft in Südafrika. 
Der CIA-Stationschef war für die 
koordinierenden Zusammentref- 
fen zwischen dem amerikani- 
schen Botschafter, seinem Stab, 
Mitgliedern der Britischen Bot- 
schaft und’ den höchstrangigen 
Mitgliedern des ANC/SACP ver: 
antwortlich. Wie aus einer Quelle 
in Washington verlautet, hat der 
CIA die Geheimdienst-Aus- 
schüsse des US-Repräsentanten- 
hauses und des Senats über jede 
Entwicklung der südafrikani- 
schen Verhandlungen in Kennt- 
nis gesetzt. 2 


Peru 
Garcia soll 
angeklagt 
werden 


Perus Unterhaus des Parlaments 
stimmte ab, den ehemaligen 
Staatspräsidenten Alan Garcia 
als Senator auf Lebenszeit in 
Frage zu stellen und klagte ihn 
an, sich während seiner Amtszeit 


als Präsident von 1985 bis 1989 


ungesetzlich bereichert zu ha- 
ben. Reuters berichtet, daß die 
Sache jetzt zum Senat gehen 
wird, der Yann mit einfacher 
Mehrheit darüber entscheiden 
muß, ob Garcia unter Anklage 
“ gestellt werden soll; falls der Se- 


- nat den Beschluß des Hauses auf- 


rechterhält, wird Garcia seiner 

“ parlamentarischen Immunität 
entkleidet und vom Obersten Ge- 

‘richt unter Anklage gestellt. 


: Garcia zog sich 1985 den Zorn 
des Internationalen Währungs- 
fonds (IWF) zu, als er erklärte, 
- daß nicht mehr als zehn Prozent 
der Deviseneinkünfte Perus zur 
.. Schuldenbezahlung verwendet 

. würden. »Sie wollen mein Fell, 


weil ich mich dem IWF entgegen- 


. gestellt habe«, kommentierte er. 
Garcia, der, ohne einen Anwalt 
zu haben, gezwungen wurde, vor 
“ Untersuchungsbeamten auf Kon- 
:greßebene auszusagen, bleibt da- 

bei, daß er sich keincrlei Verge- 
:hen schuldig gemacht habe, und 

daß die gegen ihn erhobenen An- 
- klagen Lügen sind. Oo 


Malaysia 
»Wissenschaft 
ist gemein- 
sames Erbe« 


»Der Grundsatz, daß Wissen- 
schaft gemeinsames Erbe der 
Menschheit ist«, ist in den letzten 
Jahren ständig verwässert wor- 
den, sagte der malaysische Au- 
Benminister Datuk Abdullah 


Haji Ahmad Badawi in New York _ 


City auf der 15. Jahresversamm- 
lung der Außenminister der 
- - Gruppe der 77. 


Der Minister stellte fest, daß 
übernationale Firmen im Norden 
den Strony der Technologie, die 
für Wirtschaftswachstum und 
Entwicklung in den Entwick- 


. Jungsländern von entscheidender 


Bedeutung ist, in ihrer Gewalt 
haben. 


»Wissen wird in immer stärkerem 
Maße privatisiert, und der Süden 
wird davon. ausgeschlossen. ... 
Sie entscheiden, wo Produktions- 
betriebe angesiedelt werden, und 
unter welchen Bedingungen sie 
Dienstleistungen erbringen und 
Technologie weitergeben. wobei 
sie sich ausschließlich von ihren 
weltweiten Firmeninteressen lei- 
ten lassen, die oft mit den Interes- 
sen der Entwicklungsländer in 
Konflikt stehen.« 


Malaysia tritt voll und ganz dafür 
ein, daß das Wiener Aktionspro- 
gramm für Wissenschaft und 
Technologie, das 1979 angenom- 
men wurde, in die Tat umgesetzt 
werden muß, sagte der Minister. 
Er setzte hinzu, daß Malaysia die 
Schaffung eines UNO-Finanzwe- 
sens für Wissenschaft und Tech- 
nologie, wie im Wiener Plan vor- 
gesehen, begrüßenwürde. U 


Aids 
Mexiko 

ibt neue 
Entdeckung 
bekannt 


Mexikanische Beamte gaben 
bekannt, daß »Forscher eine 
preisgünstige Methode für die 
Entdeckung des Immunmangel- 
syndrom-(AIDS-)Virus durch 
menschlichen Speichel herausge- 
funden haben, die fast 100 Pro- 
zent wirksam sei«. Aus einer Er- 
klärung..des staatseigenen mexi- 
kanischen Instituts für Soziale Si- 
cherheit geht hervor, daß Versu- 
che mit dieser Methode an 1000 
mit AIDS infizierten Personen in 
Mexiko, den Vereinigten Staaten 
und Malaysia durchgeführt wur- 
den und diese sich zu 99,8 Pro- 
zent als richtig erwiesen hätten. 


. Die Speichelmethode der Ent- 


deckung des AIDS-Virus ist 
schneller ‘und billiger als her- 
kömmliche Blutproben. Die Er- 
gebnisse der Speichelprobe sind 
innerhalb von 30 Minuten verfüg- 
bar, heißt es weiter in der Erklä- 
rung. Außerdem sei die bei den 
Tests verwendete Chemikalie, 
die die Bezeichnung Immuno- 
Punto trägt, »völlig mexikanisch 
und ihre Entdeckung versetzt un- 


ser Land an die Spitze der Suche 


“ nach neuen Methoden zur AIDS- ' 
oO 


Diagnose«. 


Theologie 
Befürwortung 
der Kampagne 
Oko ’92 


Der peruanische »Vater« der 
Theology of Liberation, Gustavo 
Gutierrez, vertritt die Okologie- 
Bewegung als Teil seines Beitrags 
zu einer »Theologie der Befrei- 
ung der Natur«. 


Auf einer Konferenz über »Die 
Theologie der Natur«, die vom 
Goethe-Institut in Lima geför- 
dert wurde, stellte Gutierrez — 
ein Freund des pornographischen 
Schriftstellers Mario Vargas 
Llosa und des Verfechters des 
freien Unternehmertums Her- 
nando de Soto - den deutschen 
Theologen Jürgen Moltmann 
vor. Moltmann, ein Mitglied der 
Christlich-Reformierten Kirche 
sowie des »Christlich-marxisti- 
schen Dialog«, rief zu einer Revi- 
sion der Auffassung von der Drei- 
einigkeit auf und charakterisierte 
den Earth Summit in Brasilien im 
Juni 1992 (»Oko ’92«) als wichtig- 
ste Entwicklung für die Mensch- 
heit seit der Erklärung der Men- 
schenrechte vor 200 Jahren. Wie 
berichtet, ist der deutsche Theo- 
loge als Sprecher für die Konfe- 
renz in Rio vorgesehen. 


Während einer Pressekonferenz 
sagte Moltmann, er glaube, die 
Vereinten Nationen sollten mili- 
tärisch gegen Länder — wie Brasi- 
lien -einschreiten, die die Okolo- 
gie »mißhandeln«, und er setzte 
hinzu, daß das Zeitalter der staat- 
lichen Souveränität zuende sei. 
Er dementierte später, dies ge- 
sagt zu haben. D 


China 

Weitere 
Hinrichtungen 
politischer 
Gegner 


Offizielle Hinrichtungen in der 
Volksrepublik China in den letz- 
ten Wochen erreichten die Zahl 
von mindestens 46, wobei ver- 


schiedene Vorwände die  Aus- 
schaltung politischer Gegner des 
Regimes vertuschen sollen. - 


Die Nachrichtenagentur Reuters 
zitierte provinzielle Pressebe- 
richte in China über die »Hinrich- 
tungs-Massenversammlungen« 
im Stil der römischen Arenen 
und Hinrichtungen: »Ein Gericht 
in Kunming, in der südwestlichen 
Provinz Yunnan, verurteilte am 
26. September 1991 23 Personen 
zum Tode wegen solcher Verbre- 
chen wie Mord, Raub, Vergewal- -. 
tigung und Sabotage an elektri- 
schen Kraftwerken. Die Männer 
wurden sofort hingerichtet.« 


»Der stellvertretende Sekretär 
der Kommunistischen Partei in 
Kunming, Sun Jin, hielt im Sta- 
dium, wo ein öffentlicher Prozeß 
stattfand, eine Ansprache, in der 
er zu einer Verbesserung der öf- 
fentlichen Ordnung vor einem 
örtlichen Kunst-Festival im kom- 
menden Jahr aufrief.« 


»In Haikou, in der südlichen In- 
selprovinz Hainan, verhängte ein 
Gericht in einem Öffentlichen 
Prozeß am 25. September 1991, 
an dem 20000 Menschen teilnah- 
men, die Todesstrafe gegen 16 
Personen wegen Mord und 
Raub. Die Männer wurden zur 
sofortigen Hinrichtung abge- 
führt.« 


»Sieben Personen wurden am 27. 
September 1991 in der nördlichen 
Provinz Hebei wegen Räuberei 
und Unterschlagung hingerich- 
tet. Das Urteil wird gewöhnlich _ 
mit einer einzigen Kugel ins Ge- 

nick vollstreckt.« 


.ı 


Betr.: Deutschland 
»Unterdrückung und 
Entmündigung der 
Bürger«, Nr. 11/91. 


Der Behauptung des Verfassers, die »Na- 
tionalversammlung des Deutschen 
Ostens« arbeite im Rahmen des Grund- 
gesetzes (womit Verfasser Emil Schlee 
offensichtlich das Bonner Grundgesetz 
meint), ist mit Nachdruck zu widerspre- 
chen. 


Dieses Grundgesetz ist nämlich, was der 
Verfasser wider besseres Wissen leider 
unerwähnt läßt und was Millionen von 
um- und falscherzogenen Deutschen un- 
bekannt ist, auf ausdrücklichen Wunsch 
der Kriegssiegermächte, hauptsächlich 
dem der USA; und dem ihrer deutschen 
Kollaborateure unter vorsätzlichem 
Bruch zwingenden Kriegsvölkerrechtes 
einerseits und deutschen Reichsverfas- 
sungs- und Reichsstrafrechtes anderer- 
seits geboren und dadurch die Bundesre- 
publik Deutschland - unter gleichzeiti- 
ger Änderung (!) der strafrechtlichen Be- 
stimmungen für Hoch- und Landesverrat 
- geschaffen worden. 


Bei der BRD handelt es sich - entgegen 
anderslautenden Behauptungen - um 
ein erwiesenermaßen von Anfang an 
fremdbestimmtes, nicht läuterungsfähi- 
ges Kriegssieger-Gebilde. 


‘ Die Aufrechterhaltung dieses Zustan- 
des, den laut ihren Partei- und Wahlpro- 
grammen auch sogenannte nationale 
BRD- wie RÖ-Parteien wünschen (um 
an Bundestags-/Nationalrats- sowie 
Landtagswahlen überhaupt teilnehmen 
zu »dürfen« und nicht von vornherein für 
»verfassungswidrig«, in der BRD richtig: 
grundgesetzwidrig, erklärt zu werden), 
einerseits und das Verlangen nach endli- 
cher Wiederherstellung der völkerrechts- 
widrig geraubten Handlungsfähigkeit 
des Deutschen Reiches andererseits 
schließen sich gegenseitig aus wie Feuer 
und Wasser. 


Daher war, ist und bleibt gemäß seiner 
Notverfassung das Grundgesetz des 1981 
gegründeten Bundesstaates im Vertrie- 
benenstand (Exilstaates), »Vereinigte 
Länder des Deutschen Ostens im Deut- 
schen Reich« (VLDO) ausschließlich die 
Verfassung des Deutschen Reiches von 
1919 (WRV). Sie allein ist in rechtsstaatli- 
cher Weise geschaffen und zu keiner Zeit 
aufgehoben worden (wozu auch keine 
‚Veranlassung bestand). Allein auf ihrer 
Grundlage ist die Handlungsfähigkeit 
des Deutschen Reiches durch Volkswahl 
des Reichspräsidenten und des Reichsta- 
ges nach rechtswidrig erzwungener und 
jahrzehntelang aufrechterhaltener ge- 
samtstaatlicher Unfreiheit - endlich wie- 
derherzustellen. Etwaige Änderungen 
und Ergänzungen der fortgeltenden (bis- 
lang nur nicht angewandten) Reichsver- 


tag können dann durch diese Volksver- 
tretung erwogen und beschlossen wer- 
den. 


Nach der Reichsverfassung von 1919 in 
Verbindung mit der VLDO-Notverfas- 
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fassung durch einen gewählten Reichs- 


sung von 1981 sowie nach dem Völker- 
recht und entsprechend der geschichtli- 
chen Wahrheit unseres Jahrhunderts 
handelt nicht nur die VLDO-Exilregie- 
rung, sondern selbstverständlich auch 
die VLDO-Volksvertretung, nämlich die 
durch Emil Schlee genannte Nationalver- 
sammlung des Deutschen Ostens (deren 
wiedergewählter, vereidigter Präsident 
der Einsender dieser Leserzuschrift ist). 


Konrad Hoffmann, Augsburg 


In der Tat ist es hierzulande wenig be- 
kannt, daß die Artikel 53 und 107, die so- 
genannten Feindstaatenklauseln der 
UNO-Charta, nach wie vor ihre volle 
Gültigkeit besitzen. Es erscheint gera- 
dezu paradox, daß wir die Freunde und 
Verbündeten der westlichen Allianz und 
zugleich auch deren Feinde sein sollen. 


Wenn man aber bedenkt, daß das Deut- 
sche Reich am 8. Mai 1945 nicht unterge- 
gangen ist, sondern sowohl nach dem 
Verständnis der Alliierten als auch auf- 
grund der Feststellungen des Bundesver- 
fassungsgerichtes (zum Beispiel das Ur- 
teil vom 31. Juli 1973) weiterbesteht und 
daß die Nachkriegs-Teilstaaten BRD, 
DDR und BRÖ Schöpfungen der Alliier- 
ten sind beziehungsweise waren, eröff- 
net sich die Möglichkeit, den Freund- 
Feind-Widerspruch zu entwirren. 


Die Handlungsweise der alliierten 
»Kriegssiegermächte« läßt eigentlich we- 
nig Spielraum für logische Schlußfolge- 
rungen zu. Man kann auf das wiederver- 
einigte Kleindeutschland bezogen un- 
schwer erkennen, daß die Alliierten ei- 
nerseits mit der von ihnen selbst geschaf- 
fenen und ferngesteuerten BRD nicht 
gerade echt befreundet, aber um so en- 
ger verbündet sind und andererseits sich 
gegenüber dem Deutschen Reich und 
dem Deutschen Staatsvolk als Feind ver- 
stehen und auch immer deutlicher wer- 
dend so verhalten. 


Wie läßt sich überhaupt die Existenz 
mehrerer Staatsgebilde auf einem und 
demselben Territorium völkerrechtlich 
begründen? Es kann doch nur ein Staat 
rechtens sein und die anderen illegal. 


Warum aber der absolut ernst zu neh- 
mende Kriegszustand seit über 46 Jahren 
und kein Friedensvertrag in Sicht? Gibt 
es einen Umstand, der die Alliierten 
daran hindert, mit uns Frieden zu schlie- 
Ben? Seltsamerweise haben die Allier- 
ten im Potsdamer Abkommen vom 2. 
August 1945 unter Ziff. A.3.(ii) beschlos- 
sen, »... das deutsche Volk muß über- 
zeugt werden, daß es eine totale militäri- 
sche Niederlage erlitten hat.« Wieso 
mußte das deutsche Volk von der totalen 
Niederlage überzeugt werden, wenn dies 
doch so offenkundig war? Ebenso unver- 
ständlich ist die Tatsache, daß 13 europäi- 
sche Staaten zwischen 1947 und 1949 un- 
tereinander 13 Bündnis- und Beistands- 
verträge gegen eine erneute Aggression 
von deutscher Seite geschlossen haben. 
Diese Verträge wurden in der Folgezeit 
erweitert und führten im Westen über 
den Brüsseler Fünf-Mächte-Vertrag zur 
NATO und im Osten zum Warschauer 
Pakt. Propagandistisch wurde zwar die 


Notwendigkeit der Militärblöcke mit der ' 


Briefe 


Ost-West-Feindschaft begründet, inhalt- 
lich aber bezogen sich die Folgeverträge 
jeweils auf die Vorverträge, allerdings 
ohne Deutschland ausdrücklich als mög- 
lichen Aggressor zu erwähnen. 


Die USA und die UdSSR waren nie 
echte Feinde, sie waren ohne Zweifel 
über 1945 hinaus gegen Deutschland ver- 
bündet. 1984 standen wir nicht zum er- 
stenmal am Rande eines begrenzten 
Atomkrieges auf deutschem Boden zum 
Zwecke der deutsch-deutschen Selbst- 
vernichtung, der im letzten Moment aus 
allgemein nicht bekannten Gründen ver- 
hindert werden konnte. Henry Kissinger 
sagte bereits 1979 in Brüssel: »Ihr Euro- 
päer müßt schon verstehen, daß, wenn es 
in Europa zu einem Konflikt kommt, wir 
Amerikaner natürlich keineswegs beab- 
sichtigen, mit euch zu sterben.« 1982 
wurde die Errichtung von atomaren MX- 
Raketen-Stationen unter der makabren 
Bezeichnung »Operation Brudermord« 
angekündigt und im gleichen Jahr hat 
das Pentagon die Errichtung eines Aus- 
weich-Hauptquartiers in England für 
seine 360000 in Europa stationierten Sol- 
daten angekündigt. 


Wie sieht es aber jetzt nach der Ost-West- 
Entspannung aus? Das nicht der NATO 
unterstellte strategische Bomberkom- 
mando des US-Grönlandstützpunktes 
»Thule« hat nach wie vor ständig einsatz- 
bereite B-47 bzw. B-52 Atombomber in 
der Luft. Die Sowjetunion rüstet trotz 
gegenteiliger Behauptungen gezielt auf, 
wobei die Tiefseemarine eine besondere 
Priorität hat. Das gescheiterte, aber 
nicht aufgegebene SDI-Programm wird 
unter anderem Namen weitergeführt. 


Wie soll man die im Stillen ablaufende 
Rüstung in der Entspannungsära verste- 
hen? Der Feind ist angeblich weg, die 
Bedrohung bleibt, sie muß nur neu defi- 
niert werden. 


Könnte es sein, daß sich Ost und West ge- 
meinsam von den real existierenden, 
aber nach wie vor rätselhaften UFO'’s be- 
droht fühlen, vor deren Invasion US-Ad- 
miral R. Byrd schon 1947 gewarnt hat? 
Nachdenklich stimmt auch die Erklä- 
rung des einstigen UNO-Generalsekre- 
tärs Sithu U Thant in der Petition an die 
Nationen vom 29. Juli 1968: »UFO'’s sind 
das wichtigste Problem, dem die Verein- 
ten Nationen gegenüberstehen ...« Be- 
achtenswert ist auch die Meldung der 
Berliner taz vom 17. Februar 1987 über 
das Genfer Gipfeltreffen von 1985, in der 
mitgeteilt wird: »Auf dem Treffen in 
Genf äußerte der Präsident der USA 
(Reagan) den Gedanken darüber, daß 
sich die Vereinigten Staaten und die So- 
wjetunion — falls der Erde eine Invasion 
von Außerirdischen drohen würde - ver- 
einigen werden, um diesen Überfall zu- 
rückzuschlagen.«. Nach einem Bericht 
der Weekly World News, USA vom 14. 
April 1987 soll ein diesbezüglicher Ge- 
heimpakt kurz nach dem spektakulären 
UFO-Ereignis vom 17. November 1985 
über Alaska geschlossen worden sein. 


Was Deutschland gegenwärtig bedroht, 
ist nicht militärischer Art, sondern der 
Volkstod durch Abtreibungsfreigabe und 
Ausländerüberflutung. Man kann sich 


des Eindruckes nicht erwehren, daß dies 
die Verwirklichung eines modifizierten 
Kaufmann-Morgenthau-Planes ist. 


Hans-Werner Nolte, Bochum 


Betr.: Waffen »Jules Vernes 
Superkanone«, Nr. 11/91. 


Von Kaliber und Reichweite her gesehen 
mag die Bull’sche Superkanone diesen 
Namen verdienen; von der Techriolögie 
her rangiert sie jedoch weit hinter dem 
heute fast vergessenen »England-Ge- 
schütz«, der V3-Waffe Hitlers. Mit ihr 
sollte vom besetzten Frankreich aus Lon- 
don unter Feuer genommen werden. x 


Mit einem Personaleinsatz von mehr als 
5000 Mann und riesigen Mengen an Be- 
ton und Stahl errichtete die Organisatiön 
Todt (OT) 1943 bei Mimoycques im Pas 
de Calais eine gigantische, völlig verbun- 
kerte Artillerieanlage. Der Bau lief bei 
der OT unter der Projekt-Nr. 61 und den 
Decknamen »Hochdruckpumpe« 
und »Fleißiges Lieschen«. Vorgesehen 
waren zehn Batterien mit jeweils fünf 
Geschützrohren, mit einem Neigungs- 
winkel von ca. 45 Grad fest im Kalkge- 
stein installiert und direkt auf das Zen- 
trum von London ausgerichtet. 


Die Rohre hatten eine Länge von 124 m 
und sollten flügelstabilisierte 15 cm-Gra- 
naten auf das etwa 160 km entfernte Lon- 
don verschießen bei einem Salventakt 
von 600 Schuß/Std. Dies erforderte eine 
Mündungsgeschwindigkeit von mehr als 
1500 m/sec. Erzielt wurde dies durch ei- 
nen Trick, der noch heute das neudeut- 
sche Prädikat »Hi-Tec« verdiente: die 
Geschützrohre .erhielten in schrägseitli- 
cher Anordnung zusätzliche Treibla- 
dungskammern, die nach Passieren des 
Projektils elektrisch gezündet wurden 
und durch den neuen Schub die Granate 
auf Endgeschwindigkeit brachten. 


Durch Luftaufklärung erhielten die Alli- 
ierten Wind von der Stellung und bom- 
bardierten sie am 6. Juli 1944 mit den 
neuen St-Tallboy-Riesenbomben; mit 
mäßigem Erfolg: der einzige Volltreffer 
füllte nur eine Rohrkaverne mit Schutt 
und Geröll. Ende August wurde die An- 
lage - fast fertiggestellt - von den Inva- 
sionstruppen überrannt. 


Die anschließende Inspektion der An- 
lage ließ die Alliierten, insbesondere die 
englischen Experten erbleichen; Fazit: 
die Stellung konnte in kurzer Zeit kom- 
plettiert und feuerbereit gemacht wer- 
den! Churchill sah durch sie England 
noch immer als bedroht an und verfügte 
- ohne Zustimmung von de Gaulle - die 
Sprengung der Anlage. Der Erfolg war 
bescheiden: mit 35 t Sprengstoff, gezün- 
det durch englische Royal Engineers am 
9. und 14. Mai 1945, gelang es nur, die in 
30 m Tiefe verlaufenden Straßen- und Ei- 
senbahnzugänge zu verschütten. 


Im Prinzip hatten freilich Hitlers Hoch- 
druckpumpe und Saddams Superkanone 
das gleiche Schicksal: kein einziger schar- 
fer Schuß wurde jemals aus ihnen abge- 
feuert. 

Dr. Kurt Dannhäuser, Ettlingen 


»Unser Schicksal sind die Strahlen — 
der Mensch und sein strahlender Lebensraum« ist ein Buch, 
das über die bioenergetischen und bioplasmatischen 
Funktionen des menschlichen Organismus, das energetische 
Milieu als Ursache von Zellfunktionsstörungen 
und Krankheiten berichtet. 
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»Die Welt wird von Persönlichkeiten regiert, die sehr 
anders sind, als man meint, wenn man nicht hinter die 
Kulissen schauen kann«, meint Benjamin Disraeli. 

Dieses Buch informiert über diese massive Verschwörung 

- einer »verborgenen Hand«, einer »geheimen Kraft«, 
die die Nationen der Erde in den endgültigen Zusammenbruch führt, 
damit eine gottlose, totalitäre »Weltherrschaft« errichtet 
und rücksichtslos durchgesetzt werden kann. 
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